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der von dem Herrn Generalfrldännarschall Göring 
eingesetzten Prüfungskommission über die im Gau 
Franken in der Zeit vom 9.11.1938 - 9.2.1939 


vorgenommenen. Arisierungen und die im Zusammenhang 


hiermit festgestellten Nißstände,., 
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Unfang des 
Auftrags. l.) Der Auftrag arstreckt sick darruf, d no 


Nachprüfung llər seit dem 9. Novenber 1938 in 
Gau Franken erfolgten srisicrungen, Unschrei- 
bungen und Löschungen im Grundbuch sowie der von 
Juden erfolgtsn Schenkungen und notnriellen 
Abtretungen vorzunehucn, 

Srweit der Bericht (Teil B) sich auf die 
Arisierung von Grunöstücken und denit zussmnen- 
hängenden Foräcrungen bezicht, sind Gegenstand 
dcs Berichts in erster Linie die Vorgänge in den 
Städten Nürnberg und Fürth, von denen die dort 
ansässigen Juden betr.ffen wurden./Die in Nürn- 
berg cder Fürth wohnhnften jüdischen Eigentümer 
haben zum Teil much Grundstücke in anderen Orten 
besassen, Z.P. in Erlangen, die von der Aktion 
in Nürnberg und Fürth ebenfells erfaßt worden 
sind. Ermittlungen über die Vorgänge in den an- 
deren Orten des Gnues Franken sind oingelcitet, 
aber n;ch nicht völlig abgeschlossen, Um die Er- 
stattung äicses Berichts nicht weiter hinauszu- 
schieben, ist das endgültige Ergebnis dieser Er- 
mittlungen nicht erst nbgewartet worden. Ein 
nusreichonder Überblick Über Art und Umfang 
dioser Fälle ist cber sch:n nuf Grund des v:rlior 
genden Mätorinls möglich. Ahußerhalb van 
Nürnberg und Fürth handelt cs 
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sich um nicht sebr vielo und zumeist weniger 
bedeutende Fälle. In Betracht kommen nament- 
lich Ansbach, Erlangen, Gunzenhausen, Læ f 
(Pegnitz), Neustadt a.d.Aisch, Scheinfeld 
und Weissenburg i. Bayr. Zur Aufrollung andc- 
rer grundsätzlichen Fragen als die Nürnberg- 
Fürther Fälle bieten die übrigen Fälle keinen 
Anlaß. 

Die Nachprüfung in Nürnberg und Fürth 
hat am 10, Februar 1939 bogonnen./’Sic gestal- 
tete sich äusserst schwierig und erforderte 
geraume Zeit, da sie sich auf hunderte von 
Rechtsgeschäften erstreckte und cine grosse 
Anzahl von Vernchmungen erforderlich wurde, 
über die Niederschriften oder Äusserungen 
vorlicgen. Das Material mußte in großen Um- 
fange mühsam beschafft werden, da die Organi- 
sation der Nürnberger Arisiorungsstelle auch 
noch jetzt ganz unzulänglich ist. Eine Gewähr 
dafür, daß alle Fälle erfaßt worden sind, kann 
unter den gegebenen Verhältnissen nicht über- 
nommen werden. 

Unterstützt urin dii Arbeiten der Prü- 
fungskommission durch Boauftragte dos Reichs- 
schatzmcistcrs, die dio Finanzgeberung der 


Arisisrungsstelle und dis Gaues vom Stand- 
punkte 
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Die für die 
Aarisierung 
geltonden 
Vorschriften 
dcs Staatos und 
der Partei. 


punkto der NSDAP. nachzuprüfen hatten, und durch 


die örtlichen Organe der Roi chstTinnnzverwaltung. 


2.) Zum Verständnis der Vergönge in Nürn- 


berg-Fürth und in übrigen Gm Franken ist es 


angezeigt, cinen Übernlick über die für die 


Arisierung (Entjudung) massgeblichen Vorschrif- 


ten des Stazstes und der Partei yvoranzustellen., 


2) 


3 


Bercite in der Verordnung Über die 
anmeldung âes Vermögens von Juden vom 
26. April 1938 (RGBl. I S. 414) ist 
angeoränc*, daß die Anmeldung boi der 
höheren Verwaltungebehörde abzugeben 
war ($ 4 der Vereränung). 

In $:.7 dersölben Verordnung wurde 
der Beauftragte für den Vierjahr 
ermächtigt, div Maßnchmen zu treffen, 
dio notwendig sind, un den Einsatz des 
anmsldenflichtigen Vermögens im Ein- 
klang mit den Belangen der dcutschen 
wirtschaft sicherzustellen. 


Nach der Anordnung auf Grund dor Ver- 
ordnung über dic Anmeldung des Vermögens 
von Juden vom 26, April 1938 (RGBl. I 

Sy 415), bedar? dio Veräusserung usw. 
cines gewerblichen, lend- oder fomtwirt- 
schaftlichen Betriebes der Genehmigung 
Qer höheren Verwaltungsbehörde, wenn an 

dem 
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dem Rechtsgeschäft ein Jude als 
VertragsschließBender beteiligt ist. 


Nach der Drittcn Verordnung zum 
Reichsbürgergesctz vom 14. Juni 19538 
(RGBl. I S. 627) werden die jüdischen 
Gewerbetricebe in cin Verzeichnis ein- 
getragen, das yon Behörden geführt 
wird ($ 7 der Verordnung). Dic Ein- 
tragung in das Verzeichnis wird von 
der Behörde verfügt ($ 8 der Verord- 
nung); die Entschcidung der Behörde 
kann auch von dem zuständigen Geulci- 
ter der NSDAP. beantragt werden ( $ 14 
der Verordnung). 


Nach der Verordnung ‚zur Durchführung 
der Verordnung zur Ausschaltung der 
Juden aus dem deutschen "irtschafts-_ 
leben vom 23. November 1938 (RGBl. I 

S. 1642) sind Einzelhandelverkauf- 
stellen, Versandgeschäfte nder Bestell- 
kontore von Juden grundsätzlich auf- 
zulösen und abzuwickeln. Mit der 
Durchführung sind staatliche Behörden 
beauftragt. 


In der Zweiten Anordnung auf Grund der 
Verordnung übcr die Anmeldung des Verz 
mögens von Juden vom 24. November 1938 
(RGBl. I S. 1668) ist von dem Beauftrag- 
ten für den Vierjahresplan der Reichs- 
wirtschaftsminister mit der Aufgabe 
betraut, im Einvernchmen mit dem 
Reichsminister des Jnnern und den übri- 
gen beteiligten Reichsministcrn dic 


Maßnch men 
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Maßnshucn zu treffen, die notwendig 
sind, um len Zinssatz dcs anmelde- 
pflichtigen Vermögens im Einklang mit 
den Belongcen der deutschen "Wirtschaft 
sicherzustellen. 


in der Veroränung über den Einsatz des 


“srmögens vom 3.Dezember 1938 


(RCBl. I 5. 1709) und der Verordnung 
zur Durchführung dieser Verordnung vom 
16. Januar 1939 (RGBl. I S. 37) sind 
nähere Vorschriften über die Entjudung 


von gewcrblichen Betrieben, land- und 


jüdischen 


forstwirtscheftlichen Betrieben, von 
Grundeigentum and sonstigem Vermögen 
von Juden getroffen. Mit der Durch- 
führung sind staatliche Behär den be- 
auftragt. In dieser Verordnung ist u.a 
auch bestimrt, dass die Genchmigung 
zur Veräusserung jüdischer Gewerbebe- 
triebe, jüdischen Grundbesitzces oder 
sonstiger jüdischer Vermögenstcile 
unter Auflagen crtoilt werden kann 
und daß dicste Auflagen auch in Gold- 
leistungen dcs Erwerbers zugunsten 
Ges Reichs bestechen können ($ 15 der 
Ver rdnung) Neu iet in dicoser Verord 
nung u.a. Gcr Genehmigungszwang für 
Verfügungen tiber Grundstücke und grund 
stlcksgleicric Rechte durch Juden. Die 
Verordnung ist an 5. Dezember 1938 
verkündet worden und mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft getreten ($ 24 der 
Verordnung). Rx 
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g) Der Bemftragte für den Vierjahresplan 
hat mit Erlaß vom 10. Dezember 1938 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
des Führers folgendes angeordnet: 


I. 


" (1) Die Ausschaltung der Juden 
aus dcm deutschen Wirtschaftsleben ist 
Aufgd c des Staates und obliegt daher 
ausschließlich den hierzu ausdrücklich 
bestimmten Behörden und Stellen. 


(2) Soweit bisher besonderc Ein- 
richtungen für diesen Zweck geschaffen 
worden sind, bedürfen sic der Genehmi- 
gung des Reichswirtschaf tsministors 
oder sie sind aufzuheben. 


Il. 


Die Übernahme jüdischer Betricbe 
und sonstiger Vermögenswerte aus jü- 
dischem Besitz hat nur auf streng got 
setzlicher Grundlage gemäß den dafür 
erlassenen Vorschriften zu erfolgen. 
Geschäfte, die im widerspruch hierzu 
seit dem l. November 1958 vorgenommen 
worden sind, werden rückgängig gemacht. 


III. 


Der Nutzen aus der Ausschaltung 
der Juden aus dem deutschen Wirtschafts- 


leben kommt allein dem Reiche zu. Per- 
sonen und Stellen, die aus der Über- 
leitung jüdischer Betriebe oder sonsti- 
ger Vermögenswerte aus jüdischem Besitz 
einen ungerechtfertigten vorteil gezo- 


gen haben, können daher zu einer Aus- 
i eichs- 
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glcichsaýgabe zugunsten des Reichs 
herangezdgen werden." 


Diegur Erlaß ist nicht nur an dic 
Reichsbehörden, sondern auch an die 
Leiter und Führer der Gliederungen 
d Partci und der angeschlossenen 
Vdrbände und dic Gaulciter ergangen 
und ferner den Reichsleitern der 
NSDAP. ncchrichtlich mitgeteilt wor- 
deh. Der Stellvertreter des Führcrs 
- Stab - hat mit Erlaß vom 16.Dezem- 
ber 1938 an die Reichsleiter, die 
Gauleiter, die Führer der Glic derun- 
gen und die Führer der angeschlossce- 
nen Verbände der NSDAP. eindringlich 
darauf hingcwicsen, daß säntliche 
Partcidienststellen den Erlaß des 
Beauftragten für den Vicrjahresplan 
geneuestons zu beachten haben und daß 
Zuwiderhend&@'..”. sich ohne Rücksicht 
auf die Person den schärfsten Bestra- 
fungen aussctzen. 


Auch in dem Eroten Durchführungserlaß 
des Reichswirtschaftsministers über 
den Einsatz des jüdischen Vermögens 
vom 6. Februar 1939 - III Jd. 1/2082/ 
39 - (veröffentlicht im Ministerial- 
blatt für Wirtschaft und im Reichs- 


ministerialblatt für die innere Ver- 
waltung sowie in anderen Blättern) 
ist ausdrücklich darauf hingewicsen, 
dass in Übereinstimmung mit den be- 
stimmten Anordnungen des Beauftragten 
für den Vierjchresplan die Durchfüh- 
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rung der gesamten Entjudung Sache der 
zuständigen Verwaltungsbehörden ist. 

Es wird darin weiter bemerkt, daß die 
Beteiligung der Parteistellen im Ein- 
vernehmen mit dem Stellvertreter des 
Führers durch eine weitgehende gutacht- 
liche Anhörung der Gauleiter der NSDAP. 
sichergestellt ist, daß die Entscheidung 
und Verantwortung jedoch ausschließ- 
lich bei den stantlichen Stellen liegt. 
Die Beteiligung der Parteistcllen an 
dem Genehmigungsverfchren nach $ 1 der 
Anordnung des Beauftragten für den Vier- 
jJehresplan richtet sich nach dem Rund- 
erl2eß vom 5. Juli 1938 -— III Jà. 2818/ 
38 - . (Hierzu Anordnung des Stellver- 
treters des Führers Nr. 89 vom 2.Au- 
gust 1938 an alle Gauleiter, siehe un- 
ten Buchstabe i.) Danach sind die Gau- 
leiter der NSDAP. vor der Erteilung 

der Genehmigung zu hören. Entsprechen- 
des gilt künftig vor der Erteilung ei- 
ner Genehmigung nach $ 8 der Verordnung 
vom 3. Dezember 1938 (Verfügung über 
Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte durch Juden) und vor einer 
Zwangsanordnung zur Veräusserung u.a. 
von jJüdischem Grundbesitz cder sunsti- 
gen jüdischen Vermögensteilen. 


Der Stellvertreter des Führers hat mit 
Anordnung Nr. 89 vom 2.August 1938 an 
alle Gauleiter betreffend Überführung 
jüdischer Betriebe u.a., angeordhet, 
daß für die Übernahme von Betrieben 


durch 
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durch Sachbearbeiter der Partei „der ihr 
angeschlsssener Verbände, die mit Ari- 
sierungen beschäftigt sind, die besondere 
Genehmigung des Stellvertreters des Füh- 
rers erforderlich ist, um Unzuträglich- 
keiten und Verdächtigungen zu vermciden. 


Durch Anordnung des Reichsschatzmeisters 
vom 2. September 1938 Nr. 57/38 ist im 
Einvernehmen mit dem Stellvertreter dos 
Führers sämtlichen Dienststellen der 
Partei einschließlich der Gliederungen 
und angeschlossenen Verbände untersagt 
worden, für die Beteiligung der Partei 
an wirtschaftlichen Aufgaben u.a. bei 
der Überführung jüdischer Betriebe an- 
deutsche Volksgenossen, Verwaltungsge- 
bühren, Spenden, Schenkungen, Stiftun- 
gen oder irgendwelche anders gearteten 
materiellen Zuwendungen anzunehmen oder 
gar die Erfüllung dieser Aufgabe von der 
Hergabe von Spenden usw. abhängig zu 
machen. Die Anordnung ist an sämtliche 
Gauschatzmeister gerichtet und u.a. 
auch den Geuleitern zugegangen. ) 


Am 6. Dezember 1938 sind die Gauleiter in 

einer Gauleiterbesprechung in Berlin, 

an der der Gauleiter von Franken teilge- 

nommen hat, auch noch mündlich nach- 

drücklich darauf hingewiesen worden, 

daß die Durchführung der Entjudung Auf- 

gabe der staatlichen Stellen ist. Das 

gleiche ist schließlich noch in der 

Sitzung bei dem Beauftragten für den 
Vier- 


N 





"Vierjahrssplan an-A. Februar 1939 ge- 


schehen, zn der der stellvertrende Ger. 
leiter dcs Gauss Franken, Hoa 1z 
teilgenommen hat. 


T 


Von Bedeutung für dic Grimdstücksarisie- 
rungen in Franken sinad schließlich noch 
die gesetzlichen Varschriften über die 
Vertretung der NSDAP. 

Zur Vertretung der NSDAP, in 


vermüsensrechtlichon Angelegenheiton 


meister zuständig (zu vgl, Erste Aus- 
führungsbestirmung. über die Veroränung 1 
zur Durchitihrung des Gesetzes zur Siche-- 
rag der binhsit von Partei und Staat 
von 29. April 1935 - RGBl. I S. 583, 

$ 1 Abs. 2, $ 15 Abe.2). Der Reichs- 
schatzmeister ist über sämtliche Konten ° 
der NSDAP. verfügungsberechtigt ($ 2 
Abs.3). Die Geunchatzmeister eind zwar 
innerhslb ikres ordentlichen Zuständig- 
keitsbereichs die Bevollmächtigten des 
Reichsschtzuneisters für die üblichen 
sich aus der Autstätigkeit orgebenden 
Rechtsgeschäfte vermögensrechtlicher 
Notur; sie bedürfen aber der ausdrück- 
lichen schriftiichen 
Reichsschatzneisters u.a. zu Verfügun- 
gen Über Grundstücke cder Rechte an 
einem Grundstück. ferner zu Verträgen, 
die auf den Erwerb eines Grundstücks 
oder eines Reciıts an einem Grundstick 
gerichtet sind und ochlieeslich zu 
Rechtsgeschäftcn, die einen höheren Wer | 
als 10 000 RM zum Gegenstend heben 


(2. 


| | 

3) ran ` | 
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( $ 7 der Ersten Ausführungsbestimmung 
in der Fassung der Vierten Ausführungs- 
bestimmung vom 31. August 1937 - RGBl. 

I S. 920 > ). Pür Rechtsgeschäfte, dis 
entgegen diesen Vorschriften abgeschlos- 
sen werden, haftet die NSDAP. nicht 

($ 16 2.2.0.). Zuwiderhandlungen gegen 


diese Bestimmungen werden als schwere 
Verstöße gegen die Interessen der Partei 
durch die zuständigen Parteigerichte 
geahndet ($ 22 2.2.0.). 


Aus der vorstehenden Darstellung ergibt 
sich, daß sich die Gruleitungen über dic 
Zuständigkeit der Staatsbehörden zur 
Durchführung der Entjudung und den Umfang 
der Beteiligung von Parteidienststellen 
dabei nicht im unklaren sein konnten. 

Daß stantliche Behörden die Träger dcs 
Verfahrens sind, ging schon aus der Ver- 
ordnung vom 26. April 1938 hervor. Die 
Anordnungen der Partei mußten den Gzulei- 
tungen ebenfalls bekannt sein. Wenn der 
Geulceiter-Stellvertreter Ho 1z in 
seiner Äußerung vom 25. März 1939 meint, 
daß durch die in der Nacht und am Morgen 
des 10, November 1938 vorgenommene große 
Aktion gegen die Juden alle Richtlinien 

und alle Gesetze auf dem Gebiete der 
Judenfrage illusorisch gemacht worden | 
seien und daß nunmehr die Partei selbstän- 
dig habe handeln müssen, so kann diese 
Schlußfolgerung keineswegs als notwendig, 4 
ja nicht einmal als naheliegend angesehen į 


werden, zumal bercits nach den Verordnun- f 
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gen vom 23. und 24. November 1938 erneut 
West iin Behöräcn mit der Behmdlung 
der Jußenfrage betraut wurden und bald 
darauf die Verordnung vom 3. Dezember 
1938 mit ausführlichen Vorschriften über 
die Entjudung erging» Zu welchen unmög- 
lichen Folgerungen die im Geu Franken 
vertrotene Auffassung geführt hat, geht 
aus einer Äusserung des Gauinspekteurs 
Ritter in seiner Vernehmung von 
24. März 1939 mit besonderer Deutlich- 
keit hervor, Er ist der Meinung, daß 
selbst eine Ancrdnung, wie die des Stel- 
vertretcrs des Führers Nr. 89 vom 2. Au- 
gust 1938 durch äic Ereignisse des 9,und 
10. November 1938 als überholt, bestimmt 
aber als gelockert zu betrachten gewesen 
sei, obgleich diese An-rdnung ausge- 
sprochenermassen den (unter allen Um- 
ständen verständlichen ) Zweak verfolgte, | 
Unregelmässiskciton zu vermeiden, Man 
kann nach dem V=:";:.ı? der Dinge weiter 
nur annehmen, dass men im Geu Franken 
auch die Anordnung des Reichsschatz- 
meisters vom 2, September 1938, Nr.57/38 
über dis Verbot finanzieller Gegenleistun 
en für die Mitwirkung der Partei an Ent- 
judungen und anderen wirtschaftlichen 
Aufgaben als überholt ansah und sich für 
befugt erachtete, dem Gau Pranken im 
Zusammenhang mit den Arisierungen ansehn- 
liche Geläbeträge zu verschaffen,|Unter 
der Devise "Pranken voran" glaubte men 
im Gau Frenken sich über gesetzliche Vor- | 
schriften hinwegsctzen zu können, die 
in den übrigen Teilen des Reichs 4 
die erforderliche Beachtung fandon. 
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Arisierung vor Grundstücken und _ 


mit Grunästücken zusammenhängen- 
den Forderungen. 

Organisation der 

Grundstücksarisie- 


rungen in Nürnberg 
und Fürth. l.) In Verfolg der Novembterdemonstrationen 


griff der stslivertrstonde Gauleiter Holz 
die Judenfrage auf. Seine bereits auf Seite 11) 
erwähnten Beweggründe mögen hier auf Grund 
seiner Äußerung von 25. Närz 1939 ausführlich 
wiedergegeben werden; 

„Der 9. und 10, November 1938. 


In der Nacht vom 9. auf 10. November und am 
10. November 1958 trugen sich in ganz 
Deutschlend Ereignisse zu, die ich als das 
Signel für cine völlig andere Behandlung 
Ger Zudenfrege in Deutschiand ansah. Es 
wurden dio Synagogen und jüdischen Schulen 
niedergebrannt und es wurde das Jüdische 
Eigentum sow-hl in den Geschäften als auch 
in den Privathäusern zerschlagen. Außerden 
wurde durch die Polizei cine große Anzahl 
namhafter Juden in die Konzentrations- 
lager verbracht. Wir besprachen uns gegen 
Mittag im House des Gauleiters über diese | 
Vorgänge. Jeder von uns war der Auffassung, i 
dass wir nun in der Judonfrage vor einer | 
vollkommen neucn Sachlage stünden, Durch die 
in der Nacht und am Norgen des 10, Novem- 
ber vorgenommene große Aktion gegen die 

Juden 
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Juden wren ¿lle Richtlinien und etle _ 
Gesetze auf diesem Gebiet ällusorisch _ 
gemacht werden. Wir waren (und insbeson- 3 
ders wer des meine Neinung) der Auf- p 
fassung, daß nun in dicser Hinsicht 
selbständig zu kendcln sci. Ich machte 

dem Grulsiter den Vorschlag, daß man in 
Anbetracht 1er bestehendcn großen Woh- 
nungsnot an besten die Juden in eine 

Art Internicrungslager stecke, Dann wür- 
den dic Wohnungen zugenblicklich frei 

und es könn: die Wohnungsen:t zum Teil {T 


te mn dis Juden vnter Kontrolle und 


wenigstens behoben werden. Außerdem 7% 


L 
unter Bowrchung. Ich sotzte noch hinzu, t 
"unseren Kriegsgefengenen und Kricgs- fi 
internierten ist es ja cuch nicht an- 
ders gegangan." Deor Gauleiter bezeich- 7 
nete diesen Vorschlag als zunächst nicht 
durchfüaurbar. Deoranfhbin machte ich ihm 
einen zwelien Vorschlag: Ich erklärte 
ihn, 28 ich cs für undenkbar halte, 
aag die Juden noch jetzt, nachdem man 
ihnen ihr Eigentum zerschlirgen habe, 
‚Häuser une Grundstücke besitzen könnten, 
Ich machte den Vorschlag, daß ihnen dio-° 
se Häuser und Grundstücke entzogen 
werden müßten und erk lärte mich bereit, 
daß ich eino derartige Aktion durchfüh- 
ren würde. Ich erklärte, durch diose 
Arisisrung jidischor Grundstücke und 
Eäuser könnte men cus doren, Erlös dem 
Gau einen großen Betrag zuführen. Ich l 
nannte einige Millionen Merk, Ich erklär-2 
te, daß nach w iner Ansicht dicoe Ari- 

sierung 
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sierung ebenso legal durchgeführt 
werden könne wie die Arisierung der 
Geschäfte. Der Gauleiter erklärte hier- 
auf etwa dem Sinn nach: " Wenn Sie 


denn tun Sie es. Der erlöste Betrag_ 
soll dann zum Beu einer Gauschaule 
verwendet werden." Noch am selben Nach- 
mittag begann ich die Arisierung jü- 
discher Grundstücke zu organisieren. 

Ich erklärte euch hier, ebenso wie in 
meiner Denkschrift, daß ich dieso Ari- 
sierung jüdischer Grundstücke für eine 
logische weitere Aktion der Vorgänge 
vom 9.. und 10. November gehalten habe. 
Ich war der Auffaesung, daß ich mit 
dieser Aktion der Prrtei, dadurch, daß T 
ich ihr Geldmittel zuzuführen versuch- 
te, einen Dienst erweise. Ich war wei- T 
terhin der Auffassung, daß die Übergabe‘ 
ger, Grundstücke und Häuser aus, jüdische 
in deutsche Hände cine nätionalsozin- 
listische Handlungswoise_sei.]Man hat 
‚mir entgegengehalten, daß im August 

1938 eine Anweisung, die Arisicerung 
jüdischer Betriebe betreffend, hineus- 
gegeben worden sei, Nach dieser Anwei- 
sung muß bei solchen Arisierungen dio 
Genehmigung der Regierung eingehclt 

' werden. Ich erkläre demgegenüber, 

daß ich mit der Ari- 


a = 


sierung jüdischer 


Betriebe nichts zu 
tun habe . Außerdem erkläre ich, © 


-._—. [— 


daß durch die Vorgänge vom J.und 10. 
| November 
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Novembcr diese Richtlinien illusorisch 
gemacht worden waren. Wir sahen alle eine 
völlig neuc S2zchlsge vor uns. Ich möchte 
sagen: einc Rev lution, auf dem Gebiet 
der Judcnfrage. Ich bin überzeugt, kein 
Nationalsozizlist in ganz Deutschland 

het in diesen Tagen anders als ich ge- 
decht, Außceräcm weisc ich ausdrücklich 
darauf hin, daß erst am 25.2.3539 in der 
Anordnung Nr. 43/39 Richtlinien auf die- ® 
sem Gebiet von dem Parteigcenossen, Reichs 
leiter Pormann, herausgegeben wurden. Das # 
ist der schlagendste Beweis dafür, daB 
solche Richtlinien vorher nicht vorhanden ? 
waren, Es waren auch keine demgemässen 
Gesetze vorhanden." 


Zu dieser Äußerung mag nur kurz bemerkt 
werden, daß Holz nicht erst durch die An- 
ordnung Nr. 43/39 àes Reichsloiters Borman 
von der Zuständigkeit der staatlichen Stellen \ 
unterrichtet worden ist, 


Ho 1 z setzto Beauftragte für Nürnberg 


und Fürth ein, um die Arisicerung jüdischen Grund-7 


vermögens durchzuführen, und zwar mit der Be- 
gründung, daß die Juden im Gmu Franken ver- 
suchten, ihre Grundstücke zu tamen, möglichst 
hoch zu belasten, Judenknechten schenkungsweise 
zu übertragen, Hypotheken zu billigen Proison 
abzugeben usw. - 

Pür Nürnberg wurde dor Grundstücksmakler, 


SehätzLle r eingesetzt, für Fürth der 
Stadtrat 
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Stadtrat Sandreu Schätz- 
le r wurde äurch den KRmaufurnn und Gaufachgrup- f 
penleiter bei der DAF,, Heinrich Wulf, 
Sandreute Tr von dem Grundstücksmakler 
Georg Nage 1 unterstützt. Als Sand- 
reuter am 14. Dezember 1938 für das ge- 
samte Gaugebicet As Treuhänder für die Arisiorungd 
des jüdischen Grundvormögens eingesetzt wurde, | 
ging Nage l nach Nürnberg, un in der dort 
geschaffenen Zentralstelle (zuerst DAF, Essen- 
wcins trasse l, dann ab l, Fcbruar 1959 Blumen- 
strasse 9) dem Sandreuter zur 
Beilage III Seite zu stehen (Angabe Nagels vom 10. Februar 
zag 1939). Ho 1l z wurde im übrigen durch die 
Mitglieder der Gaulcitung, SA-Standartenführer 
Fritz Hut zle r wurd Gauinspekteur 
4-Obersturmbannführer Fricdrich Ritter 
unterstützt. Hut z1le r war für die Wache 
und andere Dienstleistungen eingesetzt, | 
Ritter sollte lediglich die einlaufenden 
Kontonuszüge und Berichte der Bayerischen Ge- 
Beilage 237 meindebank annchmen (Äusserung Holz vom 25. 
| em März 1939). In den Büro in der Blumenstraße . 
sind verschidene Angestellte beschäftigt; 
zeitweilig sind auch Notariatsbeamte dort 
tätig gewesen. Die Organisation wr und ist, 


wie bercits bemerkt, noch keineswegs durchge- 
führt, 
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führt. 


Gegenstand der 

Grundstücksarisierun- 

gen in Nürnberg und 

Fürth. 2,) Dic Arisierungen wurder vollzogen 


durch Veräusserunger ven Grundstücken, Abtre- 
tung von Foräcrungen, insbesondere Hypotheken- 
furderungen und Enuvfpriöishorebsetzungen. 

Die den Juden zugebilligte Ges onlceistung 
betrug grundsätzlich 10% dcs Einheitswertces 
oder Nennbetrages der Fordcrung. Zur Begründung 
dieser gæringen Preise hat sich Holz in dori 
Berliner Sitzung vom 6. Februar 1939 
rufen, deß die Juden ihrco Grundstückc zumeist 
in der Inflation für woniger als 1/10 des Wor- 7 
tes erworben hätten. Diese Behauptung entsprich#, 
wie die stZchrrobenweise Nachprüfung einer f 
grossen Anzehl von Einzelfällen ergeben hat, 
nicht den Tatsachen. Soweit Infletionskäufe 
vorlicgen,ist übrigens nicht bekmnt, ob und 
in welcher Höhe nachträglich Aufwertungsbe- 
träge 2n dic joweiligen Veräusserer gezahlt 
wcrden sind. 

Dic Grundstücksveräusserungen warden ge- 
wöhnlidh in zwei notnriell beurkundeten Ge- u 
schäften vollzogen: Knufangsbot und Vertrags- į 
übernahmc., Der jüdische Tigontúmor würde 


zunächst 
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WIE 


zunächst verenlaßt, zu -notariellem Protokoll 


sein Grundstück dem von dem Beauftragten der gau= 


leitung Franken der NSDAP. noch zu benennenden_ 
Erwerber zu bestimmten Beđingungen zum Kauf 
binnen 2 Jahren anzubieten. Zugleich erteilte 
der jüdische Verkäufer dem Beauftragten der 
Gauleitung Franken der NSDAP. unwiderrufliche 
Vollmacht, für den Verkäufer die Auflassung zu 
erklären und alle sonst zur Durchführung des 
Vertregs erforderlichen Erklärungen abzugeben. 
Bei der Beurkundung der Annahme des Angebots 
trat dann, z.B. Xagel ale Beauftragter 
der Gaulcitung Franken und ale Bevollmächtigter 
dcs Verkäufers, Holz als Erwerber auf, 
wobei Holz sich als Treuhänder der NSDAP. 
bezeichnete. Bei der Annahme des Ka fm gebots 
trat aber mitunter auch Sandreuter 
als Vertreter von H o 1 z in dessen Eigenscha 
als Treuhänder der NSDAP. auf./ 

In einer Anzahl von Fällen (etwa 40) wurden 
jüdische Grundstücke an Dritte verkauft, sei es 
unmittelbar von den Juden an sie, sei es nachdem 
vorher Holz als Erwerber aufgetreten war, 
| Die Abtrctung von Forderungen (gesicherten 
und ungesichorten) wurde cbenfalls gewöhnlich 
auf Ho lz vorgenommen, Zum Teil liegen auch 


nur Angebote von Abtretungen vor, die noch nicht 
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Beteiligung 
der Netare, 


angen- -mmen sind, Nach Angabe des Notars 
Reinfurt (von 15. Februar 1939) wurden 
über Hypothckenforderungen in der Regel Ver- 
tragsangcbote gemacht, während anäcre Forderun- 
gen an Ho l z als Treuhänder der NSDAP. un-s 
mittelbar abgetreten wuräen 

In ciner Anzahl von Fällen wurden die jü- 
dischen Grundstückseigentümer, wenn sic ihr 
Grunästück bereits vor der lovemberaktion 
veräußert und den Kaufpreis vcreinnahmt odor 
Restkaufprceisi. rderungen erworben hatten, an 
Stellc der nicht mchr möglichen Erfrssung der 
Grundstücke sclbst zu Horabscotzungen des Kauf- 
preisces zugunsten des Gauos veranlaßt (Ku f- 


preishernrbsctzungen) . 


— ER 


3.) Die notnriellen Bceurküundungen wurden 
in Fürth von den Notaren Dr. Keim und 
Mayer, in Nürnberg von den Notaren 
Reinfurt, D.Hussel undKep- 
pe l vorg.nonncn. 

Nach dem Revisionsbericht dcs Bcauftrag- < 
ten dos Reichsschatzmoistors in Revisionsange- | 
legenhciten für don Gnu Franken der NSDAP. 
vom 25. Februn” 1939 haben dio Notare bis zu 


dicsen Tage folg:nd. Grbühren erhalten: 


a) 
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5 932.13 RM 

Beilagen XIV ; 13 575.70 " 
iid 14 801.03 " 

35 988.70 * 


4 e Dr 5 Hi 
91 647.09 RM. 


Die Notare sind außer dem Notar Mayer, der 


wegen norh bis April end=uernder Krenkheit 
kd Beilagen XXII nicht erreichbar war. zur Äusserung versnlast 
worden. 

Zuerst wurde Keim tätig, an den 
Sandreuter en 1l, November 1958 aben 
herantrat. Er wurde in das Rathaus der Stedt 
Fürth bestellt und traf dort den Smätrat 
Sandreute r , Grufachgruppenwalter 

. Nagel, Kreiswirtschsftsberater Stefan g 
Winter unà noch einige andero, ihm nicht 
bekannte Persönlichkd ten an. Nagel und | 
Sandreuter machten ihn mit dem Zwec 
der Unterredung bekannt. Kein begann noch 
in derselben Nacht mit den Bourkundungen, die 
sich bis etwa 5 Uhr morgens erstreckten und ar 
12. November 1938 um 9 Uhr vormittags fortgese' 
wurden. Er amtierte im Retheus Fürth. N ag e 

un Sandrenut er handelten anfänglich 
auf Grund miindlirhrı /ulimecht des stellvertre 


tenden Gauleiters Ho 1 z . Später legten si 
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schriftliche Vollmacnten vor, die vn H 41 2z 
unterschrieben waren und ĉas Gausiegel trugen. 


Die Notare Reinfurit und Kep- 


Nowember 1938 zur Vornahme von Beurkundungen 


pe 1 in Nürnberg, die einige Tage nach dem 1 


aufgefordert warden, erhielten Abschrift eine 
Vertragsangcebots, das Ke i m einige Tege vor-) 
her beurkundet hatte. Hiernach hatte der jü- J 
dische Grundeisentümer einem von Beauftragten 
der Gauleitung Franken der NSDAP. zu benennendeg 
Erwerber scin Grunäistück für 10 % des Binhetto-) 
werts zum Kzuf angeboten. Reinfurt 
und Keppel hatten gegen diese Beurkund 
gen Bedenken und trugen dies sofort dem Land- 
gerichtspräsidentzn Dr. Hösch in Nürnber 
vor, unter dessen Dicnstaufsicht Sie stehen, 
erhielten aber nach iftr.r Angabe den Beschcid, 
daß keine Veranlassung bestehe, die Beurkund 
abzulehnen. Sic beg-ennen am Nachmittag des glei. 
chen Tages mit den Beurkundungen in den Dienst« 
räumen der DAF., Abt. Haus und Heim in Nürnberg 
Essenweinstraße 1 (Arisierungsstelle). In der 
Arisierungsstelle waren dio Mekler Schät 
ler und Wolf | tätig, später kamen noch} 
Stadtrat Sandremurte r und dor Mekler 
Nagel hinzu, 

Hus se 1 und vorher sein N-tariets- 


vertrete 








5. 


vertreter waren in Arisierungsangelegenhciten 
seit dem 17. November 1938 tätig, und zwer in 
den Räumen der Arbeitsfront. Die Verhandlungen 
mit den Juden führten Wolf wdäSchätz 
ler. 

Nach der Dienstordnung für Notare wäre 
Anlaß gewesen, daß die Notare mit den Beteilig- 
ten ihre Zweifel erörtert hätten, ob dic Ge- 
schäfte mit den gesetzlichen Vorschriften im 
Einklang standen, ob sie etwa nichtig waren und g 
ob sie dem wahren Willen där Beteiligten ent- | 
sprachen. Der Notar hätte aelsdenn, sofern er 


dabei die Überzeugung von dcr Nichtigkeit dcs 


Geschäfts erlangt hätte, dic Beurkundung ableh- 77 


nen müssen. Blieb er dagegen im Zweifel darüber, a 


eb das Geschäft nichtig sei oder nicht, so hätte 


er die Bolchrung sowie die Erklärung der Botei- I 


ligten dazu in der Niederschrift vermerken 
sollen ($ 35 der Dicnstordnung für Notare; AV. 
des RJuM. vom 5. Juni 1937, Dt.Justiz, 5.874). 
Es entstcht die Frage, ob im Hinblick auf die 
verstehonden Vorschriften eine Schadenersatz- 
pflicht der Notare anzunehmen ist, aus dor prak- 
tisch in erster Linie und mindostens dio Ver- 
pflichtung zur Erstattung der vercinnahmten 
Gebühren folgen würdo ($ 21 der Reichsnsterord- | 
nung; Seybold-Hornig, Reichsnotarordnung 1937, 
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Anm. VIII,1 zu $ 21; Reichsgericht vom 28. 
Juni 1933, Ba. 141 S. 285; Bd. 114 5.205). 
Auf $ 254 BGB. werdcn sich die rechtskundigen 
Notare schwerlich berufen können. Nötigenfalls 
bosteht die Möglichkeit, daß dic Dienstaufsichte 
behörde, in erster Linie also der Landgerichts- 
präsident ($ 65 Reichsnotar.rdnung), eingreift 
(zu vgl. $ 156 Abs. 5 der Rechtskostenordnung). 


der Grundbuch- 


beamten. 


Beilagen XXII 
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4.) Die Eintragungen im Grundbuch in Nürn- I 
berg und in Fürth wurden in der Hruptsache von 
Rechtspflegern vorgenommen. Von dor Kommission 
sind mehrere der den Rechtspflogern vorgosetzte 
Richter gehört worden, nämlich Amtsgerichtsrat | 
L e i s (Fürth) und Antsgcerichtsrat Dr. 
Petschner sowie Oberamtsrichter D ë r 
( Nürnberg). 

Leis erhielt am 14. November 1938 
von einem Becnten der Stedt Fürth die ersten 
beiden Urkunden über Arisicrungsverkäufe (Urk, 
Nr. 1514 und 1546/38 dos N-tars Kein). Im erster 
Fall (Vertreg voun 10. November 1938) erwarb 


die Stadt Fürth v.n dor israclitischen Kultus- d 


gemeinde Fürth ĉeren gesamten Grundbesitz. 
Der Einheitswert betrug rund 57 000.- RM. Als 
Preis für die Überlassung der Grundstücke waren 


100.-RM eingesetzt. In der zweiten Urkunde 
vom. 
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vom 12. November 1938 erwarb die Stat Fürth 

von &inem jüdiechen Privetmann ,Sahnilim an m 
ein Grum stück im Einheitswert von etwa 1 800. K: 
RM für 180.- RM, In beiden Fällcn wurde un- 
mittelbar an die Stadt Fürth verksuft. Auf 

Seiten des Erwerters traten städtische Beamte N 
als Vertritor der Staät auf. Die Urkunden woren 
form2l in Ordnung, trotzdem weigerte sich A 
Le is , die beantragten Eintragungen vorzur A 
nehmen. Er war đer Ansicht, daß er seiner vor- 
gescizten Dicnststolle Bericht erstatten ntesa 
Er erklärte dics den städtischen Becmten in % 
Beisein des Amtsgerichtsdircktors Grein ok 
Am 15. N,veonter 1938 ersuchte der Retoassesso® 
Dr. Zzeitler in Fürth, als Vertreter für) 
die Stadt in der ersten Urkunde. die Eintre- | 
gung beim Amtsgerichtsrat Leí s zu er- 
wirken. Dieser mar gerade im Begriff, seine 
Bedenken dem Varstand des Amtsgerichts Fürth 
berichten. Im Anschluß hioren erhielt Lei 
einen weiteren Anruf des Stedtrate Sand- | 
.euter. sandreurte Tr brachte | 
zum Ausdruck, daß er ihn nicht als Amtsrichte rti 
ansprecho, sondern als PAarteigenossen und daß 

er die Sache der Geuleitung gemeldet habe, dad i 
nit sie ihren Wog sche, De is machte $ 
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Sandreuter seine Bedenken geltend 


RR 


und händigte ihm Abschrift seines dicnst- 


lichen Berichts zur Weiterleitung an die Gaudia 


tung aus. Leis legte seinen Bericht am 
15. November 1938 dem Amtsgcrichtsdirektor 
Greiner vor zur Weitergrbe an den 
Lendgerichtspräsidenten Dr. Hös c N. 
nachãem Greiner seine Dienststelle 
verlassen hatte, erschienen der Oberbürger- 
meister und Kreislciter Jakob von 

Fürth und Stadtrat Sandreuter. Sic 
wurden in Abwesenheit des Amtsg richtsdirek-- £ 
tors von Justizinspektor Dörer empfangen 
Oborbürgermoister _J ak o b. soll dort zu i 
Dö re r geäussert haben, dis Gauleitung _ 
werde Antsgrichterat Le i s_ Beine machen 
Greiner brachte sodann vom Landgerichti 
präsidänten den'’Bescheid zurück, daß dieser | 
keine Bedenken gegen den Vollzug der Urkunden 
habe. Den gleichen Bescheid erhielt Leis | 
kurz darauf vom Landgerichtspräsidenten 
persönlich. Schliesslich erging an 21. Dozem 
ber 1938 ein Erlaß des Land richte präsidentd 
an den Amtsgcrichtsdircktor in Fürth. Hieraus 
ist Punkt 2) hervorzuheben, der folgender- 
massen lautet: 


"Der 
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"Der Grundbuehr'chter oränct den 
Vollzug der Urkunden an oder or lehnt 
den Vollzug zb." 


Eine klare Stcellungnshme dos Lendgorichtspri - 
sidenten ist hierin nicht Zu Erblicken, 

Aus der Aussörung des Amtsgerichtsrats 
Petsehnc r iest ein Schreiben dor Gau- 
leitung der NSDAP., =n das Grundbuch-mt Nürnberg ° 
vom 30. November 1938 nit folgendem Wortlaut | 
bemerkenswert: 


"Der Verkruf jüdischer Grundstücke n 
Nichtjuien wurie nun grunds#tzlichen Er- 
wägungen herzus von der Partei der NSDAP. 
in dio Hnnd genommen. 

Wir ersuchen Sio desh>lb, die Eintre- | 
gungen cller dortigen Verkäufe, die nicht® 
unter der Kontrolle der Partei standen, 
zunächst zurückzustollen, bis wir diese 
Verkäufe zur Eintragung freigegeben 
haben," 


Das Grunäbuchamt gnb äicsen dor Pochtsgrundlnge D 
entbehrenden Ersuchen der Gruleitung statt, in- ) 
dem es mit den Notnren und den Parteien in 
Verbindung trat. 

Der Obernntsrichter Därr erklärt, des 
vorstehende Ersuchen sci nn das. Grundbuchrnt 
bereits 1 Woche vor dom 30. November 1938 von 
der Arisicrungsstolle fornmtndlich gerichtet 
worden, Darzufhin sei sen Notnren nrhegelegt 


worden, zu den noch nicht vocllzogenen Kaufver- 


' trägen 
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trägen über jüdische Grundstücke eine Äusserung 
der Gruleitunze cinzuholen, Das sei auch zu- 
meist geschehen; es scien aber euch Auflassun- 
gen ohne Frcignbe der Gruleitung eingetragen 
worden. 


Die Vorgäng- vom 
5. und 4. Dezember 
1938. 5.) Einer besonderen und eingchenden 


Behandlung bedürfen die Vorgänge vom 3. und 4. 


Dezcmber 1938. Sic stehen im Zuscmmenhmg mit 
der Verordnung über den Einsatz des jüdischen 
Vermögens vom 3. Dezember 1938. 

Am 3. Dezember 1958 wurden die Notare, 
zum Teil in die Diensträume der DAF., zum Teil 
in des Rothaus Fürth zusammeng rufen und er- 
sucht, die Annahme der noch schwebenden Ver- 
tragsangebote (es handölte sich um eine grosse 
Anzahl) zu beurkunden. Zunächst dachte man 
deren, daß der Gau Franken die Vortragangebote 
annehmen solle. Hiergegen wurden „ber Bedenken 
geäussert, weil dcr Gru keine eigene Rechts- 
persönlichkeit besitzt. Da der s tellvertreten- 
de Gruleiter Holz , der die Vertragsannah- 
men erklären sollte, nm 3. Dezember verhindert 
war, NMEA die Bourkundungen für den nächsten 
Tag, Sonntag, dem 4. Dezember 1938, in Aus- 
sicht genonmen. 

Ebenfrlls am 3. Dezember 1938 hatte man 
7, a 
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in später Abend- 

t er bestellt, Der 
Überbringer der Bestellung Avutete an, os 
sei cine geautzliche Regelung von Berlin zu 
erwarten, Gruinspcktcur Ritter Bei 
euch enwescnd. In den Friveträumen des Gastwirte 
L £ -D o O o EE 4 Ura L j den Stzdtrat 
S M: t P. ;n Gruinsnoktcur Ri t - 
t er, daca Grufschschaftswnlfer Nago 
und den Gruf:chgri Í e WARTE SEIEN 
Herron teilten ĉem Antsgerichisret mit, man 
wollc die Annehme der vielen noch schwebenden 
Verkrufsangeb’te en blase erklären lassen. Als 
Käufer solle dor Gon Frinken der NSDAP. genem ti 
werden. L è rwicerte darcuf, des gehe 
wohl nicht, aa der C'u keine Rochtspersönlich- 
keit besitze; min müsse dann den Grulciter 
Streicher persönlich ointrrgen. Die 
Beauftrogtin dis Grucs widersprechen dem aber, 
wcil der Name des Gauleiters wegblöoipen müsse. 
Die Besprechung wer dumit in wescnilichen be- 
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stunde wurden sodann Richter, Bermte und ngc- 
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stellte der Amtsgerichte Nürrberg und Fürth zu? 
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ciner Busprechung in die Räum> dur DAF, Decr- 
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wren u,.n. die Amtsgerichtsdirektoron Gr ü- 
b e r (Nürnberg) nd Greiner (Fürth), 


ferner der Obercmtsrichter Därr , Autsge- 


AT aiia QD 


richtsrat Dr. Leis mehrere Notnre sowie 
, 


ana L a a E ,:’ WR L-Z må Nagel F: 
Auch hicr handclts es sich zunächst um die Fræ ey 
ob dic Grunâstücke ~uf den Gru Franken im Grund- 


buch umgeschrieben werden könnten, wie einige 


Notsre meinten, Holz wm Nagel fühe | 


ten bei der Besprechung des "ort, Sic betonten, 


es müsse schnell gehandelt worden. Von der Ein- 


trogung dcs Cnucs Franken wurdco sus Rechtsgründea 


nbgesehen, und ce wurde bsschlossen , den stel-7 75 


vertritenden Gml.cater Ho 1» ris treuhän- 
derischen Erwerber einzutragen, demit guf diese | 
Weise der Gnu verfügen könne, und der Reichs- _ 
schntzmeister zusgesch'ltet sei. Zur Begründung 
wurde nıch Angabe des Amtsgerichtsrats Leis 
engeführt, der Gau Frenken habe seine besonderen 
Verdienste in der Judenfrrge und müsse deshalb 3 
nuch besondere Rechte erhalten., Seine besonde- 
ren Aufgnben in städtebnulicher Beziehung sowie 

im Zusnımenhang mit den Reichsparteitagen und 

die datsachs, aag er 'leistungsschwaeh gegenüber 
enderen Gruen und von Judon besonders nusgeplün- ® 
dert sci, berechtigten den Gru euch zu einem | 
besonderen Besitz. Holz verlengte, dnß noch 


em Sonntag mit den Eintrogungen in Grundbuch 


an 
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Norn wer sich 2130 über dic für dic Vertre- 


Ri - 


tung der NSD.r., bostehenden Vorschriften im 
klaron, wollte sioe zber umgehen. Mit dicser 
Schlußfoigerung steht -uch die Torstellung, 
die Holz in seirer Äusserunr vom 25. März 
1939 gibt, im grossen und ganzen nicht im 
Widerspruch, Er wili ^n 3, Dozenber von Na- 
gce l1 erfehren anben, daß durch cin komme m ocs 
Gesetz die grnzu árisicrung abec stoppt werden 
solle, Er beschloss nach seiner Angabe, die 
Krufsngcbote auch zum Abschluß zu bringen 

und die Grundstücke für die Partei mit einem 
Schlr2ge anzukr.ufen, Auf den Einwend, daß für 
Grundstückskäufe der Reichsschatzmeister zustän- 
dig sei, wili er erwidert haben: " Hier handelt 
cs sich um cine gcreonäsrte Aktion; wir werden 
uns hicrlür später von Peichsschntzmeister 

die Genchmigung cinholsn." Erbetont, er habe 
die nrisicrten Grundstücke für die Partei 
sichertt...'..n wollen. Übrigens wer cr nach 
Angabe dos Gruschatzucisters Hölle rich 
(Vernchmung vom 18. Nürz 1939) von diesem 
enläßlich dor Arisicrungsmaßnrchmen mehrfach 
dnrauf hingewiesen worden, daß für den Ab- 
schluß der Rechtsgeschäfte allcin der Reichs- 
schrtzmeister zuständig sei, Holz eoll 


nllerdings "uch dem Gnuschr tzmeister nur or- 
widert 
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widert haben: "Was ich tus. werde ich zu verant- 
worten wissen," 

In der Tat wurden sodann noch m 4. Dezember 
1938 die ersten Eintrogungen im Grundbuch auf 
Holz vollzogen, Zum mindesten wurden dic An- 
träge noch in des Eingangsregister des Grundbuch- 
mts eingetragen. Dice Eintragungen selbst zogen 
sich nllerdings noch nchrere Tage hin, mindestens? 
bis zum 7; Dozember 1938, 

Die vom 5. Dezember 1978 ab einsetzende 


auffnllende Beschlcunisung dos Verfshrens beruhte 


also darauf, dzss die Gnuleitung von der bevcr- 
stehenden Verkündung der Verordnung vom 3. De- 
zember 1958 erfahren hatte , und zwar war es 
Sandrcutes Dr, der die Kenntnis hiervon 
gesprächswcise vom Strntsrat Schmeer 

rm 3. Dezember 1938 erlangt hatte, wie er selbst 
unter Drrlegrng der näheren Umstände schließlich 
nngegeben ht, Schmeer hette ihm nämlich 
unter deutlichen Äusserungen seines Mißfelleng‘ 
über die Vorkommnisse in Nürnberg erklärt, 

werde cin Gesetz kommen, wonnzch bei allch Grund- 
stücksverkäufen dic Genehmigung der Rogid ung er- 
forderlich sci.. Seandre uter hyi dann, | 
wie er selbst eingcsteht, dem Na ge ij hiervon” 


Mittcilung gemacht mit dem Erxuchen, Hjo l z 


zu verstänčigen. Na ge 1 selbst behfuptet 
allerdings, cr habe nur von dem Bevorstehen 


eines 
UL: m. 
vu y (3 


steep eatdoj J9 son —T eo mT | 
{ 








Beilsge III 
S. 70 


Beilage III 
S. 74 


Beil. XXII 
S. 21,22 


'PE?-pS 


0033 


eines Gesetzes über ds Wdis chen Grundbesitz, 
aber nicht von t Er rais der yenehmigung 
etwas erfnrhren, 

gefunden hoben 

tregsannıchmsn unå damit zu ciner bewm 


Ey 


Umgehung des Gesctzes zu treffen Sa 

ter ist Sber bei seiner Darstellung ver- 
blicben. Nach seiner AÄngnbe sol! N l z zucd 
bei der Bcsprechung mit den Grunäbuchrichtern 
und Notzrcn von der Cenelmisungspflicht in 

der kenmenden Verordaung gesprochen heben 
(Vermehrung Snnäreuters vom 22. Februar 1939), 
Wio $ aärcute r bemerkt, ist uch der 
SA-Stenänrterführer H u t 2 1 e r über das zu 
erwnrtende Cesczz unterrichtet wordon (Verneh- 
mung Sendrcutcıs von 23. Februar 1935), Dem 
ámtsgcorichtsrat Le i s hat anch dessen Aanzobe 
(Vernchmung vom 23. Februnr 1939, 5. T. u. 8) 
übrigens Sa? cuter des Nöheren 
erklärt, Startsret Schmeer sei in Fürth 
gewesen und Frbe ihm, Sandrevwter , 
gesagt, der Erlaß cines Gesetzes sci benbsich- 
tigt, wonıch in Zukunft dor Vorkwf Jüdischen 
Besitzes der Genshmigung der kegicorung bedürfe, 
Dabei soll S$Schmee ‚wie Sandreu=z 
ter erzuhit hbc, dicsom den unmissvorständ- 
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lichen Rrt gegeben haben, vorher roch in Gau 
Franken möglichst- viel zu zrisioren. Suınd- 
reuter bestreitet all rdingss, sine solche 
Äusserung dem Amtsgerichtsrat Leis gegenüber 
getcen zu heben, und er hat jedenfalls über den 
wehren Irhal5 ĉc? Ausscerung des Steutsrats 
Schmeer in der Vernelmung ver der Prü- 
fungskommission ans ausgeführt, was oben wieder- 
gegeben worden ist (Vernehmung Sandreuters vom 
24. Februar 1939). 

Keine Kenntnis vcn den Vorgängen des 3. und 
4. Dezember 1938 will der Gauschatzmeister 
Hölle ri oh gehabt haben, Er erklärt dazu 
in seiner Vornehnung von 18. März 1939, daß er 
die Maßnahmen des 4. Dezember , wenn er sie recht- 
zeitig erfahren hätte, nienals gebilligt haben 
is, weil ihm bekannt sewesen sei, daß die 
Rechtsgeschäfte für dic Partei allein von 
Reichsschatzmeister hätten abgeschlæœ sen werden 
können. Wie er argibt, hütte er $gen die Maßnah- . 
men dos 4. Dezember Stellung genommen; er meint 
jedoch, daß or damit wohl kaum Erfolg gehabt habon 
würde, weil H o 1 z davon überzeugt gewesen 
sei, daß er richtig handele. | | 

-Es ergibt sich siso, daß die Darstellüngen - 
der Beteiligten über die Vorgänge des 3. und 4. 
Dezember 1938 nicht in allen Punkten überein- 


stimmen. Indessen igt, wie die Dinge sich 
auch 
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auch im einzelnen anscspiclt haben mögen, 
jedenfalls soviel klar, da8 dic auffallende 
Eile, mit der dic Ecurkundungen und Eintregun- 
gen ab 4, Dezemb.r 1938 betrieben wurden, sich 
nur erklären lasscn, wonn die Intercssenten 
mit der Gefahr rcchneten, daß ihnen durch ge- 
setzliche Maßnehmen die Ausführung dor Vertrags- 
angebote und die Erlangung von geldliähen Var- 
teilen für den Bau unmöglich gemacht werden 
würden. Man war also auf alle Fälle dazu be- 
reit, die Belange des Goues gegenüber den Ab- 
sichter dee Reichsgesstzgebers durchzusetzen. 


Die Entwicklung nach 
dem e Dezember 1938, 8.)Aus der Übersicht über die seit dem 9, 


November 1938 arisi.rten Grundstücke ergibt sich, 
dass in zahlreichen Fällen noch Angebote in der 
Zeit ab 5, Dezember 1978 gomacht worden sind, 
In der Tat sind Buurkundungen sogar nech nach 
dcm 6. Februar 1939 vorgenommen worden, und 
zwar mindestens bis zum 9. Februar 1959. Es 
sind auch Verkäufe von Grum stücken an Dritt- 
erwerber nach dom 5. Dezember 1938 vorgenommen 
worden, /Mit Schrei ben vom 12. Januar 1939 
forderten Sandreuter und Nagel 
die Notare in Nürnberg und Fürth zuf, mit der 
Arisicrungsstolle dor Gauleitung Franken eng 
zusamienzuarbeiton, un: did Arisierung jüdischen 
Grundvern# "ne ;__t1»- urchzuführen. Dazu sci 


es 


sus ann Ede 
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cs Vorawsctzung, drß alle Beurkundungen über 
Jüdischen Grundbusitz oäcr Rechte an solchen 
erst dann vorgenommen würden, wenn bei der Ari- 
sicrungsstcolle vorher Rückfrage gehalten worden 
sei. Schließlich wurden die Notare von Sand- 
reuter mit Schreiben vom 27. Januar 1939 
derauf aufmerksam gemacht, daß mit dem Verkauf 
der im Zuge der Arisicrung erfnaßten Anwesen 
Beilage VI. und Grundstücke nunmehr begonnen werde. Dic 

Notare wurden zugliich un Finrcichung von 
Listen, insbesondere über die sofort verkmufs- 
reifen Grundstücke ersucht, Dicse Vorgänge stehen 
im auffallenden Gcgensatz zu den Erklärungen, 
die der stellvertritende Gauleiter. Holz | 
in der Sitzung vom 6. Februar 1939 beim Beauftrag- 
ten für den Vierjchrcsplan in Berlin abgegeben | 
hat, 

Infolgedessen ist Ho 1 z zu einer ein- 
gehenden Äusserung über die Entwicklung nach dem 
4. Dezember 1938 veranlaest warden. 

Er hat dazu folgendes erklärt: 

" 7. Die Abst:ppung des Ankaufes, 


Nach- der Veröffentlichung des 
' Gesctzes vmt 4, Dezember habe ich die 
Anwcisung gegeben, den Verkauf abzustoppen 
und mit dcr Regierung in Verbindung zu __ 
treten. Ich habe demit- Perteigenossen 
Sendrecute Tr beanftragt. Ich 
habe 


Beilagé III. 
3. 23 


w OIALKTDO 
"$ UJUIYor 








IIS TPS 


0037 


E, y a 


dem Partéígcnossen Sandrceuter 
erklärt: " Leson Sie das Gesetz durch, 
unsere genzc Arbeit für dio Partei wair um- 
sonst. Das Reich wird den ganzen Erlös der 
Arisicrung cinziehen." Paerteigenöosse 
Sandrcute r erklärte mir: "Wir 
brauchen noch nicht die Flinte ins Korn zu 
werfen, ich will mit dem Wirtscheftsministce- 
rium in Verbindung treten, daß wir wenigstens 
den Betrag für dic Partei zur Verfügung ğe- 
stellt bekommen, der aus den Arisicrungen 
konrt, die bis zum 3. Dezember 1938 durch-_ 
geführt wurden. _ " Ich erklärte: " Wenn Sie 
das fcrtigbringen, dann würde mich das 
ungeheuer freuen.” Ich befahl aber trotzdem, 
don Verkauf abzustoppen und gab dem Partei- 
genossen Sandrewute Tr Auftrag, sich 
sofort mit der Regierung in Verb indung 
zu setzen., Ich sagte ihm, er möge dafür 
sorgen, daß die Regierung die gesamte Ari- 
sierung in dic Hände nimmt, Meines Wissens 
hat sich Parteigenosse Sandreuter 
dann sofort mit der Regierung telefonisch 
in Verbindung gesetzt und ist dann am 7. 
Dezember nach Ansbach gefahren, Die Regice- 
rung übernahm nicht die Arisierung der 
Grundstücke. Sic erklärte, sie habe keine 
Ausführungsbestimmungen, Ich ließ der Re- 
giem ng den Vorschlag machen, sie möge wo- 
nigstens cinen bevollmächtigten Beamten 
abstellen, drmit dieser die Leitung des 
Arisierungsbüros übernehmen könne, Auch 
dies lchnte dic Regierung 2b, Parseigenosse 
Sandreurte r fuhr noch einige Male 
nach Ansbach und ricf immer wieder telefo- 
nisch ^n Tr .xroirhto nichts. Ich bat 

dann 
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dann den Regierungspräsidenten, nach 
Nürnberg zu kommen. Er kam in Begleitung 

des Oberregicrungsrates Döbe l , der 
auch dic Arisicrung der Geschäfte übernonmen 
hatto und noch cines Rogierungsratcs, dessen 
Name mir entfellen ist. Boi der Besprechung 
waren noch dabei: Pnrtcigenssses Nagel 


8. 


und Perteigenosse Seandreuter,. 
Bei dicuser Bespr.chung wurde beschlossen, 
dass dic beiden Herren Regierungsräte zusam- 
men nit nir nach Berlin ins Wirtschafts- 
ninisterium fahren sollten, d.mit uns dort_ 
Richtlinien gegeben werden könnten, nach _ 
Genen dio Arisicrung im Sinne des Gesetzes 
von 4. Dezener 1938 durchgeführt werden 
könne, Ieh stcllc also fest, dass ich mich 
dauernd und energisch bonüht habe, daß die 
Resicrung gemäß dom Gesetz von 4. Dezember 
1958 die Arisierung der Grundstücke woiter 
betreipe. Der Hinweis der Regierung, daß ` 
noch keine Ausführungsbestimmungen da sei- 
en, kam mir bürokratisch und engherzig vor. 
Ich war der Auffassung, dass das Gesetz 

vom 4. Dezember klare und deutliche Anwei» 
sungen genug gegeben hatte, 

In der Besprechung am 6. Dezember , in 
der ich mich vor dem Generalfeldmarschall 
Göring rechtfertigte, habo ich er- 
klärt, daß wir nach Veröffentlichung des 
Gesetzes vom 4. Dezember 1938 den Verkauf 
abgestoppt hätten. Dies schrieb ich auch 
‚in meiner Denkschrift. Es wird mir vorge- 
halten, daß dies nicht der Wahrheit ents 
spreche. Dicsen Vorhrlt muss ich zurück- 
weisen. Teh hnbe k ine Veranliessung, die 

 Unwahrheit. 
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Unwahrheit zu sagen. Ich habe die Anwei- 
sung gegeben, deß grundsätzlich der Verkauf 
abgestoppt werden solle, Ich habe einige 
Ausnehmen gomecht bei besonders gelagerten 
Fällen. Ick habe beispielsweise das Haus, 
das Perteisenose Schöller gekauft 
hatte, im Auftrag dcs Gnuleiters wieder 
zurückgenonnen und es anderweitig verkauft. 
Ich hbe auch einige Häuser an die NSV. zu 
dem Preis verkauft, den die Juden dafür 
bekamen, D28 doreriigc Käufe durchgeführt 
werden können, ist im Gesctz vom 4. Dezem- 
ber riedcrgclegt und ich glaubte, diese 
Verkäufe verentwor ien zu können, weil damit 
Partciinteressen gewahrt wurden. Wir haben 
ausdrücklich miteinander besprochen, daß ein 
weiteror regelrechter Verkauf nicht nehr 
durchgeführt werden soll, Es wurde festge- 
Stellt, dag von den Häusern, die ich für die 
Partei angeknuft hrtte, cine monatliche 


- 


etseinnshro_von insgesamt 30. ~ 40. 000.-RM 
ger Partei zufließt, Von diesen Gesichts-_ 
punkt qus geschen hatten wir keine Veran-_ 
lessung, cinen regelrechten Verkauf durch- 
zuführen. Wäre dieser regelrecht weiter =- 
geführt worden, so hätten wir sicher in der 
Zeit das Zehnfrche an Häusern verkaufen 
können, als tatsächlich ve rkauft wurde. 
Wonn dann tatsächlich später cine Nittei- 
lung an die Notero hinmegegeben wurde, 
daß nun der Verkauf weiterhin durchgeführt 
`- werden könnc, so ist das muf die Tatsachen 
zurückruführen die ich unter 8) anführen 
werde. 
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8. Warum ich annehmen mußte, daß die 


richtig wor und gen sie weiter 
betrieben würde, 


Wir bemühten uns nun, nach den Erlaß 
des Gesetzes vom 4. Dezember 1938 für den 
Gau wenigstens don Betrag zu retten, der nus 
den Arsierunzen, die bis zun 3. Dezember 
1938 durchgeführt wurden, eingegangen war. 
Dies waren etwa 2 Millionen Reichsmark. 
Parteigerössee Sandrcute Tr erklär- 
te sich bercit, ins Wirtschnftsministeriun 
nach Berlin zu fahren und dort für den Gau 
zu sprechen. Parteigenosse Sandre u ter 
fuhr zusammen nit Parteigenossen Ritter 
nach Berlin. Sic trafen Ministerialrst 
Sehnmee r nicht an, wurden aber zu 
Parteigenossen Alf Krüger verwiesen. 
Nach ihrer Rückkunft berichteten sie mir, 
sie hätten Frrteigsnossen Krüger 
gesprochen und diesor hätte erklärt: 

l.) Er wolle sich dafür einsetzen, 

gass der Erlös , der bis zun 3, 
Dezember durchgeführten Arisierung 
den Geu verbleibe. 

Der Erlös der weiteren Arisierung, 
die nach dem 4. Dezember erfolge, 
nüsse selbstverständlich dem Reich 
zufließen, 

Die yzn den Juden rbgegeben“Voll- 


‚Dachten sollen ni ht zurückgenommen 
werden. Es soll den Juden gesagt 
werden: ihr scid doch nicht wohn- 
sinnig gewesen, zls ihr diese 
Vellmrcht abgageben habt. 
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Dicse nir mitgetsilte Auffassung war 
für mich von nusschlaggebondor Bedeutung. 
Ich hatte die Überzeugung, daß dem Gau doch’ 
äcr Betrag von etw. 2 Millionen Reichsmark 
verbleiben würden und ich wor der Auffas- 
sung, daß dic Arisierungen in där Weise, 
wic wir sic durchführten, nun auch von 
der Regierung weiter betrieben würden. 
Daß diese Art der Arisisrung also nicht 
als falsch ıngeschen würde. Später sprach 
dann Prrteiscnhese Senäreuter 
in Berlin nei Miristarirlrat IYchneer 
vor. Nach scinım Bericht erklärte ihn 
Minist;riniIrst Schneer, daßer 
dafür sorgen wolle, daß dem Gau der genenn- 
te Betrag von etwa 2 Millionen Reichsmark 
verbliibe,. Auch or orklärtc, die Arisic- 
rung könne in der bisher erfolgten Teise 
weiter durchgeführt werden. Es mülten aber 
dic cingslrufenen Beschwerden nachgeprüft 
worden. Porgcigenosse Sandreutecr 
berichtete, daB Schnmcer zuseannen 
mit Stantssckretär Körner diesen 
ihn gegebenen Bescheid besprochen habc., 
Ministeririrst Scehme er setzte noch 
hinzu, er werde hivrüber <n den Grualeiter 
persönlich «cin Schreiben schicken. Die- 
aes Schreiben tr2f kurz nach Weihnachten 
in Nürnberg cin. Ich habe espersönlich 
Herrn Regi.rungsret Meisinger 
übergeben. Es beginnt dnnmit: " In Anbe- 
tracht der in Gru Pronken besonders gola- 
„arten Verhättnisst-,...". Der nächste 


Satz heisst: "Ich behnlte mir vor, dieje- 


nigen . 


un] 
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nigon Boträgo, die von Ihr n für gencinnützi- 
ge Zwecke bereits vernusgabt worden sind, 
im Einzelfall; freizugeben," Pırteigonossce 
Sandreurte Tr crklärte nir, daß hier- 
unter dic zwei Nillioncen Reichsmerk für die 
Gauschule gemeint seien, Dann ist von einer 
Pressenotiz ie Redc, die der Regierungs- 
präsident erlassen soll. In vorletzten Ab- 
satz heißt əs: "Alle heute noch anstehenden 
oder noch nicht gänzlich rbeewickelten_ 
Rechtsgeschäfte bei der Veräusserung jü- 
Aischer Vernögenswerto müssen jedoch umgehend 
seitens der Grulcitung Pronk n an den zustäh =- 
digen Regierungspräsidenten in Ansbach zu Er-_ 
Jedigung überwiosen werden." Partcigenssse 
Sandreurte Tr wcndie sich auf dieses 
Schreiben hin wiederun an die Regierung, 

un sie zu veranlassen, cincen Bevollmächtigten 
nach Nürnberg zur Abwicklung dioser Rechtsge- 
schäfte zu schicken. Sie lehnte wiederun eb. 
Kurz darnuf erhielt die Regic rung von Mittel- 
franken cin Schreiben aus dem Wirtschafts- 
ministerium nit der im Schreiben von 23, De- 
zember 1938 angekündigten Pressenotiz. Der 
Regierungspräsident, der nuch Parteigenossa 
ist, war der Ansicht, daß unter der Veröffent- 
lichung dieser Pressunotiz das Ansehen der 
Partei leiden würde. Ich war der gleichen Àn- 
sicht. Diese Angelegenheit wurde in der be- 
reits unter Ziffer 7) erwähnten Besprechung, 
die ich im Hitlicrh>rus nit don Herren der Re- 
gierung hatte, sbenfrl11s erwähnt. Auch dies 
wer ein Grund, wosh-lb beschlossen wurde, 

daß ich zusammen nit den’ beiden Regirungsräten 


von der Regierung 
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Regierung Ansbäch nach Berlin ins Wirt- 
schaftsministorium fahren würde. Die Be- 
sprechung fand am 14. Janunr 1939 bei 
Porteigenossen AU Krüger statt. 
Ich bet Herm Krüger 
l.) er möge die Anoränung bezüglich 
der Priossenotiz rückgängig machen 
und begründete ihm dies. Die bei- 
den Herren der Regierung stellten 
sich auf den gleichen Standpunkt. 
Er möge zlie die Fälle, bei denen 
Beschwerden vorlägen, der Regie- 
rung übergeben, damit diese unter 
Zuzichung eines Gceubemuftragten 
die boanstnndeten Fälle durchprü- 
fe. (Dies wird im Schreiben von 
23. Dozen r 1938 von Ministeri- 
alrıt Scehmeer verlangt.) 
Er möge den Herren der Regierung 
Richtlinien geben, damit diese 
endlich àic Arisierung der jü- 
dischen Grundstücke in die Hand 


-43- 


Perteigenosse Krüger erklärte: 

a) Der Gau Franken würde gegenüber 
den anderen Gauen cine Sonder- 
behandlung erfchren. 


b) Die Presscnotiz brauche, nachdem 


dic Regierung ebenfalls der Meinung 
sei, daß das Ansehen der Partei 
durch ihre Veröffentlichung leiden 
würde, nicht veröffentlicht zu 
weräen,. 


Die Arisjcerung, nöge beschleunigt 
wo-tor betricben werden und zwer 
Aurch_ 


nm 
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durch dic Regierung, wcil das 
Wirtschoftsninisterium Geld brauche. 

Ich bat nun Farteigenossen K r ü - 
& e r noch cinmal, den Herren der Re- 
gierung Richtlinien zu geben und verah- 
schiedetce rich, weil ich dringend zu einer 
Sitzung der Reichs-und Gauleiter mßte. 

' Parteigenossce Krüger blieb nit 
den beiden Regierungsräten noch dea und 
ich nahm an, daß nunnchr die Richtlinien 
gegeben worden wärun, damit endlich dic 
Regierung dic Arisierung übsrnchnen könne, 
Ich kam nach Nürnberg zurück und war der 
Auffassung, da8 nunmehr in den nächsten 
Tgen in Einvernehmen und unter _Leitung 
der Regierung die Arisierung weiter durchr 
geführt werden könne. _ Dies verznlasste _ 
scheinbar auch Pa ‚rteigenossen Sand- 
zreuter , das Schreiben vom 27. Januer 
en die Notarc_ zu r richten, in dem er mit- 
teilt, dass nunmehr der Verkauf weiter 
durchgeführt würds. Es ist möglich, daß 
ich dem Parteigonissen Sa ndrreuter 
Auftreg gegeben habe, dicses Schreiben 
herauszugeben. Ich kann nich Jedoch nicht 
mehr daran erinnern. 

Am 30. Janusr 1939 hatte dann der 
Gauleiter eine Rücksprzche mit Herrn Gem - 
ralfcldmarschnl1 Göring. Sie war der An- 
laß, daß ich ən 6. Februar zun Herrn Gene- 
relfelänerschell gerufen wurde. In dic ser 
Sitzung bestimmte der Herrn Generalfcld- 
märschn]1: 

l. Roegistunestat Mois inger 
solle in Nürnberg nlle von nir vorge- 
nonre nen 


ONNA 
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nomenen Arisierungsfällc 
durchprüfen., - 


Erwoisen sich die Arisierungen als 
einwandfrci, so sollen sie in derselben 
Meise wsiturgeführt werden, 


53. In diesaı Falle soll dann ‘der Gau Franken 
den bereits wicderholt erwähnten Betrag 
von etwa zwei Millionen Reichsmark für 
den Bou einer Gnuschule zur Verfügung 
gestellt bekorien, Der Herr General- 
felämarsch:11 begründete dies danit, 
dass die zwci Millionen Reichsmark dann 
eine Art Vergütung oder Provision für 
den Gazu für dio weitere Durchführung 
der Arisierung sci. 

Ich hatte dem Herrn Genernlfeldmarschell vor- 
her versichert, wenn die Arisierung in derscl- 
ben Weise durchgeführt. werden könne wie bis- 
her, dann würde den Reich etwa in einem halben 
Jehr ein Betrag von ungefähr 30 Millionen_ 
Reichsmark zufliessen, Ministerialrat . 
Schme er nachte anschliessend den Vor- 
schlag, dss die Arisicrung, un K;rrup- 
tionen zu vermeiden, doch von dcn Behörden 
vargenonmtien werden sollte, worauf der Herr 
Genernlfeldmarschall erwiäerte, er sei der 
Auffassung, wenn cine Art Gesellschaft diese 
Arisiorung durchführe, dann würde dies viel- 
lcicht doch praktischer scin, Korruptionen 
scien, nachdem alle Surnen und Beträge usw. 
genauestens eingetragen werden müßten, debei 
kaun zu befürchten. Nach dieser Sitzung war 
ich mehr denn jo bestärkt, daß der vonkir 
eingeschlngene Weg der Arieierung jüdischer 
Grundstücke 
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Grundstücke richtig sei. Außerden war 

ich dor Auffassung, daß dicse Arisierung 
beschleunigt worden müsse, damit den Reich 
Geld zur Verfügung gestellt werden könne, 
Ich berichtcte quch in diesen Sinne meinen 
Gauleitor." | 
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Wach dan Unterlagen des-Reichswirtschafts- 
ministeriums, den Mitteilungen des Ministerial- 
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rats Af Krüger von 2l. und 22,April 39 
und des Überregierungsrats Dr. G6ottharädt 
vom 22.April 1939 vom Reichswirtschaftsmini- 
sterium sowie dem Beri cht des Regierungsprä- 
sidenten von Oberfranken und Mittelfranken 

vom 19. April 1939 nebst den angeschlossenen 
Äusserungen des OberregierungsratsDor. D o e- 


be 1 und der Regierungsräte I.Klasse 


SR Woıftf una Seiffer t ist die Dar- 


stellung in wesentlichen Punkten nicht zu- 
treffend. (Das bezeichnete Material liegt in 
(Beilage XXIII,) Abschrift bei.) Auch der Bericht des Regie- 
rungspräsidenten bedarf in einigen Punkten 
(Beilage XXVI) 
der Berichtigung. Es ist allerdings richtig, 
dass die Gauleitung Franken sich alsbald nach 
dem Erlass der Veroränung vom 3. Dezember 1958 
mit der Regierung in Ansbach in Verbindung 
gesetzt hat. Verbindliche Erklärungen über 
die Weiterbehandlung der Arisierungen haben 
die Gauvertreter von der Regierung nicht er- 
halten. Das Reichswirtschaftsministerium hat 
von Anfang an und zwar bereits in dem Privat- 
(Beilage VII) dienstschreiben des Staatsrats Schmeer 


an den Gauleiter des Gaues Franken persönlich 








MM 
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von 20. Dezember 1938 den Standpunkt vertreten, 
die von der Gauleitung Franken bei den Arisie- 
rungsgeschäften erzielten Gewinne müssten an 

das Reich abgeführt werden. Es sollte nur vor- 

' behalten bleiben, diejenigen Beträge, die vom 
Gau für gemeinnützige Zwecke bereits verausgabt 
worden seien, im Einzelfalle freizugeben. Dabei 
war, wie der Akvenvernerk vom 20, Dezember 1938 
ergibt, von der Annahme ausgegangen, dass unge- 
fähr 10 % der bei den Arisierungsverkäufen 
eingenommenen Gelder verausgabt worden seien. 

In Wahrheit ist von einer solchen Veraisgatung 
allerdings überhaupt nicht die Rede. Viölmehr 
war die Verwendung für Gauzwecke erst in Aus- 
Sicht genommen. Es ist nicht erfindlich, wie 
Sandreurter hieraus entnomnen haben 
kann, dass hiermit die zwei Millionen Reichsmark 
für die Gauschule gemeint seien. Ausserden soll- 
te nach dem Schreiben des Staatsrats Schneer 
durch den Regierungspräsidenten in Ansbach in 
Benehmen mit einen Beauftragten des Gauleiters 
eine Nachprüfung der Arisierungen, insbesondere 
der Grundstücksarisierungen in Franken vorge- 
nommen werden. Alle noch nicht genzlich abge- 
wickelten Rechtsgeschäfte bei der Veräusserung 
Jüdischer Vermögenswarte sollten schliesslich 
von der Gauleitung dem Regierungspräsidenten 

in Ansbach zur Erledigung überwiesen 
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werden. In diesem Sinne sollte auch eine 
Pressenotiz ergehen. Das Schreiben gab dem 

Gau in keiner Weise ein Recht, die Arisierungen 
in der bisherigen Veise weiterdurchzuführen, 
zumal Staatsrat Schneer den Sand- 
reuter bereits am 3.Dezember 1938 sein 
Missfallen über die Arisierungsvorgänge in 
Franken deutlich auszsoprochen hatte, Der In- 
halt des Schreibens dcs Staatsrats Schnmeer 
wurde sodann unter dem 9. Januar 1939 dem Re- 
gierungspräsidenten in Ansbach mitgeteilt und 
über die Nachprüfurg Aer Geschäfte wurden nähere | 


Richtlinien gegeben. Danach sollte über Ver- 


äusserungsgeschäfte erneut verhandelt werden 
mit dem Ziel zu erreichen, dass die Kaufpreise 
sich einigermassen im Rahmen des Verkehrswerts 
halten. In geeigneten Fällen sollte eine Aus- 
gleichsabgabe an das Reich abgeführt werden. 
Zur Vorbereitung war cine Pressenotiz in Aus- 
sicht genommen, die allerdings auf Vorstellun- 
gen des Gaues und der Regierung mit Schreiben 
des Reichswirtschaftsministeriums vom 26. Januar . 
1939 im Anschluss an'den schriftlichen Bericht 
des Regierungspräsidenten vom 16. Januar 1939 
zurückgenommen wurde. Zugrunde lag die Bespre- 
chung in Berlin vom 14. Januar 1939, 


Ministerial- 
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Ministerialrat K r ü g er bestreitet mit 


Entschiedenheit, dabei erklärt zu haben, dass 


die Arisierungen beschleunigt weiter betrieben 


(Beilage XXIII) 


werden sollen, weil das Reichswirtschaftsmini- 
sterium Geld brauche. Vielmehr hat Krüger 
immer wieder erklärt, nach dem Wunsche des 
Herrn Feneralfeldmarschells behalte das Reich 
sich die in Frage kommenden Entjudungsgewinne 
selbst vor. Krüger hat , wie er betont, 
niemals weder dem Gauleiter selbst, noch seinem 
Stellvertreter noch einer von beiden Persönlieh- 
keiten trauftraugten Person eine Ausnahmsberech- 
tigung oder eine Bevorzugung auf dem Gebiet 

der Arisierung von Grundstücken direkt oder 
indirekt'’zugestanden. Er hat auch bei verschie- 
‚denen Verhandlungen mit Gaubeauftragten sowie 
mit Vertretern der Regierung Ansbach imner wieder 
zum Ausdruck gebracht, dass das Vorgehen der 
Gauleitung Franken an sich keineswegs gebilligt 
werde, sondern als ungesetzlich betrachtet 
werden müsse und dass seitens der Gauleitung 
Franken Dinge eingeleitet worden seien, die 
fraglos bei Bekanntwerden in der Öffentlichkeit 
das Ansehen der Partei schwer schädigen müss- 
ten. Er hat auch bei der letzten Verhandlung 
mit H o 1 z und den Vertretern der Regierung 
die Auflösung der auf ungesetzlichem Wege 
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(Beilage XXIII). ins Leben gerufenen Arisierungsstelle und 


die Übergabe aller Vorgänge an die Regierung 
in Ansbach verlangt. Dieselbe Forderung hat er 
noch bei einem Ende Januar 1939 erfolgten Be- 
such Sandreurters erhoben. Bezüglich 
des Kaufpreises hat Krüger in der Sitzung 
vom 14. Januar 1939 ausgeführt, dass dann, wenn 
der Jude Steuerrückstände, Schäden bei den ein- 
zelnen Häusern, Vernachlässigungen in der Für- 
sorge usw. verursacht habe, ihm dann unter Um- 
ständen nur 10 % unmittelbar auszuzahlen seien. 
Alle anderen Fälle aber müssten einer genauen 
Nachprüfung unterzogen werden, wobei dann wahr- 
scheinlich fast immer eine Heraufsetzung des 
Kaufpreises in Frage kommen würde. Hiermit 
steht auch der Erlass des Reichswirtschafts- 
ministers an den Regierungspräsidenten Ansbach 
vom 26.Januar 1939 im Einklang, in dem die 
Berichtsausführungen genehmigt werden. Auch 
(Beilage XXVI). hieraus ist in Verbindung mit III des Berichts 
der Regierung nur zu entnehmen, dass im Ein- 
zelfall unter bestimmten Voraussetzungen der 
Jude mit Teilbeträgen des Kaufpreises abgefun- 
den werden könne. (Höhe der Grundstücksbelastung, 
Zeitpunkt des Erwerbs des Grundstücks durch 


den Juden - Inflationskauf-, Zustand des 


Grund- 
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Grundstücks und dergl.) Es ist alsö auch nicht 


richtig, wie der Öberrerierungsrat Dr. Doe- 
(Beil. XXVI) bol in seiner Äusserung bemerkt, dass dem 
Gau Franken zugestanden worden sei, cine Summe 
von etwa 1 Million Reichsmark für eigene Zwecke 
für sich zu behalten, wie Krüger auch 
noch ausdrücklich hervorhebt. Auch Oberregierungs- 
rat Dr. Gottharä t hat keinen anderen 
kA (Beil. XXIII) Standpunkt eingenommen als die anderenVertreter 
seiner Behörde. Er hat insbesordere dem Ober- 
regierungsrat Dr. Do e be 1 bereits am 17. 
Dezember 1938 erklärt, eine Genehmigung der 
Verträge zu einem Preis von 10 v.H, des Einheits- 
werts komme auf? keinen Fall in Frage. Dabei hat 
er noch auf den gerüde herausgekommnenen Geheim- 
erlass des Beauftragten für den Vierjahresplan 
von 10.Dezenber 1938 Bezug genormen. Der Regie- 
rungspräsident Di pp o 1 d behauptet, Ober- 
regierungssıat Dr, Do eb e 1 habe ihm von der 
Besprechung bei Ministerielrat Krüger als 
Richtschnur für die Nachprüfung mitgebracht, es 
dürfe schlicsslich. keine begründete Beschwerde 
eines Juden aus den Ausland an den Führer komen. 
Auch dieser karten tritt Ministerialrat 
Krüger entschieden entgezen, da er niemals 
die Auffassung vertreten habe, dass nur Nachprü- 


fungen in den T&ällen vorgenommen seien, in 
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denen begründete Beschwerden von ausländischen 


Juden erhoben werden könnten. Er ist vielnehr, 
wie er bemerkt, bei seinen Erklärungen davon 


ausgegangen, dass zunächst die ber-:its vorlie- 


genden Beschwerden von Juden ausländischer 


Staatsangehörigkeit zu bearbeiten seien und da- 
nach von Fall zu Fall die weiteren Vorgänge. 
Damit deckt es sich auch, wenn Oberregierungs- 
rat Dr. Do ebel erklärt, ihn habe am 
3.Februar 1939 der Öberregierungsrat Dr. 
Gotthard t fernmündlich erklärt, dass 
die Nachprüfung sieh nicht nur auf die Fälle 

zu erstrecken habe, in denen eine Beschwerde 
vorliege, sondern auf alle Grundstücksveräusse- 
rungen, in denen der Verkaufspreis nicht dem 
Verkehrswert entspreche; die Prüfung habe so- 
fort zu erfolgen. Hierüber liegt auch ein 
Aktenvernerk des Öberregierungsrats Dr, G o t t- 
hardt im gleichen Sinne vor. 

Die vorstehende Darstellung ergibt klar, 
dass die Arisierungsmassnahmen des Gaues Fran- 
ken in den Erörterungen mit den massgeblichen 
Rezierungsstellen keine Rechtfertigung finden. 

Schliesslich ist auch die Darstellung, 
die H o 1 z von der Sitzung vom 6. Februar 


1939 in Berlin gibt, keineswezs zutreffend. 


Herr 











‚ll MINI PM 
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Herr Generalfeldmirschall Göring hat 


in dieser Sitzung durchaus nicht bestimnt, dass 
die Arisierung in derselben Weise weitergeführt 
werden könnte, wenn sie sich als einwandfrei 
erwiesc, Der Gedanke, dass die Arisierungen 

als solche einwandfrei scien, ist vielmehr ab- 
gelehnt worden. Es ist auch keine Zusage über 
die Zuwendung der 2 Millionen Reichsnark an den 
Gau gemacht, Vielmehr ist die Entscheidung da- 
rüber vorbehalten geblieben. Wie H o 12 zu 
đer Auffassung gelangen konnte, dass der von 
ihm eingeschlagene Weg der Arisierung nach den 
Ergebnis der Sitzung von 6. Februar 1959 richtig 


sei, ist unverständlich. 











Berufungen auf an- 
gebliche Äusserungen 
des Führers. 7.) Zur Rechtfertigung der Arisierungs- 
massnahmen im Gau Franken haben verschiedene 
an leitender Stelle Beteiligte es für zulässig 
gehalten, sich auf angebliche Äusserungen des 
Führers zu berufen. Es wird Bezug genommen auf 
den Bericht des Reichsministers der Finanzen 
an den Beauftragten für den Vierjahresplan 
vom 16. Februar 1939 - O 1460 A - 5371 V-; 
verantwortlich sind in diesen Fällen der stell- 
vertretende Gauleiter H o 1 z und der SA- 
Standartenführer Hu tzler. 
Ferner hat N ag e 1 gelegentlich der 
Arisierungsarbeiten im Rathaus zu Fürth sich 
gegenüber dem Notar Dr. K e-i m auf die 7u- 
# stimmung des Führers berufen. Diese soll bei 
ru XXII der Anwesenheit des Führers in Nürnberg an 


.24 
L 13. oder 14. November 1938 erteilt worden sein. 


Dabei sollen dem Führer auch Urkunden vorgele- 
gen haben, aus denen der Hergang ñer Artotarı“ 

| ersichtlich gewesen sei. Na ge 1 beruft sich 
insbesondere auf Mitteilungen Sandreu- 
t e r s, aber auch von anderer Stelle. Bei einer 
späteren Zusanmenkunft techn H u Z, 
Sandreuter und Nagel soll 


Holz nach Angabe Nage 1 s selbst 
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Beilage III 
. 8.104, 162, 
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das Gespräch auf die Berichterstattung an 
den Führer gebracht haben. Dabei soll Holz 
wörtlich folgendes gesagt haben: 


" Was ist denn das für ein Geschmarr, 
das so umgeht. Der Führer wüsste 
von unseren Grundstücksarisierungen, 
haltet doch Euer Maul." 


Aus dieser Äusserung von Holz will 
Nagel den Eindruck gewonnen haben, dass 
dem Führer tatsächlich Bericht erstattet wor- 
den sei; nur habe die Sache geheimgehalten 
werden sollen. Demgemäss will N a g e 1 über 
die Angelegenheit späterhin geschwiegen haben, 
Nagel meint, ihm sei eine entsprechende 
Mitteilung auch von Schätzler zu 
gegangen. Demgegenüber bestreitet Sand- 
reuter, den Nagel eine derartige 
Mitteilung gemacht zu haben. Er behauptet, er 
habe von einer solchen Berichterstattung über- 
haupt nichts gewusst. Ähnlich äussert sich 
Soh&ä t z ler. Dieser hält es überhaupt 
für ausgeschlossen, dass man dem Führer Bericht 
erstattet habe, ohne die Gaubeauftragten von 
dem Ergebnis zu unterrichten (Vernehmungen 
Nagels,Sandreuters und 


SohätzLlers von 2. März 1939.). 


Finanzielle 
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Finanzielle Bedeutung 


der Grundstücksarisierungen 


in Nürnberg und 


Fürth. 
8.) Über die finanzielle Bedeutung der 


Arisierungen von Grundstücken und der mit 
Grundstücken zusammenhängenden Forderungen 


ist folgendes zu berichten: 


Die Grundstücks- 


arisierungen im 


engeren Sinne. 


-9 Innerhalb der Grunåstücksarisierungen 
sind nach Zahl der Fälle und Höhe der Objekte 
am bedeutsamsten die Grundstücksveräusserungen. 
Alle von der Arisierung betroffenen Grundstücke 
sind von der Arisierungsstelle in Verwaltung 
genommen worden, sofern auch nur ein Verkaufs- 
angebot vorliegt, ohne Rücksicht darauf, ob 

im Einzelfall das Angebot angenommen und ob dar- 
über hinaus die Umschreibung in Grundbuch voll- 
zogen worden ist. Für die bebauten Grundstücke 
wurden Verwalter bestellt. Die unbebauten 
Grundstücke sollten von der Arisierungsstelle 


selbst verwaltet werden. 


Zahlenmässige Übersicht 


über die arisierten Grund- 


stücke, 
Beilage IX. 


Die anliezende Aufstellung (zahlenmässige 


Übersicht über die seit dem 9. November 1938 ari- 


sierten Grundstücke) gibt eine zahlenmässige Über- 


sicht 
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sieht über die von der Prüfungskommission 


ermittelten 569 Grundstücke. Die Aufstellung 
bezieht sich A auf bebaute und B auf unbebaute 
Grundstücke. Bei beiden Gruppen wird aus Rechts- 
gründen unterschieden zwischen den Grund- 
stücksveräusserungen, die ia Grundbuch bis 

zum 4. Dezember 1938 umgeschrieben worden 

sind, und den sonstigen Grundstücksveräusserun- 
gen. Soweit die Umschreibungen bis zum 4. Dezem- 
ber 1938 bewirkt worđen sind, ist unter dem 
Gesichtspunkt der Verordnung über den Einsatz 
des jüdischen Vermögens vom 3. Dezember 1958, 

in Kraft getreten am 5. Dezember 1958, be- 
hördliche Genehmigung nicht erforderlich. Es 
folgen sodann die Grundstücksveräusserungen , 

bei denen die Umschreibung im Grundbuch ab 5, De- 
zeuber 1938 vorgenommen worden ist. Die Eintra- 
gungen im Grundbuch sind, soweit ermittelt, stets 
auf H o 1 z bewirkt worden, nicht auf ĉen Gau 
Franken. Alle Fälle von Eintragungen ab D. 
Dezember 1938 sind sonehmigungspflichtig. > 
Die Genehuizgungen sind aber noch nicht erteilt. 

Die Grundbuchbeanmten haben sich hier offenbar 

auf den Rechtsstandpunkt gestellt, die behör- 

liche Genehmigung sei nicht erforderlich, weil 

die Umschreibungsanträge bereits vor dem 5. Dezembe 


1938 beim Grundbuchant eingegangen seien. Diese 


Ansicht 
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Ansicht steht im Widerspruch zu der Rechts- 
auffassung des Reichswirtschaftsministers, 

wie sie im Ersten Durchführungserlass vom 

6. Februar 1939 - III Jå. 1/2082/39 ~ unter 

III 2 zum Ausdruck gelangt. Danach sind genehmi- 
gungspflichtig alle Grundstücksverfügungen, sofern 
die Rechtsänderung am 5. Dezember 1938 noch 
nicht im Grundbuch eingetragen war. Die wei- 
teren Abschnitte c) und d) der Aufstellung be- 
treffen Grundstücksangebote, die noch nicht zur 
Umschreibung in Grundbuch geführt haben. Dabei 
wird unterschieden zwischen Grundstücksangebo- 
ten bis zum 4. Dezember 1938 und ab 5. Dezember 
1938. 

Ob die in der Aufstellung erfassten 569 
Fälle sämtliche Grundstücksarisierungen er- 
scohöpfen, ist zweifelhaft, zumal die noch im 
Aufbau begriffene Arisierungsstelle keine 
Gewähr für die Vollständi-keit der Unterlagen 
bietet. Immerhin wird die Zahl der fehlenden 
Fälle richt beträchtlich sein. 

In der Aufstellung sind für sämtliche 


Grundstücksgruppen zunächst die Einheitswerte 


Beilage IX. angegeben, die von den Finanzäutern im allgemeinen 


auf den 1. Januar 1935 festgestellt worden 

sind. Die weiter in der Aufstellung enthaltenen 
Verkehrswerte (gemeinen Werte) sind auf Veran- 
lassung der Prüfungskonmission von den zuständi- 


gen Finanzäntern für jeden einzelnen Fall im 
Wege 








mm 
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Wege der Schätzung ermittelt worden. Die 
Finanzänter hatten den Auftrag, bei ihren 
Schätzungen vorsichtig zu verfahren, also 
keine überhöhten Werte anzusetzen., Verkehrs- 


werte und Einheitswerte weichen bei den bebauten 


Grundstücken nicht bedeutend voneinander ab, wohl 


aber bei den unbebauten Grundstücken. Im gan- 
zen genommen liegen die Verkehrswerte bei den 
bebauten Grundstücken um rund 6,3 v.H. und bei 
den unbebauten Grundstücken un rund 24 v.H.über 
den Einheitswerten. Aus den nächsten Spalten 
der Aufstellung sind die Arisierungskaufpreise 
ersiohtlich, die in den baz zu zahlenden Teil 
und in die vom Erwerber übernommenen Hypothekxca 


(Grundschulden) zerfallen. 


Unterschied zwischen 


Verkehrswert und 


Arisierungskaufpreis. 


Der Unterschirä zwischon den Verkehrs- 


werten und den Arisicoruneskaufpreisen beträgi 


für die bebauten und die vwnbebauten Grundstücke 
insgesamt rund 21 Yiliionen RM, Dieser Unter- 
schiedsbetrag ist aber nicht gleich den Betrag, 
der sich bei der Weiterveräusserung der Grund- 
Stücke an Dritte als Reinzewinn stwa noch erzie- 
len liesse. Vielmehr bedarf die Zahl noch einer 
erheblichen B>rirliizunr- In den Verträgen 


„haben 
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haben die jüdischen Verkäufer sich nämlich 
vielfach verpflichtet, Hypotheken und Grund- 
schulden im Grundbuch löschen zu lassen, die 

auf den verkauften Grundstücken lasten und 

vam Erwerber nicht übernommen worden sind. 

Die Lösch“ng ist bisher nur zu einem kleinen 
Teil durchgeführt worden. Die auf Grund der 
Unterlagen vorgenommenen Ermittlungen haben 
ergeben, dass Hypotheken und Grundschulden in 
Gesamtbetrage von rund 5 Millionen RM noch nicht 
gelöscht worden sind. Dass die Löschung noch her- 
beigeführt werden kann, ist nicht ohne weiteres 
anzunehmen, da die Gläubiger, wollte man 

nicht einen Druck auf sie oder die jüdischen 
Schuläner ausüben, die Löschung voraussicht- 
lich nicht bewilligen werden. Der aus den Wei- 
terveräusserungen zu erwartende Gewinn würde 
demnach nur etwa 15 Millionen RM betragen., Zu 
beachten ist weiter noch, dass das Reich infolge 
der Arisierungen nit erheblichen Steueraus- 
fällen rechnen muss, insbesondere im Falle 


der Auswanderung von Juden mit Ausfällen an 


Reichsfluchtsteuer. Es erscheint auch nicht si- 


cher, eb die in manchen Fällen eintretenden 
Ausfälle an der Judenvermögensabgabe hereinge- 
bracht werden können, Insgesamt wird es sich 
immerhin um einige Millionen Reichsmark an Steu- 


erausfällen 
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ausfällen handeln. Ob schliesslich der Ver- 
kehrswert bei der Weiterveräusserung von 
Grundstücken in allen Fällen zu erzielen ist, 
ist natürlich auch durchaus zweifelhaft, wenn, 
wie anzunehmen, die Weiterveräusserungen 

mit einiger Beschleunigung durchgeführt 
werden sollen. 


Die bei der Weiterveräusserung der ari- 


sierten Grundstücke noch zu erwartenden Rein- 


gewinne würden sich somit auf höchstens etwa 
12 bis 15 Millionen RM belaufen. 


Forderungsabtretungen 

und Kaufpreisherabset- 

zungen. b) Neben den eigentlichen Grundstücksver- 
äusserungen sind die Übertragung der mit Grund- 
stücken zusammenhängenden Forderungen sowie 


Kaufpreisherabsetzungen zu erwähnen. 


Auf Grund der notariellen Urkunden 


ergibt sich folgendes Bild: 


Ungesicherte Forderungen 


an den Gau bezw. Holz 
abgetreten 783 353,61 RM 


Gegenleistung 19 213, " 
Hypothekenforderungen 


an den Gau bezw. Holz 
abgetreten >46 975,81 


Gegenleistung 51 578,85 


Grundschulden 
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_Grundschulden_ 
en Holz abgetreten 3 000, 
Gegenleistung 200 ,-— " 


Kaufpreisherabsetzungen 


zugunsten des Gaues (Holz) 
1 913 258, " 


Gegenleistung 155 050,88 " 
Der Gesamtnennbetrag der erworbenen Werte 
beträgt 3 246 587,42 RM 


abzüglich der Gegenlei- 
stungen 226 142,73 " 


Gewinn 3 020 444,69 RM 


Auf diese Werte sind zum Teil bereits Zah- 
lungen geleistet worden. 

Veräusserungen von 

Grundstücken an 

Dritte, c) Soweit festgestellt, sind in etwa 40 
Fällen Grundstücke an Dritterwerber veräussert 
worden, Privatpersonen, die NSV., die Stadt 
Fürth u.dgl. In diesen Fällen haben die 
Dritterwerber zumeist einigermassen normale 
Preise gezahlt oder noch zu zahlen ( zu vgl. 
jedoch die unte unter Nr. 13 behandelten 
Fälle). Die Verkäufe sind gewöhnlich über 
H o 1 z, in einigen Fällen aber auch unäittel- 
bar zwischen den jüdischen Eigentümern und den 
Dritterwerbern abgeschlossen worden. Aus diesen 
Verkäufen sind 947 312,50 RM an die Gaustelle 
gezahlt worden; 291 520 RM schulden die Käu- 


fer 
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t.z noch an die Gaustelle und 204 791 Rm sebul- 
det die Gaustelle noch den jüdischen Verkäu- 
fern. Ein erheblicher Unterschied zwischen 
den Forderungen und Schulden der Gaustelle be- 
steht in diesem Zusammenhang nicht (rd.87 000 
RM Forderungsüberschuss der Gaustelle). Alle 
diese Fälle sind von der Prüfungskommission 
einzeln untersucht worden. Die bereits ge- 
zahlten Beträge erscheinen auf den Konten 
der Gaustelle, Zu erwarten ist also noch der 
Eingang von rd. 87 000.- Rm. 
Bankkonten und Konten 
der Arisierungsstelle. 
9.) Die Arisierungsstelle unterhält 
eine Anzahl von Bankkonten, die von den Beauf- 
(Beila e tragten des Reichsschatzmeisters in Verbindung 
RR mit der Prüfungskömmission eingehend nachge- 
prüft worden sind. Es handelt sich um insge- 
rund 2,3 Millionen RM. Der grösste Teil 
dieses Betrages stammt aus der Arisierung von 


Grundstück Weitere grössere Teilbeträge 


en. 
rühren aus der Arisierung gewerblicher Betriebe 


her. Offenbar wünscht der Gau ungefähr den Ge- 
samtbetrag für seine eigenen Zwecke zu behalten, 
In den Beträgen sind vielfach sogenannte Spenden 
enthalten, deren „nnnhnme gegen die Anordnung 

Nr. 57/38 vom 2. Sep- 


tember 
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tember 1938 verstösst. Im übrigen hat der 
Reichsschatzmeister in seinem Schreiben 
an die Prüfungskonnission von 15. Februar 
1939 - K. VI Hä/H.2.39 - bemerkt, dass er als 
Genernlbevollmächtigter des Führers in al- 
len vermögensrechtlichen Angelegenheiten der 
Partei und ihrer Gliederungen die Annahme 
irgendeines finanziellon Nutzens aus der 
Ausschaltung der Juden aus dem deutschen 
Wirtschaf tsleben für die Partei und ihre 
Gliederungen ablehne, 

Die Geldgebarung der Arisierungsstelle 
war nicht in jeder Beziehung einwandfren. 
So übernahm der noch jetzt bei der Arisierungs- 
stelle tätige Pg. Kra f t (Vertreter der 
Treuhandgesellschaft bei der Arisierungsstelle) 
von Na ge 1 den Betrag von 280 850,07, den 
Nagel bis zun 6. Januar 1939 teils in 
bar, teils in Wertpapieren allmählich ange- 
sammelt hatte und bis zu diesem Tage in seiner 
Schublade aufbewahrte (Revisionsbericht des Beaufl 


tragten des Reichsschatzmeisters vom 28.Februar i 


1939.). 


nicht unbaträchtlich. Sie belaufen sich zur- 
zeit noch auf monatlich mear als 5 000,- RM. 


10.) Aus der Arisierung haben verschie- 


dene der mit der Durchführung von Partei 
wegen 
OL -vegen _ 


me 
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Beilage III 
S. 173,185. 
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wegen befasston leitenden Personen unange-. 


der verhältnismässig geringfügigen Vorteile 
einzelner Angestellter der Arisierungsstellen 
und Hausverwalter soll hier abgeschen wer- 
den, obgleich auch hier Höhe und Verteilung 
der Vergütungen bei genauer Nachprüfung vor- 
aussichtlich nicht in allen Fällen frei von 
Beanstandungen bleiben würden. Die als Eaus- 
verwälter eingesetzten Personen bez” hen bis 
nonetilich 
zu über 700 Riy/Tortiaufend aus Hausverwaltungen. 
Dabei ist dio Anfteilung der Hausverwaltungen 
auf die beteiligten Makler sehr unterschied- 
lich. Auch Ang-stellte bei der Arisierungs- 
stelle selbst biziehen noch aus ihnen iber- 
tragenen Hausverwaltungaun besondere Ver- 
gütungen. 

Dagegen bedürfen die sogennnnten llakler- 
pr-ovisionen nähorer Behandlung. Für dio Ver- 
äusserung von Grundstücken an Dritte wurden 
nämlich Maklerprovisionen gezahlt, zumeist 
zu den Händen vona Schäitzler, und zwar 


c! 


in Höhe von gewöhnlich 2 » des mit dem Drit- 


ten vereinbarten Kaufpreises. Rs haben erhal- 
ten Nagól wå Wolf je 10 000,- RM, 
Sandreuter a = u ST > ET: 


800 
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8000 RM. Sehä tz1ler hat nach seiner 
Angabe (Vernehmung von 12. Februar 1539) 9 309 
bis 9 400 RM erhalten, Den an 10 000 EM feh- 
lenden Betrag wollte er aus späteron Ver- 
käufen decken, Hutzl e'r will 1 000 RM 
an S8..-Zameraden weitergegeben haben. Sand- 
reuter wnd Hutzler sind städtische 
Beamte (Stadtrat und Oberinspektor) so dass 

die Annahme dieser Beträge auch für ĉeren 
vorgesetzt3 Behörden von Interesse sein dürfte. 
Zur Anrahme äer Provisionen soll allerdings 

die Zustimuung des Gauleiters und des s5ell- 
vertretenden Gruleiters vorgeleren haben, Dass 
es sich um eigentliche “aklertätigkeit im Sinne 
des Gesetzes nicht handelte, war der Sauleitung 
vermutlich nicht klar. Die Beteiligten standen 
zu ihren Auftraggeber in einen öffentlich-recht- 
lichen Verhältnis, kraft dessen sic es übernon- 
men hatten, an der Arisierung von Grimdstücken 
mitzunrbeiten. Privatrechtlicher Art war ihre 
Tätigkeit danach Überhaupt nicht. Abgesehen 
hiervon stellte sich ihre Tätiek2it auch in- 
haltlich nicht als Maklertëtigkeit TAN weder 
die Tätigkeit der Mekler Schätzl e r, 
Wolf und Nagel noch erst recht die 


Tätigkeit vn Sandreuter wð Eu 


; 
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voraus, dass die í sennaelit zum Abschluss 
eines Vertrags nachgewiesen oder ase ein Vertrag 
vermittelt wird. Hior aber handelte es sich regel 
nässig darum, dass die Käufer aus eirener Vor- 
enlassung an die Arisierungsstelle heran- 
traten, mitunter auch auf Veranlassung endec- 
ver Makler, mit den sroits wogen einas 
Hauserwerbs in Verbindung standen und die nun 
ausgeschaltet waren und nichts veräicnten, Als 
solche anerer Makler si` zB. von 
stückserwerbern benannt die Makler 
S C era TR, Do rm, Ba 
diag aew: Brwäknt mag in diesen Zusnunen- 
hang der Fall der Veräusserune dor Grundistiicke 
Nibelungsenstr. 28, Cui terstir. und 7 werden, 
Die Maklerprcovisicnen, die an Se} 

e r gezahlt wurden, betrugen 7 950 RM (3 w.H. 

Der Küufar P 

Maklergebühr, dı nach sainer Au 


reine lnklertäti gkeit kavu ausgeübt worden 


D OUS tpl ger soll ihm evwiðer+ 
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und zwar nach einem bestimmten Schlüssel, 

Die Verhandlungen mit Schätzler farim 
am 6. Dezember 1938 statt. Mit der tatsächlichen 
Handhabung stimmt die Angabe Schätzlergs 
gegenüber P i ckel nicht überein. 

S b hätzler setzte mit dem System 

der Provisionszehlungen für seino parteiant- 
liche Tätigkeit ein Verfahren fort, dass | 

er bereits früher als Beauftragter für die 
Arisierung von jüdischen Isdengeschäften 

seit Ende 1937 beobachtet hatte, Schon damals 
verquickte er in unzulässiger Weise parteiant- 
liche und private Möklertätigkeit, was u.a. 

auch das Missfallen des Handelskammer- 
präsidenten Strobl erregte, zu 
Beschwerden führte und zu Massnahmen gegen 
Schätzler Veranlassung gab Übrigens 
waren die in verhältnismässig kurzer Zeit 

vn Schätzler, Wolf ua N agel 
vereinnahnten sog. Maklerprovisionen im Ein- 
blick auf ihre bisherigen Einkommensverhältnis- 
se mindestens als ausserordentlich 


5 


hcch zu bezeichnen. 


Für die Zukunft. soll allerdings eine Än- 


derung der Vertcilung der Maklerprovisionen be- 
absichtist gewosen sein: Nach ngabe Nagels 


sollt Schätziler und Wolf 


AUS 
—. ssor- seama 
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aus den noch zum Verkauf stehenden Grund- 


stücken mit 1 % abgefunden werden, während 
die übrigen bei der Arisierung eingssetzten 
Mekler, die zum Teil als Häuserverwalter 
tätig sind, an der Maklerprovision mit 3 % 
beteiligt werden sollten. Nimmt man an, 
dass bei den Grundstücksveräusserungen ein 
Bruttoverkaufspreis von insgesamt noch einigen 
20 Millionen Reichsmark hätte erzielt werden 
können, so ergibt sich, dass auf die beteilig- 
ten Mikler noch sehr erhebliche und durchaus 
angemessen hohe Beträge entfallen wären., d.h. 
für Wol2£, Nagel und Schätzler 
zusammen mehr als 200 000 RM, 
-Begünstigungen Dritter 

und Unregelmässigkeiten 

bei den Grundstücksarisio- 

zungen, 11.) Bei der Nachprüfung der rund 40 
an Dritterwerber veräusserten Grundstücke 
haben sich folgende Fälle von Begünstigungen 
bezw. Unregelmässigkeiten ereignet: 
a) Bereits oben unter Nr. 6) sind die 
Verkäufe von Grundstücken an die St:dt Fürth 
vom lo. und 12. November 1938 über zwei 
Grundstückskonplexe zu 100 und 180 RM bei 
Einheitswerten von rd. 57 000 RM und 1 800 RM 


erwähnt. 


b) Die NSV. e.V, Berlin hat sieben Grund- 
stücke 
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stücke zu Arisierungspreisen erwortsn, 
und zwar 

L. Nürnberg, rcmaennstr. l, Wohnhaus 
Einhei tswart 22 700 RN, 
Verkaufspreis B 
Fürth, Adolf 
Einheitswer 
Verraufspreis 
Nürnberg, Fürtherstr. Wohuhas 
Einheitswert 135 000 
Verkaufspreis 15 500 
Nürnberg, Frommanastr. 7, Wohnhaus 
#irheitzewert 150 000 RM 
Verkaufsrreis 15 009 RM; 
Nürnberg, vinstr, 8, Wohnhaus 
Einheitswert 72 000 PM 
Verkanfspreis 7 800 RG 
Nürnderg, Stein plattunweg 24 Wohnhaus 

80 409 KM 
Vorkaufsrreis 16 000 
küraberg, Pilotyst .2, Wkohnl.aus 
Eirheiltswori 
Vurkaufgwert 130 RU, 
Diese Grundstücke gi särt]ich in 


hs unbelnstet, 
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sämtlich am 8. und 9. Dezember 1938 be- 


'urkundet worden, Alle Grundstücke sind 


[ Fall 
Sohöller 


Beilage III 
> Pe } Wi 7 


im Grundbuch auf die NSV., umgeschrieben 
worden mit Ausnahme des Grundstücks in 


Fürth. Die Regiermigsgenehmigung fehlt. 


o)Der Gauamtsleiter Fritz S c h ö l- 
l er kaufte mit Vertrag vom 15. November 
1938 das Haus Nürnberg, Grimmstrasse 3, Das 
Haus hat einen Einheitswert von 43 300 RM 
und einen Verkehrswert von 50 000 RM. Der 
Kaufpreis wurde auf 5 000 RM festgesetzt. 
Holz war nach seiner eigenen Angabe 
(Äusserung vom 27. März 1939) mit dem Kauf 
des Grundstücks einverstanden, Er begründete 
sein Einverständnis damit, dass S ch ö 1l- 
l er ein alter verdienter Pg., sei und nach 
seinen Familienverhältnissen besondere Be- 
rücksichtigung verdiene. 

Als H o 1 z am 7. Dezamber 1938 


von einer Sitzung beim Generalfeldmar- 


schall nach Nürnberg zurückkam, erklärte 


er Schödö 1 1 er, der Hauskauf müsse so- 
fort rückgängig gemacht werden. Schöl- 
l er hatte nach geiner Angabe den Holz 


erwidert 








Im E 


erwidert, er habe sich bei der ganzen 
Geschichte nicht wor] gefühlt. S o höller 


begab sich daraufhin sofort zur Arisierungs- 


stelle und teilte dort seinen Eatschluss, von 


dem Kauf zurückzutreten, vermutlich Herrn 
Schätzler mit. ToLlf hat dann 
noch abends am 7. Dezember 1938 den Apothe- 
ker Strauss 3y den er als Grundstücks- 
interessenten kannte, auf die Arisicrungs- 
stelle gebeten, weil er für ihn ein Haus 
habe, das sofort übertragen werden könne, 
Straus s kaufte sodann das Haus für 

45 000 RM und verrflichtete sich darüber 
hinaus, an Soh5ö 11er als den Vcrer- 
werber die Kosten für den ersten Bositzwech- 
sel in Höbe von 2 965,78 RM zu zahlen 
(nämlich 2500 RM Grunderwerbsteuer, 100 RM 
Grundbuchgebühren und 365,78 Notariatsgebühren). 
Abgesehen von der weiteren Grunderwerbsteuer 
in Höhe ven 2 600 RM hat Strauss dcher 
für das Haus rä. 50 000 RM bozchlt. 

Wenn das Geschäft nit Schöller 
auch rückgängig gemacht w rden ist, so. han-- 
delt es sich doch hier um cinon Fall, in dem 
offensichtlich eine unzulässige Begünstigung 
beabsichtigt war. Verantwortlich beteiligt 
sind nach den Unterlagen ausser Schöl- 
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Fall König/ 


Galster 


ler Holz und JScehätzler., 


d) An 17. Novauber 1938 schloss der 
Kaufmann Pg. Georg Galster einen 
Kaufvertrag über das Heus Nürnberg, Nornenstr, 
26 mit dem Juden He ssdö'rfer ab. 

Der Einheitswert des Grundstücks "beträgt 

42 600 RM, der Verkehrswert 52 000 und 

der Kaufpreis 5 400 RU. Gals te wur- 

de zu deu Kauf von dem Strbsleiter K ö -~ 

n ig veronlasst, der ihn zu Hutzler 
schickte. Dieser brachte ihn in Verbindung 

mit Sch &ä tz ler. Der Kauf wurde bereits 
etwa 8 Tage später rückgängig gemacht, und das 
Grundstück wurde an den Arzt Dr. Krie- 
ge 1 in Nürnberg Tür 50 000 RN weiterver- 
kauft. Verontwortlich für diesen ebenfalls 
unzulässigen offensichtlichen Versuch einer 
Begünstigung eines Dritten sind Galster 
und Schätzler (König ist vor- 


storben). 


Grundstück Bahn- 


hofstr.21 in 
Nürnberg. 


e) Auffäliig ist der Verkauf des 
Grunästücks Bahnhofstr. 21 in Nürnberg mit 
einem Einheitswert von 69 500 RM und einen 


Verkehrswert_ 





1759-73 


ID) — 0 


Verkeh-rswert von 120 000 RM. Es wurde 
durch Vertrag voa 5. Dazeuber 1938 an den 
Kaufmann Paul Quast in Nürnterg 
zum Preise von 65 000 RM, also ausserordent- 
lich billig, verkauft. Quas t führte 
Verhandlungen mit W o 1 f, den er schon 
länger kannte. Auf Veranlassung Wolfs 
hat or am Tage des Kaufabschlusses 50 RM 
als Spende für die Ortsgruppe Duit- 
polädhein der NSDAP. bozahlt. 

Der Nachweis einer beabsichtigten Be- 
günstigung ist allerdings nicht erbracht. 

Grundstück Celtis- 


str.9 in Nürnberg. 
f) Von Interesse sind schliesslich die 


Vorgänge beim Verkauf des Grundstücks 
Nürnberg, Celtisstr. 9 mit einem Einheits- 
wert von 92 500 RM und einem Verkehrawert 
von 100 000 RM. Dieses Haus ist von dem 
Kaufmann Andreas Ackermannin 


Nürnberg in November 1938 für 75 000 RM 
gekauft worden, Anfang Dezenber 1938 wurde 


der an dem Haw kauf iuteressiarte Schwieger- 


sohn Ackae uann s; namens Dr. Bock, 
von der Abteilung "Haus und Heim" der DAF. aus 
von Wol f cengerufen mit der Anfrage, wie 


BA 1 
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er dazu komme, das Hcus Celtisstr, 9 

zu kaufen. Bock begav sich dorthin, 

und Wolf versuchte ihm nach langen Warten 
einzureden, dass er sich bei diesem Kaufe 
eines Vergehens gegen Jüngste satuatliche 
Bestimmungen schuldig gemacht habe. Bock 
legte dagegen Verwahrung ein. Wo1 f führ- 
te ina sodann in ein Nachberzimner, in deu 
sich verschiedene Personen befanden, u.a, 
Schä+zler und Nagel, der 

den Bo ce k als Rechtsanwalt vorgestellt wurd: 
was Nagel keineswegs ist, Auch versuchte 
non, Bo ck zu veranlassen, den angeblich 
rechtswidrig vereinbarten Hauskauf rickgängig 
zu machen. Gleichzeitig wurde ihm das Haus 
wieder angeboten. Bo c k erklärte, er habe 
das Anwesen crdnungsmässig sekauft, Dabei 
fielen harte Werte über den Notar Hoff- 
mann, und als Bock sich immer noch 
weigerte, den Vertrag unzustossen, erklärten 
Schätzler vnd Nage 1: Das wäre 
gelacht; dos wollen wir mal schen, wer den 
längeren Arm hat, das Notariat oder wir." 
Schliesslich unterzeichnete B.o c £. Beim 
Hinausgehen rief ihn Wo 1 f mit drohanden 
Zeigefinger nach: " Sic sind Pg. Dass mir da 


aber nichts kolportiert wird." Bock such- 


-te 
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te nunmehr seinen Schwiegervater * c ker 
mann ebenfrlls zum Rücktritt zu veran- 


lassen. Dieser lchnte das aber ab. Auch die- 


wiederholte schriftliche Vorladung mit Androhung 


polizeilicher Vorführung bei Nichterscheinen 
wies er mit den Hinweis darauf zurück, dnss 
die Vorgänge einwandfrei seien, Eine gleiche 
Vorladung erhielt B ò c K, Er lesitete ihr 
aber keine Folge, sondern unternahm eine Ge- 
schäftsreise. Schliesslich wurde der Jude 
Weiss vorgeladen und gezwungen, sein An- 
wesen zu 10 % des Einheitswertes zu ver- 
kaufen. Nach Angabe Dr. Books ist Holz 
als Eigentümer im Grundbuch eingetragen. Es bes. 
steht aber noch eine Vormerkung für A cek èr- | 
mann. | 
Verantwortlich für das unzulässige Ver- 
halten dor Arisierungsstelle sind Wolf, 
| $ od ussi ort uk Be 
Rechtslage nach 
den Arisierungen. 12.) Die durch die Arisierungen entstan- 
® dene Rechtsinge ist ausserordentlich 
verworren, | 
Zunächst muss bei den Geschäften durch- 

weg davon nusgegnngen werden, dass sowohl 


die Verpflichtungsgeschäfte wie auch die 


R ORAN 
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Unschreibungen im Grunäbuch, ohne dass 

im einzelnen auf die Vorgänge eingegangen 
zu werden braucht, die der Abgabe der 
rungen durch die Juden vorousgegangen sind, 
schon im Hinblick auf $ 138 BGB, sittenwi- 

drig und daher nıchtig sind, Das folgt aus 

der auffallend geringen Höhe der Kauf- i 
preise, die in Nürnberg und Fürth bei den be- 
bauten Grundstücken äurchschnittlich rund 
53l v.H. des Einheitswertes und 29 v.H. des 
Verkehrswertes und bei den wmbebauten Grundstük 
ken rund 10 v.H. dos Sinhei tswertes und rund | 
8 v.H. des Verkehrswertes betrugen. Natürlich í 
liegen die einzelnen Fälle durchaus ver- | 
schieden, und cs konmen Preise vor, die 

im Einzelfall fast nichts und in anderen 


Fällen bis zu 50 und 60 v.H. des Ver- 


kehrswertes betrugen, ausnahmsweise vielleicht 


sogar noch mehr. Die Abwei:.` ‘ng der vor- 
stehenden Vomhundertsätze von den als Richt- 


satz angenommenen 10 v.H. des Einheits- 


wertes erklärt sich nus den vielfach vom 


und Grundschulden., 
Die Kaufgeschäfte und auch die Ein- 
tragungen im Grundbuch leiden weiter in zahl- 


_reichen_ 


R 238694. 
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reichen Fällen auch noch anu „nderen materiel- 
len Mängeln. Mitunter fehlte die Vollmacht 

auf den für den Veräusserer auftretenden 
Vertreter, und zwar auch noch bei der Ein- 
tragung im Grundbuch. in anderen Fällen ver- 
fügte ein Gesamthänäler (Erbengemeinsch:?t) 
unzulässigerweise allein. Zuweilen fehlt die 
Genehnigung des Ehemconnea bei Verkäufen von 
Ehefrauen, die Zustimmmg der Nacherben 

bei Verkäufen der Vorerben, die Genehmigung 
des Testamantsvollstreckers und auch die Ge- 
nehmigung des Vormunäschaftsgerichts. Formell 
fehlt regelmässig die Wohnsiedlungsgenehmigung 
(die in Nürnberg überall notwendig ist, aller- ` 
dings wohl meist keine erhebliche sachliche 
Bedeutung hat), mitunter die devisenrechtliche 
Genehmigung und in allen Fällen, in denen 


die Umschreibung im Grundbuch nach dem 4. WERT 


ber 1933 bewirkt worden ist, die Genehmigung der 


Regierung. Zu beanstanden sind solche Fälle, 
in denen Grundstücke übertragen worden sind, 
obgleich Vorkaufsrechte für Dritte bestehen, 
die auch jetzt noch gelten, oder in denen Vor- N 
merkungen zugunsten Dritter zur Sicherung eines | 
Anspruchs auf Übareignung bestehen geblieben i 


sind. Wirtschaftlich gesehen war es viel- ! 


fach unzweckmässig, wie es in manchen Fällen ge- 


schehen_ 
B 92852: 
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schehen ist, Bruchtcilseigentum an Grund- 
stücken zu erwerben, zB, weil die anderen 
Bruchteilseigentümer Arier sind. 

In manchen DTällen haben die Gerichte 
von Auts wegen Widersrrüche eingetragen. Die 
Fortsetzung dieses Verfahrens ist aber einst- 
weilen unterblieben, um der grundsätzlichen 
Entscheidung des Beauftragten für den Vierjahres- 
plan nicht vorzugreifen. 

Weiter zu erwähnen sind Fälle, bei denen 
an den Verkäufeh auf der Verkäuferseite 
Arier, Mischlinge. oder ausländische Juden 
(Engländer, Franzosen, Schweden, Schweizer, 
Bulgaren, Ungaren, Polen, Amerikaner usw.) 
beteiligt sind. Es ist auch vorgekommen, dass 
man sich über bereits zwischen den Juden und 
Dritten notariell abgeschlossene Kzufverträge 
hinweg;:se"zt und den Arisierungsverkauf an 
an Ho 1 2 durchgeführt hat, wie in dem oben 
behandelten F211 Nürnberg, Celtisstrasse 9, 

Die Veräusserer können sich nach der 


Rechtslage auf den Standpunkt stellen, dass 


sie ihr Eigentun trotz etwaiger Umschreibungen 


im Grundbuch noch nicht verloren haben und dass 
die noch schwebenden Vertrıgsangebote, gleich- 
viel ob angenommen oder nicht, vom Standpunkt 


des bürgerlichen Rechts nichtig 
sind 


MM 
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sind. Das kann von ihnen noch nack Jahren 
geltend gemacht worden, wcan sie zB. aus- 
wandern und eino fremde Siaatsanzehörigkeit 
erwerben, In übrigen sind diplomatische 
Vorstellungen schon jetzt erhoben worden. 

So hat das Anerikanische Coneralkonsulat 

mit Schreiben vom 13. Februar 1959 an das 
Reichsjustizministeriumn Protest gegen das 
Vorgehen in Nürnberg und »ürth erhoben und 

die Nichtigkeit der Goschäfte geltend ge- 
macht. Es hat weiter darauf hingewiesen, dass? 
Amerikaner, um deren Verwandte oder Freun- 

de in Deutschinnd es sich handelt, durch die 
Drohung zu rechtrge:chäftlichen Erklärungen 
veranlasst werden, asg nnderenfalls ihren 
Verwandten oder Frounden persöuliche Nachteile 


entstehen würden. 


óx 


schwieriger sind vom Rechtsstandpunkt ý 


die Verkäufe un Dritterwerber zu beurteilen, 


die zum Teil vın den jüdischen Eigentümern un“ 


t 


mittelbar, zum Teil von Holz erworben 

haben. Zumeist sind diese Erwerber in den 

sch;n früher behandelten rund 40 Fällen 

im Gründbuch als Eigentümer noch nicht 

eingetragen- Für äle rechtliche Beurtei- 

lung kommt +» »tor „uf ie Lage des Einzel. 
falles_ 
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falles an. Jedoch kann soviel gesagt 
werden, dass auch hier der Erwerb in vielen 
Fällen nichtig ist, weil der Erwerber ent- 
weder selbst im Hinblick auf den gering- 
fügigen Kaufpreis sittenwidrige Gesdhäfte 
abgeschlossen haben cder weil sie sich 
beim Erwerb von H o 1 z nicht auf den 
Schutz des guten Glaubens nach $ 892 BGB 
berufen können. Diese Erwägungen treffen 
ementlich auch in sulchen Fällen zu, in denen 
die Dritterwerber, wie die NSV. oder die 
Stadt Fürth selbst zu den geringen Arisierungs= 
preisen gekauft haben, In den Fällen, in denen 
die NSV gekauft hat, war übrigens stehs Dr, 
jur. Wo y von der Reichsleitung der NSDAP, 
Hauptamt für Volkswohlfnhrtöpflege Berlin, bei’ 
bei den Beurkundungen zugegen, der sich als 
Jurist auf Unkenntnis der Rechtslage 
schwerlich berufen kann, Die NSV., kamn nach 
Ansicht der Prüfungskommission keine von 
der allgemeinen Rechtslage abweichende Be- 
handlung beanspruchen, weil dies nach der 
Rechtslage nicht möklich ist und es im 
ürigen auch nicht vertretbar Sein würde, 
das je nach der Person des Erwerbers ganz 
unterschiedliche Grundsätze bei der Arisierur 
angewendet werden. Die von der NSV, mündlich . 
m = 
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und schriftlich gestellten Anträge, ihr 
die Grundstücke zu den bisherigen Preisen 
zu überlassen, können von diesem Standpunkt 
aus nicht unterstützt werden. Selbstverständlioh 
kann es auch etwa dem Reich nicht zugemu- 
tet werden, die zur Auffüllung der niedri- 
gen Arisierungskaufpreise auf normale Kauf- 
preise erforderlichen Beträge zuzuschiessen. 
Auch Weiterveräusserungen, die etwa in_ 
Zukunft auf der Grundlage der nichtigen Ari- 
sierungsgeschäfte von H o 1 z vorgenommen 
werden sollten, würden von dem Mangel unheil- 
barer Nichtigkeit bedroht sein, Es vegåient 
hervorgehoben zu werden, dass auch die Sdt 
Nürnberg die Rechtslage richtig erkennt, denn 
sie möchte zwar gern ein von der Arisierung 
betroffenes Grundstück der jüdischen Bank- 
firm Kohn in Nürnberg erwerben, aber 
nicht von Ho 1 z, da ihr der Erwerb des 
Eigentums auf diese Weise nicht möglich 
erscheint. | 
Folgerungen aus 
der Sach- und Rechts- 


Inge. 13) Vom Rechtstandpunkt müssen die aus 
der Nichtigkeit der Geschäfte sich ergebenden 


Folgerungen gezogen werden. Eine Genehmigung 


der 
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der Geschäfte durch die Regierung kommt 

danach nicht in Betracht. Vielmehr müss- 

ten die entsprechenden Massnahmen veranlasst 
werden, um die Grundbuchlage mit der wahren 
Rechtslage in Übereinstimmung zu bringen. Dies 
würde sowchl für die Grundstücke zu gel- | k 
ten haben, die bereits uf Holz umge- 
schrieben worden sind, wie auch für die Grund- 
stücke, die von dritten Personen erworben worden 
sind, soweit diese nicht zweifelsfrei Eigen- 

tum orworben haben sollten. Soweit Vertrags- 
angebote noch schweben, müsste von der An- 

mahme dieser Angebote abgesehen werden. Soweit .% 
tragsangebote angenommen (und die Umschreibung 
im Grundbuch noch nicht vollzogen ist) würden 
Rechte aus diesen Verträgen nicht in Anspruch 


zu nehmen sein, Alle an die Arisierungsstelle 


RETTEN! 
~ u o $ 


von den Erwerbern geleisteten Zahlungen 

mässten an die Berechtigten, d.h. zumeist Fi 
an die noch nicht eingetragenen Erwerber, wieder 
herausgezahlt werden und in den übrigen Fällen, 

in denen die Erwerber die Grundstücke behalten 
oder auf Grund der noch zu treffenden Mass- 
nahmen wieder erhalten, müsste der mit den Er- 
werbern vereinbarte Kaufpreis den jüdischen 


Vorbesitzern zugute komnen, 


EET 2; 
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Vom Standpunkt der Reichsfinanzver- 


waltung würde zuf diese Weise allerdings 
kotga rugan „uf alle finanziellen Vorteile 
verzichtet werden, die bei der Weiter- 
verwertung der arisiarten Grundstücke schon 
entstanden sind oder noch entstehen könnten, 
abgesehen von den uf gesetzticher Grundlage 
etwa zu erhebenden Ausgleichszahlungen. Die- 
ser Verzicht würde der Reichsfinnnzsirwal tung 
durch die Erwägung erleichtert werden, dass 
die den Juden zufliessenden Mittel letzten 
Endes dem Reich mohr oder weniger zugute 
kommen, da sie nach den bestehenden und weiter 
zu erwartenäien gesetzlichen Vorschriften dem 
Zugriff des Reichs zur Verfügung stehen 

oder im Interesse des Reichs verwendet 
werden, sei es für die Förderung der Aus- 
wanderung der Tal edi es für den Unter- 
halt der im Inlande verbleibenden Juden. 

Fine andere Frage ist die, ob es sich 

aus politischen Gründen empfiehlt, die 
nun einmal in Angriff genomuenen Grund- 
stücksarisıorungen im Gau Franken -cuf ord- 
nungsmässigen Wege äurchzuführen, d.h. an die 

t3llu der nichtigen Geschäfte nunmehr gül- 
tige Gesch"f‘e zu sctzen, Wenn man mit 


_der 


- -a 





- 1987-85 
ul 0086 
H3694 -0093 


FAZ der Prüfungskonmission die Frage bejaht, 
r K 
es geschehen, indem auf Grund 
g über den Einsatz des jü- 


jgens vom 3. Dezeuber 1938, al- 


er von der Arisierungs- 

j und stücke Treuhänder zum. 
Zwecke der Verwaltung und demnächstigen 
Veräusserung bestallt würden ( $$ 6 u, 2 der 
Verordnung). Die Massnahme müsste sich auf alle 
Fälle unzweifelhafter Nichtigkeit oder zwei- 
felhafter Gültigkeit erstrecken. Es würde kein 
Unterschied zu machen sein dahin, ob bisher be 


reits Umschreibung imsf@zundbuch erfolgt ist ode 


kaufsangebot des Juden vorliegt. Denn wirtschaf 


lich gesehen haben sich die jüdischen Eigen- 


tümer der Verfügung über ihren Grundbesitz 
bereits durch die Angebote in Verbindung 
mit der unwirAarruflirt m !Im®T1ncsungsvollmacht 


begeben. 
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Ausgenommen werden müssten selbst“ 


verständlich arische Berechtigte und nicht 


jüdische Mischlinge, ferner im Rahmen des 


Erlasses das Banuftragten für den Vier- 
Jahresplan vom 28. Dezember 1938 bei Mi sch- 
ehen Grundstücke der nichtarischen Ehefrau 
sowie bei becrbter Fhe auch dus nichtarischen 
Ehemannes, es sei denn, dass žie Kinder ale 
Juden im Sinne des $ 5 der Ersten Verordnung 
zum Reichsbürgergesetz vom 14, November 1935 
gelten. Auch Grundstücke von ausländischen 


Juden würden nuszuscheiden sein. Das gleiche 


in denen dio corforderlichen Zustimmungen 
Dritter, zB. von Nocherben, Ehemänner u.dgl, 
nicht. zu erreichen sind, insbesondere weil 
es sich dabi um Ausländer handelt. Auf Ari- 
sierung von Bruchteilseigentum wird u.0, zu 
verzichten sein, ebenso auf Arisierung von 
Gesmthmndeigentum, wenn zB. arische Mtberech- 
tigte vorhanden sind, nrische Miterben usw. 
Die Abtretung von Hypotheken- und anderen 
Forderungen könnte schlechthin rückgängig ge- 
macht werden, da hieraus politische Folgen 
nicht in der gleichen Weise wie bei der 


Rückgrbe von Truntsitiern gn besorgen sind, 


Das 
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Das gleiche würde für die Herabsetzung von 
Kauf preisen zu gelten haben. 
Die Notare müssten wege đer von ihnen 
zu Unrecht vereinnahmten Gebühren in irgendei- 
ner Form in Anspruch genommen werden, gegebenen- 


falls in der Weise, dass sie bei der Weiter- 


 veräusserung der Grundstücke im Rahmen der zu 


Unrecht vereinnahmten Gebühren unentgeltlich 
tätig werden, 

Zu entscheiden ist schliesslich, welche 
Stelle mit der Durchführung der Massnahmen 
zu beauftfagen ist. In Betracht kommt für 
die Leitung wohl nur eine staatliche Stelle, 
sei es die Regierung von Oberfranken und it- 
telfranken, sei es der Oberfinanzpräsident 
in Nürnberg. Auf diese Stellen müssten die Ge- 
schäfte der Arisierungsstelle übergeleitet wer- 
den. Der stellvertretende Gauleiter Holz 
müsste ver-nlasst werden, für die grundbuch- 
mässige Behandlung der Fälle, in denen er im 
Grundbuch eingetrnıgen ist, sowie für die 
sonst notwendig werdenden rechtsgeschäftli- 
chen Erklärungen jeder Art der staatlichen 
Stelle die erforderlichen Vollmachten zu 
geben. Des gleiche würde ,ẹ soweit erforderlich, 
auch für Sandreuter,Wwolf und 
Nagel zu gelten hoben, ı Wird die Leitung 
der Durchfihrun ‚em»ern-hman einer staatlichen 
Behörde übertragen, so würde es der Gründung 


einer 
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einer besonderen Gesellschaft für die Ab- 
wicklung der Geundstücksarisierungen nicht be- 
dürfen. Die behördlichen Stellen würden si- 
cherlich „uch billiger zu arbeiten in der 
Lage sein als irgendeine andere Stelle. 

Vorschläge der Prü- 

fungskommission. 14.)Die Priifungskommission gelangt 
nach den vorstchenden Darlegungen zu den 
nachstehenden Vorschlägen: 
l.) Die Grunästückscsrisierungen mit Ein- 

sclıluss dor Abtretung von Forderungen 


und Zaufpreishernbsetzungen werden als 


nichtig behandelt, soweit sich dies, wie 


eg regelrässig für die Fälle in Nürnberg 

und Fürth zutrifft, aus der Rechtslage 
ergibt. Ausnahmen für die NSV, die Stadt 
Fürtn, anderer Gemeinden oder öffentlich- 
rechtliche Körperschaften werden nicht zuge 
lasscn. Anders liegen insbesondere zahl- 
reiche Fällco usserhalb von Nürnberg-Fürth, | 
weil hicr vieėlfzch zu normalen Preisen 


entjudet worden iste 


2.)Die Grundbuchlage wird mit der wirklichen 
Rechtslase in Übereinstimmung gebracht. 
Kostcn werd3ch niedergeschlagen. Soweit 


Ho 1 z eingetregen ist; wird er zur 


Mitwirkung 
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Mitwirkuns veranlzsst, insbesondors zur 
Erteilung der notwendigen Vollmachten 
an eine der Reiochsregierung genehme Per- 


son, 


An den bereits vereinnahmten Beträgen 
wird der Gau Franken nicht beteiligt, 
ebenso wenig andere Parteistellen, Gemeinden 
oder dgl. ( zu vgl. wegen der Partei 

und ihrer Gliederunesen Schreiben des 
Reichsschntzmeisters vom 16. Februar 1939 
- KV Hä/B, 2.39 - an die Prüfungskommis- 
sion,). Vielmehr sind alle mit der Ari- 
sierung zusıumənhëän enden vorhandenen 
oder noch eingehenden Beträge der von 

der Reichsregierung bestimmten Stelle 

zur Verfügung su stellen, gleichviel 


auf wessen Namen die Konten lauten. 


4.)Die aufgekomienen und noch aufkommenden 
Beträge stehen den nach der Rechtslage 
Berechtigten zu, zB. den Erwerbern oder 
Veräusserern von Grundstücken. Hiernach 
nicht zu verwendende Beträge erhält das 


Reich, 


5. )Auf Grund der Verordnung vom 3. Dezember 
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1938 werden Treuhänder zur Verw.]tung 
und Voräusserung der von der Arisierungs- 
aktion erfassten Grundstücke eingesetzt, 
Einbezosen werd.n lle Grundstücke, tiber 
die wenigstaus cin, wenn auch noch nicht 
angeno.uenes Verkaeufsangebot vorliegt, eben 
so die bereits umgeschriebenen Grundstücke, 

ı die bisherigen Rechtsgeschäfte 

iý oder doch möglicherweise 

nichtig sinä. Von der Übernahme sänt- 
licher Erundstüske in das Eigentum des 
Reichs wird abgesehen, Vielmehr wird die 
Verwaltung solange durch Treuhänder 
geführt, bis die Grundstücke an Dritte ver- 


äussert werüen können. 


Ausgsschiuäen, d.h. an die bisherigen 
Eigentümer zurückübertragen, werden Grund- 
stücke, 

a) von Nichtjuden, 

b) von ausländischau Juden, 


c) im Falle von Mischehen Grundstücke 
der nichtarischen Ehefrau, sowie, 
in Falle beerbtor Ehe. des nicht- 
arischen Ehemnnnes es sei denn, dass 
die Kinder als Juden in Sinne des $5 
der Ersten Verordnung zum Reichsbürger 
gesetz vom 14. November 1935 gelten 
Reichsg:ssetzblntt I S 1333), 
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in Fällen, in donen die erf-rder- 
lichen Zustimmungen Dritter, z.B, 
von Nacherben, Ehemännern usw. nicht 
zu erreichen ist, insbesondere weil 
es sich un Aust 'nder handelt.- 


Ausgeschieden werden können Bruchteils- 


eigentumernteile von Juden. 


Abtretungen von Eypstheken und sonstigen 
F:rderungen und Fechten, sowie Kauf- 
preisherabsetzungen werden rückgängig ge- 


macht, 


Mit der Leitung der hiornach notwendigen 
Massnahmen wird cine staatliche Behörde, 
entweder die Regierun? in Ansbarh oder 

der Oberfinauazpräsident Nürnberg, beauftragt. 
Die Geschäft: dar Arisierungsstelle werden 
von der staatlichen Behörde übernommen, 

Eine Beteiligung der Makler 
Schätzler, Wolf må Nagel 
bei der Durchführung der Massnahmen, insbe- 
sondere be? der Weiterveräusserung, kommt 


in keiner Form in Betracht, 


Die bei den Arisjievungsnmassnahmen beteiligten 
Notare werden zur ürstattung der von ihnen 
zu Tonr.cL. voroinnnrhr ion Gebühren in geeig- 


peter _ 
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neter Weise herangezogen. Dobei ist 

auch daran zu denken, dass sie veranlasst | 
werden, die in Zuge der vorgeschlagenen 
Missnchmen no;wendig werdenden Beurkundungen 
im Rahuen der von ihnen zu erstiattenden 


Gebitwen kostenlos vorzunehmen. 


Die im Bereich der Reichsjustizverwaltung 
vom Standpunkt der Dieustaufsicht erforder- 
lichen Mssnrhwen werden dem Herrn Reichs- 


minister der Justiz überlassen, 


I] 
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C. Arisierung vor Betrieben und Mobilien 


im Gau Franken in der Zeit vom 9.11.1958 
bis 8.2.1939. 


I. Gesetzmäßiges Verfahren 
zur Entjudung von gewerb- 
lichen Betrieben. 


Gemäß $$ 1,9 der Anordnung auf Grund der 
Verordnung über die Anmeldung des Vermögens von 
Juden vom 26.4.1938 ( RGEL. I, Seite 415 )in Verbin- 
dung mit dem Erlaß des Reichswirtschaftministers 
vom 5.7.1938 ( III Jà. 2818/38 ) bedarf ein Ver- 
trag auf Übernahme eines jüdischen Großhandels - 
und Industrie-Betriebes zur Wirksamkeit der Geneh- 
migung des Regierungspräsidenten, eines Einzelhan- 
delsgeschäftes der Genehmigung der Kommunalbehörde. 
Der Vertragsabschluß selbst ist Sache des Juden. 
Die Übernahme eines gewerblichen Betriebes schließt 
im Regelfall den Übergang der Aktiven und Passiven 
ein. Die Übatrazung nur einzelner Posten. eines 
Unternehmens (z.B. des Warenlagers, des Inventars, 
des Fuhrparks, der Maschinen usw. ) ist nicht ge- 
nehmigungspflichtig. Es wird jedoch in jedem. Falle 
geprüft, ob der Vertrag nicht nur aus dem Grunde 
in dieser Form geschlossen wird, um die für die 
Prüfung von Betrieben »rtorderiiche Genehmigung Zu 
umgehen. | 

Übernahn:ve.iröce eind bei den jeweils zu- 


ständigen 


—- 
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ständigen Genehmigungsbehörden einzureichen. Diese 
haben nach dem Erlaß des Reichswirtschaftsministers 
vom 5.7.38 den für den Sitz der zu überführenden 
Firma zuständigen Gauleiter der NSDAP und die zustän- 
dige Industrie- und Handels- oder Handwerkskammer | 
zu hören. Die Stellungnahme des Gauleiters erfolgt 
praktisch durch den Gauwirtschaftsberater. DEE) 
Schwergewicht des Verfahrens liegt bei der Geneh- 
migungsbehörde. Diese wird bei ihrer Entscheidung 
durch die Gutachten des Gauwirtschaftsberaters und 
der Industrie- und Handelskammer unterstützt. Sinn 
dieser Bestimmung des Erlasses des Reichswirt- 
schaftsministers vom 5.7.1938 war, der Entschei- 
dung der Genehmigungsbehörde zwei von einander un- 
abhängige Prüfungen zu Grunde zu legen. Die Gau- 
leitungen der NSDAP sind durch Anordnung 89/38 des 
Stellvertreters des Führers vom 2.8.38 über das 
Arisierungsverfahren eingehend belehrt worden. 
Einzelaktionen sind unter Hinweis auf eine van Herrn 
Generalfeldmarschall Göring beabsichtigte Bereini- 
“gung der Judenfrage nochmals ausdrücklich verboten 
worden. Um Unzuträglichkeiten und Verdächtigungen 
a vermeiden, ist die Übernahme jüdischer Betriebe 
„durch Sachbearbeiter der Partei oder ihr angeschlos- 
sener Verbände, die mit Arisierungen beschäftigt 
‘sind, von der besonderen Genehmigung des Stellver- 


treters des Führers abhängig gemacht worden. 


— pn n a 
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Die Annahme von Spenĉen oder Abgaben, auch 
aus Anlaß von Entjudungsfällen ist den Dienststel- 
len der NSDAP durch Erlaß des Herrn Reichsschatz- 


meisters vom 2,9.1938 verboten. 


II. Handhabung des 
Arisierungsverfahrens 
im Gau Franken. 


Allgemein. Von etwa 5700 im Handelsregister Nürnberg - 
Fürth eingetragenen Firmen waren am 31.12.35 rund 
21 v.H. jüdisch. Der Prozentsatz betrug in Fürth 
sogar 30 v.H. Im Großhandel belief sich die Ziffer 
der jüdischen Betriebe in Nürnberg auf 28 Y2 v.H., 
in Fürth sogar auf 50 v.H. aller handelsgerichtlich 
eingetragenen Betribe. Im Expurthandel mit Kurz- 
und Spielwaren und im Hopfengroßhandel lag mehr 
als 2/3 der Betriebe in jüdischer Hand. 

Gemäß der besonders in Gau Franken herrschen- 
den scharfen antijüdischen Einstellung war der 
Geuwirtschaftsberater an einer Überführung von 
Jüdischen Betrieben auf arische Erwerber von jeher 
interessiert. Übernahneverhandlungen würden im 
Hause der Handelskammer, im Büro des Gauwirtschafts- 
beraters, das gleichzeitig das Büro des Handels- 
kammerpräsidenten ist, geführt. Seit Jahren be- 
kleidet nämlich der Gauwirtschaftsberater im Gau 
Franken zugleich das Ant des Präsidenten der In- 


y 


dustrie- und Harn2clsrkammar Nürnberg. Der beim 


> Arie, ` Gau- 
H > = er} zi 


|: 
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Gauwirtschaftsberater ehrenamtlich tätige 
Hauptarbeiter Dr, Beck h ist zugleich 
als stellvertretender Geschäftsführer bei der 
Inaustrie-und Eandelskammer angestellt, 

In einer Besprechung im Mai 1935 wurde 
zwischen der Regierung in Ansbach einergeits und 
dem Cauwirtschaftsbcerater und zug: :ich Prä- 
sidenton dcr Industrie- und Handelskammer 
Nürnberg S tr b 1 andererseits festgelegt, 
daß Anträge auf Genehmigung zur Übernahme von 
jüdischen Betrieben im Büro des Gauwirtschafts- 
beraters eingereicht werden. Gauwirtschafts- 
berater Strobl hat erklärt, daß der von 
ihm gemachte Vorschlag einem Wunsch der Gau- 
leitung entspreche. Bedenken hiergegen wurden 
vonseiten der Regierung nicht erh.ben. Da 
dieser ~eg mit & Ansrdnung vom 26.4. für 
vereinbar und im Interesse einer schnellen 
Entjudung für sehr praktisch gehalten wurde. 
Auch nach Bekanntwerden des Rd. Erl. des 
Reichswirtschaftsministers vom 5.7.1938 
( III Jà. 2880/53: ‚der bei der Regierung 
in Ansbach erst am 14.8. einging, tauchten 
keine Bedenken & Die Sachbearbeiter der 
Industrie- und Handelskammer für Entjudungen 
( Hauptgeschäftsetührer Dr. Hofmann für 

iustrie =- Betriebe, Dr. 
Einzelhandelsbetriebe, 


wurden 
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wurden vom Gauwirtschaftsberater angewiesen, 
Verträge dem Büro des Gauwirtschaftsberaters 
weiterzuleiten und Interessenten für Jüdische 
Betriebe ebenfalls dorthin zu verweisen, 
Die Prüfung im Büro des Gauwirtschaftsbe- 
raters erstreckte sich besonders auf die Per- 
son des Erwerbers in politieWer und fachlicher 
Beziehung und seine Kapitalkraft. Von der Be- 
urteilung dieser Fragen wurde die Industrie- 
und Handelskammer ausgeöchaltet, Meistens 
warden die Übernahmeverträge bei Industrie-und 
Großhandelsbetrieben den Sachbearbeiter der 
Kammer zur Überprüfung von Vertragsformalien 
übergeben. Eine Prüfung hierüber fand bereits 
vorher im Büro des Gauwirtschaftsberaters 
statt. In mehreren Fällen wurde dem Sachbear- 
beiter der Kammer die Person des Erwerbers 
nicht bekanntgegeben, wiederholt erhielt er 
die. Verträge überhaupt nicht zu Gesicht mit 
dem Hinweis, daß es sich um eine Angelegenheit 
handle, die die Gauleitung selbst entschieden 
habe bezw. entscheiden werde. (Aluminium - und 
Folienwerke D. Morgenstern, Fürth-Porchheim, 
Tonwerk Eltersdorf, Deutsche "eberei-Fabrikate 
Ignatz - Yayer), 
Etwa seit August 1938 legte der Gauwirt- 
sohaftsberater die von ihm befürworteten Ver- 
träge 
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träge auch nech dem Adjutanten 28 Gaulei= 


ters, Oberfünrer König , zur Binver- 
ständniserklärung auf dessen "eisung im Auf- 
trag der Gauleitung vor. Der Grund hierfür 
lag nach Erklärung von Strobl darin, 
daß gemäß dem Erlaß des Reichswirtschafts- 
ministers vom 5.7.1938 der Gauleiter gehört 
werden muß. Damit sind in Franken, im Gegen- 
satz zum Regelfall in anderen Ga en, 2 Partei- 
stellen im Arisierungsverfahren beteiligt 
worden, und zwar der Gauwirtschaftsberater 
und der Adjutant des Gauleiters. 

War die Prüfung der Verträge beim Gau- 
wirtschaftsberater erfolgt, so unterzeichnete 
dieser in seiner Bigenschaft als Präsident der 
Industrie- und Handelskammer gleichzeitig 
ein Schreiben mit folgendem Inhalt 

" Die Industrie- und Handelskammer zu 
Nürnberg schließt sich der Stellungnehme des 
Gauwirtschaftsberaters der NSDAP, Gau Franken, 
VOM sueeere0r..an." Dieses Begleitschreiben 
wurde bei Entjudungen von Großhandels- und 
Indäustric-Betrieben dem Sachbearbeiter der 
Kammer, Dr. Hofmann., zur Mitzeichnung 
zugeleitet. Die Mitzeichnuner wurde gegeben, 
obwohl cine sachliche Prüfune gemäß dem Erlaß 
des Reichswirtochsaftemiristere vom 5.7.1938 


bei 
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bei der Handelskammer nicht erfolgt war. 
Dies findet seine Erklärung darin, daB 
Strob 1 sich durch seine Unterschrift 


als Handelskammerpräsident bereits festge- 


legt hatte, während bei >ränungsmässiger 


Behandlung der Referent nach Prüfung die erste 
Unterschrift zu leisten, dadurch die Verant- 
wortung zu Übernehmen und erst alsdann seinen 
Chef die Stellungnahme zur Schlußzeichnung 
vorzulegen hätte. 

Bei Entjudungen von Zinzelhandelsgeschäf- 
ten wurden die Übernahmeverträge dem zuständi- _ 
gen Bearbeiter der Kammer vom Gauwirtschafts- 
berater überhaupt nicht vorgelegt. Nach Ein- 
gang der Antragsfurmulare vonseiten des Gewer- 
beamtes Nürnberg holte der Sachbearbeiter der 
Kammer, ohne den Vertrag selbst zu kennen, 
eine gutachtliche Stellungnahme der zuständi- 
gen Fachgruppen ein. Wurde vom Büro des Gau- 
wirtschaftsberaters dem Sachbearbeiter der 
Kammer mitgeteilt, daß der betr. Übernahmever- 
trag befürwortet wird, so wurde meistens der 
Antrag-von der Kammör ohne Einsicht in den 
Vertrag mit einer Begutachtung über die Bedürf- 
nisfrage und die fachliche ZJignung des Erwer- 
bers zurückgelcitet. Verschiedentlich wies 
der Gauwirtschaftsbcsrater den Sachbearbeiter 


der_ 








um m tr 


/752-#35 


010i 


N 


H3694-0108 


der Kammer an, daß ein bestimmter Interessent 
ein Geschäft zu übernehmen habe, selbst wenn 
dieser die fachliche Voraussetzung nicht aufwies, 
Seit dem 9.11.1938 trat auf Anweisung 
der Gauleitung eine Änderung in der Behand- 
lung von Entjudungen ein. Für einzelne Wirt- 
schaftszweige wurden Beauftragte eingesetzt. 


a) Für die Industrie-Betriebe der Kreisobmann 
der DAF. o ı -e a 


b) Für Großhandelsbetriebe Gauamtsleiter 
Mathias Schröder, 


c) Für Einzelhandels-Geschäfte Dr. Ludwig 
Köhler, 


d) Für Handwerksbetriebe der ständige Vertre- 
ter des Gauhandwerkswalters, Mörtel. 


Der Verkauf von jüdischen Mobilien wurde 
dem Gauamtsleiter Schröder über- 
tragen. 
% Die Arisierung 
der Industrie. Zu a) : Dem Kreisobmann der DAF. Ennert 


f\ | wurde die Entjudung der Industrie auf seinen 


eigenen Wunsch van Gauleiter-Stellvertreter 

H ð l1 z übertragen. Jeder geeignet erschei- 

nende Betricbsnbmann cines jüdischen Industrie- 
Beilage XI. Unternehmens erhielt ein Voll machtsformular 
ausgehändigt mit der Weisung, von dem Jüdischen 
Inhaber eine unwiderrufliche Vollmacht auf 
sich schriftlich ausstellen zu lassen. En- 


me rt führte die Übernahmeverhandlungen 


selbst. 
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selbst, Auf Grund der unwiderruflichen Voll- 
macht traten als Vertreter der jüdischen Be- 
triebsinhaber im Regelfall die Betriebsobmänner 
auf. Die Verträge wurden nach einem einheit- 
lichen Schema aufgesetzt. Sie wurden dem Gauwirt- 
schaftsberater und der Gauleitung vorgelegt. 
Die Festsetzung des Kaufpreises erfolgte auf 
Grund von Schätzungen, die Sachverständige vor- 
nahmen. Die Auswahl des Schätzers überließ 
Emme,.r t den Partcien; nach seiner Erklä- 
rung wirkte hierbei der jüdische Betriebsin- 
haber mit. Meistens wurde der geschätzte Wert 
als Kaufpreis angesetzt. In einigen Fällen 
wurde er um 10% gekürzt. Nach Genehmigung des 
Vertrages durch die Regierung in Ansbach wurde 
der Kaufpreis meistens auf ein Sperrkont- Nr.701 
("Arisierung Industrie") bei der Bank der 
Deutschen Arbeit eingezahlt. Von diesem Konto 
wurden die Verpflichtungen der Verkäufer, ins- 
besondere Steuer- und Lieferanten-Schulden 
getilgt. Je nach den Verhältnissen wurde den 
Jüdischen Veräusserern ein monatlicher Betrag 
zur Bestreitung ihres persönlchen Unterhaltes 
freigegeben. Die Juden wurden darauf hingewie- 
sen, daß eine äindabrechnung erst nach Bezahlung 
aller Veroflichtungen sowie auf Grund von zu 
erwartenden Besiimmungen erí igen weräe 


Außerdem 
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Außerdem wurden im Auftrage der DAF bei 
der Bank der Deutschen Arbeit auch Aktien, 
deren Eigentümer Juden waren, deponiert. Der 
Jude Marschütz ist Eigentümer von Aktien der 
Firma Hercules-Werke im Nominal-Betrage von 
insgesamt 26.000.-- RM. Das Gesamt-Kapital 
der A.-G. beträgt 620.000.-- RM. Die Pirma 
ist nach den Verordnungen des Reichswirt- 
schaftsministers als nicht-jüdisch anzusehen. 
Nach der im Gau Franken üblichen Einstellung 
wurde die Firma lieröules-Werke A.-G., jedoch 
als jüdischer Betrieb behandelt. Der Kreisob- 
mann der DAF, Emme rt ließ durch Kramer 
den Juden Marschütz auff :rdern, sein Aktien- 
paket sofort bei der Bank der Deutschen Arbeit 
zu hinterlegen. Die Zinwendungen des Juden 
Marschütz wurden energisch zurückgewiesen. 
Unter Druck wurde das Aktienpaket am 19.11.1938 
bei der Bank der Deutschen Arbeit deponiert. 
Es war vorgesehen, die Aktien durch die Bank 
der Deutschen Arbeit verkaufen zu lassen und 
den Erlös dem Sperrkonto "Arisierung Industrie" 
zuzuschrei ben., 

In derselben Zeit, also gleich nach den 
9.11.1938, wurden dic jüdischen Aktionäre 
der Firma Cromwell A -G. aufgefordert, ihre 
Aktien ebenfalls bei der Bankder Deutschen 


Arbeit zu hinterlegen: Die Übernahmeverträge, 


u 
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Arisierung 
des Groß- 
handels., 


betreffend Entjudung đer Cromwell A.-G. ; 

lagen mit einer befürwortenden Stellungnahme 

des Gauwirtschaftsberatere der Regierung in 
Ansbach bercits am 9.11.1938 vor. Die Arisierung 


ist inzwischen genehmigt und die Aktiengesell- 


schaft in eine K.mmanditgesellschaft umgewan- 


delt worden. 


Zu b): Gauamtsleiter Schröder führte 
die Übernahme von jüdischen Großhandelsbetrieben 
durch und vertrat außerdem den inzwischen er- 
krankten Hauptbearbeiter des Gauwirtschafts- 
beraters, Dr. Beck h . Er besaß keine be- 
souderen Fachkemntrisses Die Bauptarbeit wurde 
von Gauwirtschaftsberater SE ze & b1l und 
dessen Sekretärin, Fräulein Böheim, 
geleistet. Schröder wurde in seiner 
Arbeit von dem Gaufachgruppenwaltcr der DAP., 
Fritz sSsehäfe Tr , unterstützt. Bine Kom- 
mission, bestehend aus Gawuwirtschaftsberater 
Strobl, Getamtsleiter Schröder D 
Gauinspekteur Haberkern, Rauh, 
dem Leiter deg Wirtschaftskammer, Untcrabteilung 
Groß-Ein-und fu im Geschäfts- 
führer Sshönekaoes prüfte di 


vorliegenden Ubzarnahneverträge. Die Kun f 
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rung des 
Handwerks. 
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beträge wurden in voller Höhe auf Anweisung 


ven Gauwirtschaftsberater Strobl auf 
ein Sperrkonto Nr. 7116 "Arisierung Großhandel" 
bei der Bank der Deutschen Arbeit bezahlt, 


Zu c): Die Entjudung des Einzelhandels lag 


praktisch in den Händen von Dr. Köhler, 
dem Geschäftsführer der “irtschaftsgruppe 
Einzelhandel, Bezirksuntergruppe Mittelfranken. 
In einer Kommissi:.n, der Gauinspekteur H a=- 
berke rn , Fechabteilung für den Einzel- 
handel in der TAT, Te ckN1 , Hauptbearbeiter 
Dr. Beckh und Dr. Köhler angehör- 
ten, wurden die Grundsätze für die Entjudung 

des Einzeliuandelc festgelegt. Insbesondere wurde 
beschlossen, welche Zinzelhandelsgeschäfte in 
arische Hände überführt oder liquidiert werden 
sollten. Die Schätzungen der "arcnlagrer wurden 
durch Sachverstänäige durchgeführt. Die Fest- 
setzung äcs Übernahmeprcises erfolgte an Hand 
der Schätzungen- Die Verträge wurden. schematisch 
aufgestelii. Den Juden wurde der Übernahmepreis 


nicht bekannt gegeben. 


Zu d): Die Entjudung von Handwerks-Betrieben 
wurde anf An'cisunev v ro Gom Kreischbmann der 


DAF. 


| 


| 
| 
| 
i 
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DAF.. Emme rt von dem stellv, Leiter 

des Dcutschen Handwerks in der Gauwaltung der 
DAF., KMö rt c 1, durchgeführt, 5mm o r t 
gab in einer Besprechung am 10. Fovember 1938 
im Hotel "Der Deutsche Hof" die Richtlinie 
heraus, dass die jüdischen Handwerker Vollmach- 
ten auf dic Betriebsobmänner oder auf die in 
Betracht kommenden Pachgruppenwalter auszu- 
stellen hätten. Die weitere Bearbeitung wurde 
von den Gaufachgruppenwaltern durchgeführt. Bei 
den Betriebon, bei denen infolge der Aktion 

am 9.und 10.11.1958 durch vollständige Demolie- 
rung cine Weiterführung nicht mehr in Betracht 
kam, wurden die Yarenvorräte von Gaufachgrup- 
penwaltern in Räumen der DAF sichergestellt, 
Die Bestände wurden auf "cisung der DAF von 
Sachverständigen geschätzt und größtenteils 
veräussert. Die Übernahmeverträge wurden dem 
Kreisobmann Emmer t vorgelegt. Die Er- 
lösc wurden auf cin Sperrkonto bei der Bank 


der Deutschen Arbeit eingezahlt. (Konto 7308, 


Arisierung Handwcrk). 


zu e)s Gaulciter-Stellvertreter H ọ 1l z be- 
auftragte Gauamtsleitor Sehröder at 
der Überprüfung von Verkäufen von NMobilien aus 


„udischem 
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jüdischem Besitz. In einen Rundschreiben der 
(Beilage XIII) Industric- und Handelskammer vom 21.11.1958, 
unterzeichnet von Präsidenten 5, ro bl, 
an die Mitglieder der Kammer wuröc bekannt 
gegeben, äüass sine Genehmigung bei Ankäufen 
von Mobilien aus jüdischen Privatbesitz einzu- 
holen ist. Un sine Übervorteilung der Käufer 
zu vermeiden, war eino Wertschätzung durch 
Sachverständige vorgeschen. Sie wurde jedoch 
meistens nicht durchgeführt. Die Verträge mit 
dem vercinbartcen Übernahncepreis wurden 
Schröder zur Gencknigung vorgelegt. 
Nur in den Fällen, in denen ösr Kaufpreis ge- 
fühlsmässig zu b.ch erschien, wurde er revi- 
diert. Die Käufer wurden angewiesen, 25% des 
Kaufpreiscs, auch mal mehr oder weniger, auf 
ein Sperrkonto "Arisierung" boi der Städt., Spar- 
kasse cinzuzahlon. Das Rundschreiben von 2l.ll. 
war nur Interessonten aus Nürnberg bokannt. Die 
Folge war, daß auswärtige Käufer Mobilien oft 
ohne Gmehmierung und ohne Zahlung einer Arisie- 


rungsabgabe übernahmen. Der fostgeesetzte Wert 


der cvrfaßten Gsgsnstände beträgt o twa 98.000.- 
RM. | 


Sperrkonten. 
Es sind auf dem Gebiete der Betricebs- und 


Mobiliarar.e.'>: . Felß-r.IcHDrorrikodton 


fegt - 
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Boälage XIV. festgestellt worden (Stand 19.4.39): 


e 


nto 7105, Garantie Conto Credit: 

a aake Ee- Letterer bei der Bank dor 
Deutschen Arbeit (25.007.50 RM) ver- 
fügungsberechtigt die Gaubeauftragten 
für dis Durchfük ung der Arisierung 
im Kreis Nürnberg-Stadt, Haberkern und 
Emmert. 


Sperrkonto Nr.7111 "Arisicrung In- 

dustrie" bci der Bank der Deutschen 
Arbeit 273.716.51 RM., verfügungs- 

berechtigt Kreisobmann Emmert. 


Sperrkont: Nr, 7116 "Arisierung Groß- 
handel" bci der Bank der Deutschen 
Arbeit 194.312.46 RM, verfügungste- 
rechtigt Gauinspekteur Haberkern und 
Gauamtsleiter Schröder. 


Sperrkonto Nr. 730% "Arisierung Einzel 
handcl" bei der Bank der Deutschen 
Arbeit 85.039.31 RM, verfügungsberech- 
tigt Gauinspekteur Haberkern. 


Sperrkonto Nr. 7508 "Arisierung 
Handwerk" bei der Bank der Deutschen 
Arbcit 1.648,24 RM., verfügungsbersch- 
tigt Kreisobmann Emnert. 


Sperrkonto Nr, 14770 "Arisicrung" 

bei der Städt. Sparkasse 24.3543 RM, 
verfügungsberuchtigt Gauuwirtschafts- 
berater Strobi und Gauamtsleiter 
Schröder. 


Konto Nr. 1176 c bei der Städt.Spar- 
kasse 176,360.-- RM., verfügungs- 
berechtigt die Kreisleitung: Nürnberg. 


weitere Beträge befinden sich auf dem 
Konsortialkonto 4090 Holz-Engclihardt 
bei der Bayerischen Gemcindebank, 
sowcit nämlich im Rahmen einer Be- 
tricbsariserung Grundstücke mitver- 
äußert sind. 


wie sich dicse Konten zusammensctzen, 


ist aus J in] 4 Ze enwijrter Aufótelluns 


v 


gon 
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gen J, H und M zu ersehen. Aus diesen Auf- 
stellungen ergeben sich die vereinbarten und 
gezahlten - zum Teil noch auf Arisierungs- 
konten liegenden - Kaufpreise, die geleiste- 

Beilage XV ten Spenden sowie die Arisierungsgewinne. Die 

Beilage XVI Liste J betrifft Arisierungen von Industrie, 

Beilage XVII Großhandel und Einzelhandel. Die Liste H be- 
trifft die Arisierungen im Handwerk. Die Liste 
M betrifft Einzelaufstellungen über Motllien- 
verkäufe und die vom Kaufpreis für den Gau ein- 
bchaltenen Beträge. Die Belege zu den Listen- 
aufstellungen sind in Schnellheftern gesammelt 
und nach der Listennummer abgelegt. Bei den 
Belcgen handelt es sich in der Hauptsache um 
Vernehmungen der Erwerber oder sonstiger Be- 
teiligter sowie um Fotokopien der Untcrkonten 
der einzelnen Arisierungskonten, Die Belege 
über die Errechnung der Arisierungsgewinne 
sind gesondert gesammelt. Sie bestehen in den 
Prüfungsfeststellungen des Oberfinanzpräsiden- 
ten Nürnberg. i 


III. 3 besonders 
markante Ari- 
sierungsfälle 
nach dem 9.11. 
1938. Von den Arisierungen, die in der Zeit 


vom 9.11.1958 bis 8.2.1939 vom Gauwirtschafts- 
berater Strobl dem Regierungspräsidenten 


zur 
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zur Genchmigung vorgelegt worden sind, heben 
sich besonders 3 Fälle ab. Hierbei ist 
festzustellen, daß unter teilwciser formel- 
ler Befolgung des vorgeschriebenen Verfahrens 
Ziele verfolgt worden sind, die den angegan- 
genen Behörden in ihrer Tragweite unbekannt 


gewesen Sind. 


Für die Entjudung der Firma Transfor- 
matoren- und Apparatefabrik Magnus, Nürnberg, 


Galgenhofstraße interessierte sich Oberführer 


König, der. Adjutant des Gauleiters, Da 


König wegen seiner exponierten Stellung 


als Bewerber persönlich nicht auftreten woll- 


te, wurde der Ratsherr Max Schneider 


als "Strohmann" vorgeschoben. Schnei- 
der und König waren intern dahin 
übereingekommen, daß ausser ihnen noch Kreis- 
wirtschaftsberater L ang (Direktor der 
Auto-Union Nürnberg) und Brigadeführer 
Wurzbachcr an dem Erwerb betei- 
ligt werden. 

Eine nur vorübergehende Abwesenheit 
des Juden Magnus, des Inhabers des Betricbes, 
wurde ausgenutzt, um cinen Abwoscenheitspfleger 
einsetzen zu lassen. Der Kreisobmann der DAF., 


Emme rt , richtete an das Amtsgericht 


Nürnberg 
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Nürnberg im Schreiben vom 17.11.1938 die Bitte 
über das Vermögen dos Magnus einen gewissen 
Friedrich Eberlein als Abwesenheits- 
pfleger cinzusctzen, da nach Ermittlungen dor 
DAF. und des Polizcipräsidiuns Nürnberg Magnus 
flüchtig sci. Eberlein ist bei der- 
selben Dienststelle beschäftigt wic Emmer t. 
Diesen Antrag unterstützten die Rechtsanwälte 
Dr. Oehl unà wegler namens des 
Ratsherrn Max Schneider durch Schrei- 
ben vom 17.11.1938. Auf diesom Schreiben findct 
sich der Vermerk, daß Strobl als Präsi- 
dent der Industrie- und Handelskammer und 
Gauwirtschaftsberater des Gaues Franken sich 
ihrem Antrage anschlicßt. Am Vormittag des 
17.11.1938 bestclite das Vormundschaftsgericht 

» r le in als Abwesenheitspfleger über 
das Vermögen des Juden Magnus. In einer 
Besprechung der Richter der Vormundschaftsabtci- 
lung Nürnberg, dic cinige Tage nach dem 9.11. 
1938 stattgefunden hatte, war festgelegt werden, 
daß dic Abwesenhcitspflegschaft angerränet | 
werden solle, wenn der Jude in einem Konzen- 
trationslager in Schutzhaft oder flüchtig ist. 
Der Antrag auf Anordnung der Abwesenhceitspfleg- 
schaft sollte von der DAF. Nürnberg gestellt 


werden. Man war sich darüber cinig, daß bei 


Prüfung 
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Prüfung der Frage, ob Abwesenheitspflegschaft 
angeordnet werden solle, bei Juden großzügig 
verfahren werden solle. Am 17.11. wurde 
Ederlein vom Vormundschaftsgericht zum 
Abwesenheitspfleger bestellt. und zur gewisscn- 
haften Antsführung verpflichtet. | 

Am frühen Nachmittag des gleichen Tages 
wurde der Pfleger Ebe rlein zum Büro 
dcs Rochtsanwalts Oehl bestellt. Er wurde 
dert aufgefordert, den Betrieb Magnus an den 
Ratsherm Schneide r zu verkaufen. 
Das Ansinnen, cine Blanko-Unterschrift zu ge- 
ben, damit die Vertragsbestimmungen später 
festgelegt werden könnten, lehnte E ber- 
lein ab. Es wurde nunmehr cin Kaufvertrag 
geschlossen, gemäss dem dic Transformatoren- 
werkc zu einem Kaufpreise von 5.000.-- RM an 
Schneider übirgehen sollten. Eber- 
le in fragte wegen der Angemessenheit dieses 
Kaufpreises bci dem Kreisobmann der DAF., 
Emme rt , telefonisch nach. Ihm wurde an- 
geblich die Richtigkeit dor Höhe von En - 
mer t bestätigt, was dieser jedoch bestrei- 
tet. Ohne den Betrieb auch nur gesehen zu h& en 
und sich über den finanzicllcon Status des 
Unternehmens klar zu scin, unterschricb 
Eberlein den Vertrag. Nachden 

Eberlein 





H3694-0 120 


1757-05. 


0113 


Eberlein die Fabrik am A taei 

für 5.000.-- RM. verkauft hatte, besichtigto 
er sie zum ersten Male am 18.11.1938. Dort fiol 
ihm auf, daß allcin Warenvorräte von etwa 
20.000.-— RM vorhanden waren. Er hiclt os 
kabekäcıe nicht für nötig, hiervon das Vor- 
mundschaftsgericht zu verständigen oder von 
dem Vertrag zurückzutreten, sondern licß am 
21.11. die Übernahme der Fabrik durch 
Schneider zu. Er gibt zu, bereits am 
18.11. mit Regressansprüchen gerechnet zu 
haben. 

Der am 17.11. geschlossene Vertrag wurde 
noch am gleichen Tage dem Gauwirtschaftsburatcr 
zugelcitet. Dieser befürwartete als Gauwirt- 
schaftsberater und Präsident der Industric-und 
Handelskammer in dom üblichen Schrei ben dic 
Übernahme, obwohl er bei sciner Vernchmung 
ausdrücklich erklärt hat, daß cs ihm am 17. 
11.1938 unmöglich gewesen war, dic Verträge 


zu prüfen. Der Hauptgeschäftsführer Dr. Hof- 


mann unterschrieb wie üblich ohne jede. | 


Kenntnis des Sachverhalts das Schreiben der 
Industric- und Handclskammer mit. 

sämtliche Unterlagen warden noch am Nache 
mittag des gleichen Tages von dem Ratsherrn 
Sehneiäider der Regiorung in Ansbach zur 


n Genehmigung 
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Genehmigung vorgelegt. Der zuständige Dezer- 
nent war bereits vorher von Oberführer K ö - 
n i g telefonisch davon unterrichtet, daß dor 
Vertrag umgehend genehmigt worden müsse, Die 
Genehmigung wurde noch am 17.11.38 verfügt und 
den Rechtsanwälten Ocehl md Weg l1e2 
und dem Pfleger Eberlein am 18.11.38 
zugelcitet. Der Kaufprcis von 5.000.-—-RM 

lag bei dem Übernchmer Schnei der seit 
21.11.38, dem Tag der Übernahme, zur Abholung 
bereit. 

Bei der erstmaligen Besichtigung des Wer- 
kos nach Vertragsabschluß bekam Schnei- 
dä e r erhebliche Bedenken, ob er in der Lage 
sci, das Werk zu führenr Schneider 
ist gelernter Friseur, diente einige Jare bei 
der Schutzpoliz.i; seit etwa 1927 ist er im 
Versicherungswosen tätig, jetzt arbeitet cr 
für dic Bayerische Witwen- und Waisenkasss. 

Er setzte sich dieserhalb mit Oberführer 
König in Vorbindung, der sich mit ciner 
Weiterveräusserung einverstanden erklärte. Am 
29.11.38, also 12 Tage nach dem Erwerb ver- 
kaufte Schneider den Betrieb an den 
Ingenieur Metz, der Fachmann ist, zum 
Preise von 11.000.-- RM. Der Vertrag wurde im 


Büro der Rechtsanwälte Dr. O eh 1 und Dr. 


Vogler 
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wgler geschlossen. Sehne ider 
vcrlangts ursprünglich einen Betrag von 
30.000.-- RM. Auf Anregung von Rechtsanwalt 

0 e h.l wurde cin sogenanter Beratungsver- 
trag geschlossen. Hierdurch sollte der Unter- 
schied zwischen dem Übernahmevertrag 
Ebdberlein/. Schne ider von 
5,000.-- RM und dem Kaufpreis S c hneider/ 
Metz verschleiert werden. Der Beratungs- 
vertrag wurde auf 3 Jahre gceschlesscn und 
sollte Schneider jährlich 5.000, -—Rl 
erbringen. 

Tatsächlich war der Jude Mæ nus nicht 
flüchtig. Er war nur für einige Tæ ce verreist, 
um freiwillig scinen Betricb zu arisicren. 
Außerdem war scin Sohn (Mischling) als Bevoll- 
mächtigter in Nürnberg verblicben. 

Gemäß der internen Vereinbarung übergab 
Schneider nach Abschluß des Vertrages 
mit Metz em Kreiswirtschaftsberater 
Lang einen Scheck mit dem Betræ e von 
3,.750.-- RM. Diese Summe sollte zwischen 
Lang, Wurz bacher und Königs 
aufgeteilt worden. Lang hatte Bedenkcen, 
den Scheck einzulöscn und gab ihn nach Rück- 
sprache mit KÖN ig an Schnei d er 
zurück. Die Abwesenhcitspflegschaft wurdc am 


19. 
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19.12.38 aufgchoben, da dem Vormundschaftsge- 
richt bekannt wurde, daß Magnus wicder in Nürn- 


berg war. 


Für die Firma Dampfwattefabrik M. Stern 
u. Co., Nürnberg, Hochstraße 6, interessierte 
sich ebenfalls der ersterwähnte Adjutant des 
Gauleitcers, Oberführer König. 

Für den jüdischen Inhaber trat als Bevoll- 
mächtigter auf Grund der unwiderruflichen Voll- 
macht vom 12.11.38 der Betriebsobmann Ne u = 
bauer auf. Er schloß im Büro der Rechtsan- 
wälte Oeh]1l und Wegler am 17.11.38 
einen Übernahmevertrag mit dem bekamnten Rats- 
herrn Schneider . Als Kaufpreis wurde 
ein Betrag von 40.000.-- RM vereinbart. Der Ver- 
käufcr gewährtco für soziale Aufwendungen im 
Vertrage einen Nachlaß von 10.000.-= RM. Die 
Ausscnstände haben allein 28.756.-- RM betragen, 
se daß tatsächlich der Kaufpreis für die übrigen 
Aktiven 1.244.-- RM betrug. “ie bei der Entju- 
dung der Firma Transformatoren- und Apparatebau- 
fabrik Magnus befürwortete der Gauwirtschafts- 
berater und Präsident der Industrie- und Hando iio 
kammer Strobl die Verträge, ohne sie 
geprüft zu haben. Dic Regierung in Ansbach vor- 

s 


r 
v 
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fügte ebenfalls am 17.11.38 die Genchmigung,. 
Der Übernehmer Schneider hatte, wic 
im Fal le Magnus, das Unternchmen vor Ka fab- 
schluß überhaupt nicht gesehen, Es war ihm 
auch bei Vertragsabschluß nicht bekannt, wer 
das Inventar und das Warenlager geschätzt hatte. 
Sehne ide r handelte, wie im Fall 
Magnus, als Strohmann für den Stabsleiter 
König ; außer ihnen sollten Kreiswirt- 
schaftsberatter Lang und Brigadeführer 
wurzbacher beteiligt werden. Am 

3. Dezember 1938 verkaufte Schnei- 
der im Einvernehmen mit Oberführer 
König dic Nürnberger Dampfwattefabrik 
an den Ingenieur Eberle in München. 
Eberle übernahm die Dampfwat tefabrikru 
denselben Bedingungen wie Schncider. 
Schneider verkaufte das Unternehmen 
an Ebe r1lc nur unter der Bedingung, daß 
gleichzeitig ein Beratungsvertrag auf 3 Jahre 
abgeschlossen wird, der eine jährliche Vergü- 
tung von 10.000.,-- RM. an Schneider 


. vorsicht. Dieser Vertrag wurde ebenfalls ge- 


schlossen. Schriftliche Vercinbarungen zwischen 
Knie, Vure bg o he, Lenz 
und Sehncide Tr liegen nicht vor. 

Die_ 
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Die Lederwerke Cromwell A.-G. in Nürnberg 
besitzen ein Aktienkapital von 1.000.000.==- RU. 
Gemäß Vertrag vom 3.11.38 übernahmen Dr. 
>» zz um 120e > und Pau Harnisch- 
macher das Unternchmen zum Preise von 
1,5 Millionen RM. 

Der Gauwirtschaftsbcratcer und Präsident 
der Industrie- und Handelskamncr , Strobl], 
befürwortete mit Schreiben vom 17. November 1938 
den Vertrag. Am selben Tge erteilte die Re- 
gierung in Ansbach die Genehmigung. Der Übcr- 
nahmeprcis von 1,5 Millionen ist boi cinem Gewinn 
von 852.000.-=- RM. im Jh re 1957 ungerecht- 
fertigt niedrig. Eine Prüfung scitens des 
Gauwirtschaftsberaters und der Regierung in 
Ansbach nach sachlichen Gesichtspunkten kann 
im Hinblick hierauf nicht vorgenommen worden scin. 
Die Zahlung eins Kæ fpreisteils von 174.560. 
RM (ursprünglich sogar von 344.360.--RNM) ist 
rechtswidrig von der Kreisleitung Nürnberg 
zu ihren Gunsten verlangt worden, der Betrag 
licgt nochjetzt bei der Städt. Sparkasse, "eitc- 
re 9,306.-- RM mußten auf Verlangen der DAF. auf 
das Konto "Arisicrung Industrie" Nr.7111 gezahlt 


werden. Darüber hinaus mußten die Erwerber einc 


Spende 
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Spende in Höhe von 22,500.-- RM an den Gauwirt- 
schaftsberater abführen. 


Durch den Gauwirtschaftsberater und Handels- 
kammerpräsidenten S trob l , welcher die 
Arisicrungsanträgc zu prüfen hatte, würden die 
Käufer der zu arisicrenden Firmen angehalten, 

ı y2 - 3 % der Kaufsumme als Spenden der Gatı- 
leitung zur Verfügung zu stellen. Dicse Spenden 
nehm er zum größten Teil ohne Quittung von den 
Käufern entgegen und gab sie jeweils auftrags- 
gemäß dem Adjutanten des Gauleiters gegen eine 
wciße Quittung. König übergab wiederum 
diese Gelder dem Geschäftsführer des B Uhr-Blat- 
tes, der Fränkischen Tageszeitung und des 
Stürmer , Verlagsdirektor Max rink, aor 
sie seinerzeit auf ein Sonderkonto des Stürmer- 
Verlages bci der Bank der Deutschen Arbeit ein- 
legte. 

Am 2. September 1938 wurde der angesammel- 
te Betrag von rund RM 70 850.-- dem Konto ent- 
nommen und beim Gauschatzamt einbezahlt. Be- 
merkenswert ist hicrzu, daß am selben Tage ein 
Verbot des Reichsschatzmeisters zur Annahme 
von Spunden aus Arisicrungen vonsciten der 
Partei crfolgte. 

Nach dem 2. September 1938 wurden scitens 


dcs 
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des Gauschatzamtes die Spenden direkt cnt- 
gegengenommen. Es waren dies insgesamt 
208.291.--RM. 

Außer dom Gau hat auch dic Kreisleitung 
Nürnberg-Stadt 25.000.-— RM und der Ober- 
bürgermeister der Stadt Fürth, Kreisleiter 
Jakob , 42.576.-— RM an Spenden entgegen- 
genommen. Insgesamt sind Spenden in Höhe von 
346.717.-— RM erfaßt worden. Die Spenden=- 
liste ist beigefügt. Einen Anspruch auf 


Beilage WIII»Vollständigkeit kann diese Liste jedoch 


Zusammen- 
fassung. 


nicht erheben. 


Bei dem im Gau Franken geübten Entju- 
dungsverfahren lag das Schwergewicht beim 
Gauwirtschaftsberater. Die Verträge sind in 
Abweichung von dem Sinn des Erlasses des 
Reichswirtschaftsministers vom 5.7.38 direkt 
beim Gauwirtschaftsberater eingereicht worden. 
Die Auswahl des Erwerbers lag damit allein 
in der Hand des Gauwirtschaftsberaters. Die 
Regierung von Ansbach prüfte hauptsächlich 
nur Vertragsformalien. Ihre Tätigkeit war 
nur eine Pormsache. Die Industrie- und Han - 
delskammcer war durch ihren eigenen Präsi- 
denten in seiner Eigenschaft als Gauwirt- 


schaftsberater bei der Entjudung praktisch 


ausgeschaltet. 
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ausgeschaltet. Die Stellungnahme des Gauwirt- 
schaftsberaters war für den Sachbearbeiter der 
Industrice-und Handelskammer Nürnberg bindend, 
da der Gauwirtschaftsberater gleichzeitig Prä- 
sident der Kammer war. Stro b l erklärte 
in seiner Eigenschaft als Gauwirtschafts- 
berater von ihm geprüfte Verträge für in Ord- 
nung gehend. In seiner Eigenschaft als Präsi- 
dent der Handelskammer schloß er sich dieser 
Stellungnahme an, obwnhl eine Prüfung von der 
Kammer tatsächlich nicht durchgeführt worden 
war. Die Regierung von Ansbach entschicd da- 
her nicht, wie in den Erlassen des Reichswirt- 
schaftsministers vorgeschen, cuf Grund von 

2 selbständigen Gutachten, sondern an Hand 

der Stellungnahme des Gauwirts chaftsberaters, 
der wicderum den Weisungen der Gaul- i tung 
blindlings nachkam. “ar die Industric-und 
Handelskammer vor dem 9. November 1938 we- 
nigstens der Form nach beteiligt, so erfolgte 
nach diesem Zeitpunkt ihre völlige Ausschaltung. 
Im Erlaß des Reizhswirtschaftsministers vom 
18.11.38 IIT Jà. 32/38, der dic bis zum 
21.12.38 durchzufi rendc Entjudung dcs Einzcl- 
handels und des Handwerks behandelt, war aus- 
drücklich darauf hingewicscn worden, daß bei 
den gemeinsamen Besprechungen, die zwischen 


gen 
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den beteiligten Stsllen zum Zwecke cinor 
schnellen Entjjdung des Einzelhandels und des 
Handwerks abgehalten werden sollten, die 
Industrie- und Handelskammer zu beteiligen 
waren. Obwohl in dem Erlaß dcs Reichswirt- 
schaftsministers vom 18.11.38 — III J4.8782/38 = 


ausdrücklich darauf hingewiesen worden ist, 


daß sich die Anordnung zur Ausschaltung der 


Juden aus dem deutschen "Tirtschaftsleben vom 
12.11.38 vorläufig nicht auf Industrie und 
Großhandcl bezieht, hat sich das Schnellver- 
fahren in Franken auch auf die Industrie 

und den Graßhandel erstreckt. Die am 21.11.38 
von Strob 1 in seiner Eigenschaft als 
Handclskammerpräsident eingeführte Genehmi- 
gungspflicht bei Veräußerung von Mobilien cr- 
folgte ebenfalls aus eigener Machtbefugnis ohne 
jede rechtliche Grundlage. Der nach außenhin 
angegebene Grund für dic. Einführung der 
Genehmigungspflicht, daß nämlich Verschlou- 
derung jüdischen Vermögens verhindert werden 


und die Verte durch Sachverständige abgeschätzt 


' werden sollten, ist nicht stichhaltig. Es 


sind nämlich tatsächlich Schätzungen nicht 

erfolgt. Die Tätigkeit des Schrudte?2 

bestand einfach darin, 25 % dcs Kaufpreises 
für_ 
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für die Gauleitung sicherzustellen. Die ganzen 
Maßnahmen haben zu einem heillosen Durchein- 
ander geführt. Die Einzahlung der Kaufpreisbc- 
träge auf Sperrkonten entbehrte cbenfalls 

jeder gesetzlichen Grundlage. Den Beauftrag- 
ten der Gauleitung stand kein Rccht zu, über 
die Kaufpreisbeträge zu verfügen. Es handelt 
sich um cine Art ungosetzlicher Zwangsenteig- 
nung und Zwangsverwaltung des Jüdischen Ver- 
mögens mit dem Ziele, möglichst große Vortei- 
le für den Gau Franken herauszuwirtschafton. 
Dieses Vorfahren hat zu einer maßlosen Verwir- 
rung geführt; teils haben die Erwerber jüdischer 
Betricbe es abgelehnt, den Kaufpreis auf Sperr- 
konten zu zahlen, teils ist es geschehen. In 
diesen Fällen haben dann die zur Verfügung über 
die Sperrkonten eingesetzten Partcigenossen 

aus den gesperrten Kaufpreisen Steuerforde- 
rungen und Lieferantenschulden bezahlt, wonn 
solche geltend gemacht wurden, teils auch den 
Juden kleinere Beträge für den notwendigen 
Lebensunterhalt bewilligt. Diese. Art Zwangs- 
verwaltung von Personen, die ausreichenden Bin- 
blick in die Schuldenverhältnisse dcs einzelnen 
Juden gar nicht haben konnten, hat zu cincer 


ungeregelten Befriedigung von Gläubigern und 


völligen 
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völligen Unsicherheit der Rechtsvcorhältnissc 
geführt. 

Die Einzichung von Spenden war nach einen 
Erlaß des Reichsschatzmeisters vom 2.9.1938 
übsrhaupt verboten. Gauwirtschaftsberater 
Strobl nutzte scine Doppilstellung aus, 
um die in Erlassen des Reichswirtschaftsmi- 


nistors vorgeschene Nitarbcit der Industric- 


und Handelskamm:r völlig auszuschelton. Er be- 


trachtete sich als einen Kann, der von der Gau- 
leitung in das Amt des Präsidenten der Industric- 
und Handelskammer eingesetzt worden war und nun- 
mehr allen "eisungen der Gauleitung nachzukommen 
hatte, sclbst wenn sie im "idcrspruch zu Ge- 
sctzen und Verordnungen stehen. Sämtliche bci 
der Industric- und Handelskamf.®er verfügbaren 
Unterlagen allgemeiner Natur betr. Arisicrung, 
insbesondere die Erlasse dcs Reichswirtschafts- 
ministers, sind S trob 1 zur Kenntnis 
gebracht worden, Unter der Parole "Franken 
voran" sind sie als alter Aktconkram einfach 
beiscitco geschoben worden. Sein Verhalten in 

den Entjudungsfällen Transformatoren- und 
Apparatcbau-Fabrik Nagnus und Dampfwattefabrik 
Sturn läßt ihn zur Führung einer Industric- 

und Handelskammer nicht g eignet erschcincn. 


In 
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In der Entjudungssache "Weisser Turm" setzte 
sich Strobl über die Entscheidung des 
wirtschaftsministcrs vom 2.9.38 hinwog und er- 
klärte am 5.9. in Kenntnis des Erlasses des 
"irtschaftsministörs, dass das Unternehmen für 
die Gauleitung Franken und ihn noch jüdisch 
sei. Seine Abberufung wird daher dem Reichs- 
wirtschaftsminister dringend zu empfehlen sein. 
VI. Arisicrungs- 

gewinn aus der 

Arisierung jü- 

discher Betrie- 

be. 

Allgemeines. Die seit dem 8.11.38 in Franken gench- 


migten Arisicrungen sind tcilweise unter dem 
Gesichtspunkt der Entstehung eincs Arisic- 
rungsgewinnes besonders geprüft worden. 

Die Arisierung jüdischer Betriebe war im 
Gau Franken am 9.11.38 bereits zu cinem gewis- 
sen Abschluß gekommen., Dies gilt insbesrndere 
für die bedcutendcren jüdischen Unternehmen, 
Nach den getroffenen Feststellungen sind in 
der Zcit vom 9.11.38 bis zum 8.2.59 - dieser 
Tag wurde als Endtcormin für die Prüfungen angc-. 
nommen, da die Kommission am 9.2.39 in Nürn- 
berg eintraf und cin ordnungsmässiges Verfah- 
ren von dicscn Zeitpunkt an unterstellt wurde - 
von der Regierung in Ansbach im Gau Franken 
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72 Arisierungen auf dem Gebiet der Industric 
und des Großhandels genchmigt worden. Hicrvon 
waren 68 Klein- und Mittclbetriebce und ledig- 
lich 4 gmßere Unternohmen. 3 Unternehmen, bei 
denen Anhaltspunkte für Korruption vorlagen, 
nämlich Transformatoren-und Apparatebau-Fabrik 
Magnus, Lederfabrik Cromwell A.-G. und Dampf- 
wattcfabrik Stern, sind einer umfassenden Unter- 
suchung unterworfen worden, 33 Betricbe sind 
durch Betriebsführer des Oberfinanzpräsidenten 
Nürnberg auf das Vorliegen cincs Arisicrungs- 
gewinnes näher geprüft worden. Bei den 39 In- 
dustric- und Großhandelsbetrieben ist von ciner 
zeitraubenden Erhebung über den Arisicrungs- 
gewinn Abstand genommen worden, wcil eine Nach- 
prüfung wegen ihrer geringen Bcdeutung in 
dieser Richtung keinen Erfolg versprach. Ebcnss 
ist mit den am 9.11.38 im Gau Franken vorhan- 
denen Einzelhandelsgseschäften verfahren worden, 
Eine allgemeine Überprüfung ergab, daß die 
meisten nur noch einen geringen Umsatz hatten. 
Ein großer Teil wurde nicht arisiert, sondern 
ging in Liquidation, Soweit Einzelhandels- 
goschäfte erisiert worden sind, kann davon 
ausgegangen werden, dass ein besonderer Gc- 
schäftswert, der über das Warenlager und In.- 


ventar 
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ventar hinausging, nicht mehr vorhanden war, 
da im Allgemeinen im Gzu Franken nur noch Juden 
in den jüdischen Geschäften kaufen konnten und 
überdies während der sonst üblichen guten 
Geschäftszeiten (Weihnachten und zum Rcichspar- 
teitag) durch besondere Boykottmaßnahmen jeg- 
licher Umsatz von jüdischen Geschäften unter- 

A bunden wurdc. 


Üblicher In- 

halt der Ari- 

sijierungsvcr- 

träge. * Die Arisicrung erfolgte sowshl vor wie 


nach dem 9.11.38 in der Art, daß der Erwerber 
nach dem Kaufvertrag nur für das Warenlagcer und 
das Gceschäftsgrundstück - sowcit vorhanden = 
cinen Kaufpreis zu zahlen hatte. Für Einrich- 
tungen und Maschinen wurde teils nichts, teils 
nur ein Preis bezahlt, der in kcinem Verhältnis 
zu dem wirklichen Wert stand. In den meisten 
Fällen wurden Aussenstände und Schulden vom 
Erwerber nicht übernommen. 

Der Gauwirtschaftsbcsrater hat grundsätzlich 
‚den Standpunkt vertreten, daß Au-ßenstände 
nicht übernommen werden sollten, schon um zu 
vermciden, daß der arischc Erwerber sich um die 
Einziehung der Aussenstände bemühen würde, die 
der Jude mit Rücksicht auf die politischen Ver- 
nältnisse nicht beizutreiben vermochte. Für 

Patente 
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Patente, Gehcimverfahren, Rezepte, Kundenkar- 
teien, Schutzmarken wurde nichts gezahlt. Das 
Unternchmon wurde damit rcegelrccht ausge- 
schlachtet. Der Kaufprcis für das Warenlager 
war im allgemeinen weit unter dessen Wort ango- 
setzt. 

Wenn auch nach den Arisierungsverträgcen 
nur einzelne Aktivposten übernommen wuräcn, 80 
liegt doch in fast allen durch die Prüfung 
festgestellten Fällen tatsächlich die Übernahme 
eincs ganzen Betriebes vor. Der Erwerber hat 
den übernommenen Betricb wirklich fortgeführt, 
da er die übernommenen Aktiven nicht in sein 
ihm schon gehörigcs Geschäft übernommen hat. Er 
hat vielmehr regelmässig den Betrieb in den 
alten Geschäftsräumen und in der gleichen Weise 
fortgesetzt wie der frühere jüdische Unterneh- 
mer. Er benützt auch z. B. dessen Kundenkartei- 
en, Verfahrensarten und Patente etċ.. Auch muß- 
ten ihm meist die gesamten Bücher überlassen 
werden. In all n dicsen Fällen mußte auch die 
nach der AO. vom 26.4.1938 erforderliche Ari- 
sierungsgenehmi gung bei der Regierung eingeholt 
werden, die nur bei Arisierung von Betrieben, 
nicht aber bei bloßem "Ankauf eines Warenlagcers 


erforder ich ist, 
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Zur Feststellung, in welcher Höhe cin 
Arisierungsgcwinn entstanden ist, wurden die 
ebengenannten 33 Betriebe durch Betriebsprüfcer 
des Oberfinanzpräsidenten in folgender Richtung 
geprüft: 


1.) Lag eine genchmigungspflichtige 
Betriebsarisierung oder cin genehmi- 
gungsfreier Kauf eines Warenlagers vor? 


Höhe des Verkehrswertes des Untoernch- 
mens in dem tatsächlich übernammenen 
Umfang ? 


Höhe des Kaufpreises und dessen Be- 
le gung? 
4.) Höhe des Arisicrungsgewine s ? 


5.) Finanzielle Leistungsfähigkeit des 
Erwerbers ? Stundung der Abgaben? 


Um den Verkehrswert feststellen zu können, 
wurde der Substanzwert der übernommenen Aktiven 
unter Absetzung etwa übernommener Passiven 
errechnet, sowie der Ertragswert auf Grund der 
nach dem Durchschnittsgewinn der letzten Jahre 


für die nächste Zeit zu erwartenden. Erträge er= 


mittelt. Das Mittel aus Substanz-Wert und 


Ertrags-Wert wurde als Verkehrs-Wert angencmnen. 
Dieser Verkehrswert stellt den Preis dar, den 
ein arischer Erwerber einem arischen Verkäufer 


B nom 
30% 


di eses 
—,—— 


k 
- 





H3694-0137 


Iet nachträg- 
liche Erhebung 
eines Arisie- 
rungsgewinnes 
cmpfehlınswert? 
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dicses Betricbes hätte zahlen müssen. Durch 
Abzug dcs gezahlten Kaufpreises ergab sich 

der Arisierungsgewinn. Dieser beträgt bei den 

33 geprüften Betrieben insgesant 14.399 .077.- RM, 
davon ergibt ein zumutbarer Prozentsatz (im 
Einzelfall zwischen 25 und 70 %) eine im 
günstigsten Fall zu crzielende Arisierungsab- 


gabe in Höhe von rund 10 Millionen RM, 


Es ist zunächst dic grundsätzliche Frage 
zu entscheiden, ob übcrhaupt den geprüften 
33 Betricben, deren Arisierung in,der Zeit | j 
vom 9.11.38 bis 8.2.39 ohne Auflage der Zahlung | 
einer Arisierungsabgabe genehmigt wrden ist, 
nachträglich einc solche Abgabe zugunsten des 
Reiches auferlegt werden soll. Hier werden 
sowohl rechtliche, als auch wirtschasftsliche 
und politische Gesichtspunkte zu berücksichti- 
gen sein. 

Die rechtliche Grundlage zu eier nach- 
träglichen Erhebung kann der Erlaß des Beauf- 
tragten für den Vierjahresplan vom 10.12.38 
bilden, der unter III folgendes bestimmt: 


" Der Nutzen aus der Ausschaltung der 
Juden aus dem deutschen Wirtschaftsle- 
ben kommt allein dem Reich zu, Personon 
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Stellen, dic aus der Überleitung jüdischer 
Betriebe oder sonstiger Vermögenswerti 

aus jüdischem Besitz einen ungeruchtfer- 
tigten Vorteil gezogen haben, können dahcr', 
zu einer Ausgleichsabgabe zugunsten des 
Reiches hurangszogen werden." 


Die Anordnung des Herrn Generalfelämar- 
schalls findet ihre Rechtsgrundlage in der dem 
Beauftragten für den Vicrjahresplan vom Führer 
erteilten Gener=e]\vollmcht. 

Vom einzelwirtschaftlichen Standpunkt 
bestehen gegen die nachträgliche Erhebung eire r 
Arisierungsabgabe dann keine Bedenken, wenn auf 
die tatsächliche finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Erwerber Rücksicht genommen wird, cin Um- 
stand, dem durch Herabsetzung der Arisicrungsab- 
gabe unter die 70 % Grenze und durch Gewährung 
von Ratenzahlung Rechnung getragen werden kann, 
Es wird nicht von der Hand zu weisen sein, daß 
einzelne Erwerber nur mit Rücksicht auf den 
geringen Kaufpreis überhaupt erworben haben, die 


also infolge beschränkter finanzicller Leis tungs- 


fähigkeit von dem Ankauf hätten Abstand nehmen 


müssen, wenn sic mit der Zahlung einer Arisie- 
rungsebgabe gerechnet hätten. Bei nachträg- 
licher Erhebung der Arisicorungsabgabe ergibt sich 
darüber hanaus für den Erwerber eine schl chtere 
Lage dadurch, daß cr die Zahlung der Abgabe 

nicht durch Rücktritt von der Arisierung , die 
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ja schon vollzogen ist, vermeiden kann. Ein 
Erwerbcr, dcm die Zahlung viner Arisierungsab- 
gabe gleichzeitig mit dem Genehmi gungsbescheids 
gemäß Erlaß dis Reichswirteschzftsministirs vom 
6.2.39 (LII Jā. 1/2082/39) zur Auflage gemacht 
wird, kann dagegen die Zahlnng der Abgabe ab- 
lehnen und so von der Arisi.rung zurücktreten; 
Bei nachträglicher Festsctzung der Abgabe cr- 
schcint es aber unvirtrctbor, dem Erwerber die 
gleiche Befugnis einzuräumen wcil gegebenenfalls 
ein Verzicht auf das bereits ubernomrene Unte- 
nchmen die ganze Arisierungearbeitivon neuem 
beginn:n lassen würde. Kommt ès dahcer zur nach- 
träglichen Erhebung der Arisiorungsabgabe auf 
Grund von Abs. III dcs Erlasses dcs Bceauftrags 


ten für den Vicrjahrcsplan vom 10.12.38, 8 
muß diose die Form einer Steuer annehmen, für | 
die der Erwerber zwar Stundung =“. tragen kanni 
die er jedoch unter allen Umständen bezahlen 
muB. | 
Aus allgemeinwirtschaftlichen Gründen d 
bestehen aber grundsätzliche Bedenken dagegen i 
cine nachträgliche Arisisrunrsahgabe nur den | 
auf Grund der Prüfungsvöllmacht’ nachgeprüften,Z 


scit dem 9.11.38 arisicrten Betrieben aufzucr- 


legen. Zwar haben die Vorgänge nach dem 9.11.3% 


dazu geführt, daß dic Arisicrungskaufpreise 


weiter 
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go årückt wurden. Aber such bei dcn Arisio- 
rungen vor dem 9.11.38 wurden im allgemeinen 
nur Kaufprceise gezahlt, die unter dem tatsäch- 
lichen Vert der Unternehmen lagen. In fast als 
lon Fällen sind im Höchstfall die Substanzworfe 
bezahlt worden, Der im allgemcinen viel höher 
liegende Ertragswcrt des Unternchmns ist bei 
der Bemessung des KA fyreiscs fast niomala bos 
rüeksichtigt wardon und anllis vunh hewusst { 
dem Juden nicht zuflicßen., Es ist dies eine 
Richtlinie, nach der nicht nur im Gau Frankenz 
sondern praktisch im ganzen Reich verfahren ist. 
Bei dieser Sachlage erschcint es nicht gerech | 
fertigt, nur die in der Zeit vom 9.11.38 im 
Gau Franken genchmigten Arisierungen nachträg- 
lich zur Arisierungsabgabe heranzuziehen, zu= | 
mal es mehr oder minder von der zufälligen Dau 
er dcs Arisicrungsverfahrsns abhing, ob eine | 
Genchmigung vor oder nach dem 9.11.38 erteilt } 
worden ist, | 
Es erschcint deshalb cine nachträgliche 
Erhöbung des krisieringsgowimen nur dann. 
als gercchtfcortigt, wnn sic cinhu.itlich für 
das ganze Reich angeordnet wird, und zwar 
würde als Anfangstermin der 26.4.38, d.h, 
der Tag der. Einführung der staatlichen Gench- 
migungspflicht für Arisiorungon von Betrieben | 
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zu bestimmen scin. Um die Behörden von der 
nachträglichen Prüfung der zahlreichen klcinen 
Einzelhandelsarisicerungon zu entlasten, bei 
donen mit Rücksicht darauf, daß sich die Boy- 
kottbewegung bei ihnen am stärksten ausgcewirkt 
hat, mit wirklich bedeutsamen Arisicrungsge- 
winnen ohnehin nicht zu rcchnen ist, könntc 
die nachträgliche Erhebung der Arisicrungsab- 
gabs auf industrielle- und Großhandelsbetricte, 
die von der Regierung zu genchmigen waren und 
daher auch aktenmäßig leicht erfaßt werden 
können, beschränkt werden. 

Eine solche Maßnahme würde nicht nur dic 
Unbilligkcit beseitigen, die darin licogt, daß 
der Arisierungsgewinn bei Arisierungen nach 
Inkrafttreten der VO. vom 3.12.38 (RGBl. IS. 
1709) nur vereinzelt, erst auf Grund des Er- 
lasses des Reichswirtschaftsministirs vom 6.2, 
39 ( III Jà. 1/2082/39 ) allgemein erfaßt wird, 
während bci der größcren Zahl der vorher durch- 
geführten Arisierungen keinerlei Ausgleich 
erfolgt, sie würde vielmchr auch steuerlich 
gerechtfertigt scin. Bei einem Verkauf des 
Unternchmens zu dem tatsächlihen Wert würden 
die erheblichen stillon Reserven offen gelegt 
und als Veräusscrungsgewinn bei dem jüdischen 
Verkäufer mit dem Höchstsatz von 25 % zur Ein- i 
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kammensteuer hc rengezegon worden scin ( $ 34 
Einksmmonsteucrgesetz). Eine stwwerliche Am 
fassung des Arisierungsgewinnes tritt ohne 
besondcre Erhcbung der Arisierungsabgabc beim 
Erwerber nicht cin, da diescr das Anlagevsrmd- 
gen in seinen Bilanzen nur in Höhe der An- 
scheffungskosten einsetzen darf. ( $ 6 EStG. P 
Leđiglich dic sich aus dem “ar enlager ergeben- 
fen geringen Arisicrungsgcewinne werden nach 


Verkauf der "aren cinkomm nsteuerlich erfaßt 


Bei dieser Szechlage scheint es OR 


wert, dem Herrn Reichswirtsch. ftsminister im 


t 
} 


Einveruchnen mit iom Horın R-Ichsfinanzmiris cr 
den Erlass einer Kechtsverordnung über 


die nachträgliche Erhebung dəs irisierungsgo-Ä 
winnes für das ganze Reich vorzuschlagen, 
Im Einzelnen macht die Kommission auf dem 


Scktor der Betriebsarisierungen folgende Vor- i 


schläge: 


l.) Die euf den Konten 7105,7111,7116, 
7303, 7308 der Bank der Deutschen ard 
beit und auf dem Konto 14 770 bei 1 
der Städt. Sparkasse in Nürnberg 
befindlichen Beträge sind mit den 
aus den Bcilagen XV, XVI und XVII 

. sich ergebenden Summen an die dort 
aufgeführten Juden zur Auszahlung zu 
bringen, da es sich um rechtswidrig 
einbehaltene Toile dcs den Juden 
zustehenden Kaufprcises handslt. 
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2.) Wegen der an die Partei gezahlten 
Spenden wird mit dem Reichsschatzmeister 
der NSDAP. Zwecks Arführuns an das 
Reich in Verbindung zu treten sein, 

Dem Herrn Reichswirtschaftsmninister 
wird nahcsclegt, auf Grund der von der 
Kommission im Gau Franken errechneten 


Ergebnisse die nachträgliche Überprü- 
fung eller ab 26,4.38 genehmigten Ari- 
sierungen, mit Ausnahme dcs Einzelhan- 


dels unå les Handwerks, anf Erhebung 
einer Arisiorungrabgabe zu Gunsten des 
Reiches im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister der Fir- -nsen anzuordnen. 


Die Abwicklung der Betriebs- und Mobi- 

ieraris’:orungen in Gau Franken ist 
einer noch zu bestimnmenden Stelle zu 
übertragen. 
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